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Vorwort

Das Jahr 2008 brachte für die wissenschaftliche Tätigkeit des Instituts eine tiefe Zäsur: 
Im September ist mit Klaus Hopt einer der Direktoren emeritiert worden. Ungefähr zur 
selben Zeit wurde dem designierten Nachfolger Holger Fleischer, Universität Bonn, der 
Leibniz-Preis verliehen, die bedeutendste wissenschaftliche Auszeichnung, die das deutsche 
Wissenschaftssystem zu vergeben hat. Im Januar 2009 hat Holger Fleischer schließ lich den Ruf 
an das Institut als Nachfolger von Klaus Hopt angenommen. Er wird den Forschungsbereich 
Unternehmens- und Kapitalmarktrecht fortführen, dabei aber seine eigenen Akzente setzen. 

Die Forschungsarbeit des Instituts war durch zwei Großprojekte geprägt: Zu Anfang des 
Jahres stand eine rechtsvergleichende Untersuchung zur Mediation im Mittelpunkt, die im 
Auftrag des Bundesjustizministeriums unter der Leitung von Klaus Hopt durchgeführt wurde. 
Neben dem unmittelbaren Anlass, der Umsetzung der Richtlinie 2008/52/EG über bestimmte 
Aspekte der Mediation in Zivil- und Handelssachen stand dabei der Wunsch Pate, neben dem 
streitigen Zivilprozess ein weiteres Streitlösungsverfahren zur Verfügung zu stellen, so wie 
dies in verschiedenen Industriestaaten in Europa und auch in Übersee schon geschehen ist. Die 
rechtsvergleichenden Erfahrungen sollen auch dazu beitragen, in dem Wildwuchs von privaten, 
halbstaatlichen und staatlichen Streitbeilegungsverfahren in Deutschland eine gewisse Ordnung 
zu schaffen. Das Mediationsgutachten ist noch im Berichtsjahr im Verlag Mohr Siebeck als 
Buch erschienen; geplant wird nunmehr eine Ausgabe in englischer Sprache. 

Die große Mehrheit der wissenschaftlichen Mitarbeiter hat sich im Jahr 2008 auch mit dem 
geplanten Handwörterbuch zum europäischen Privatrecht befasst, einem alle Arbeitsbereiche 
übergreifenden Institutsprojekt, das in über 450 Stichwortartikeln den Stand der Entwicklung 
des europäischen Privatrechts dokumentieren soll. Die Arbeit daran, die zum Teil auch von 
externen Autoren durchgeführt wird, macht gute Fortschritte, so dass im Jahre 2009 mit einer 
Veröffentlichung des geplanten zweibändigen Werks in deutscher Sprache zu rechnen ist.

Unter den zahlreichen Veranstaltungen des Jahres 2008 ragt die 11. Rabel Lecture hervor. Am 
24. November wurde sie von Richard Buxbaum, Professor an der University of California 
at Berkeley, gehalten. Durch seine Biographie und Person brachte der Referent, selbst aus 
Deutschland gebürtig, die enge Verbindung der Rabel Lecture zu Amerika zum Ausdruck, 
die auf die Stiftung des Sohnes von Ernst Rabel, Frederick Karl Rabel, Maryland/USA, 
zurückzuführen ist. Mit seiner Lesung über „Ein europäisches Delaware?“ hat er die Parallelen 
zwischen der rechtlichen Integration Amerikas und der Europäischen Union, insbesondere 
durch verfassungsrechtliche und internationalprivatrechtliche Regelungen thematisiert. 

Der Tätigkeitsbericht dokumentiert auch in diesem Jahr die große Vielfalt der wissenschaft-
lichen Tätigkeit des Instituts. Möge er dem Leser eine interessante und kurzweilige Lektüre 
bereiten! Die redaktionelle Verantwortung für die Erstellung dieses Berichts lag bei Herrn 
Dr. Hannes Rösler, Frau Nicola Wesselburg und Frau Angelika Harksen. Bei Durchsicht 
und Korrektur haben außerdem Frau Juliane Koop, Frau Edda O‘Hara und Frau Anita Ward 
mitgeholfen. Ihnen sei dafür herzlich gedankt.

Hamburg, im März 2009      Jürgen Basedow  
Geschäftsführender Direktor
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Schwerpunkte

1. Mediation – Rechtstatsachen, Rechtsvergleich, Regelungen

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht hat im Auftrag 
des Bundes ministe riums der Justiz Regelungen und Rechtstatsachen der Mediation in 19 
Rechts  ord nun gen Europas und der Welt untersucht. Die in Buchform vorgelegten Er geb-
nis se bereichern die Dis kussion über die Umsetzung der europäischen Mediationsricht linie 
in Deutschland. Der ver glei chen de Blick in die ausländischen Rechtsordnungen offen bart 
erfolg reiche Regelungsmodelle und ein Verständnis ihrer Wirkungszusammenhänge.

Rechtsvergleichende Forschung zur Mediation
Das Interesse an den Regelungen und Rechtstatsachen der Mediation in Europa und der 
Welt wird gegenwärtig aus zwei Quellen gespeist. Zum einen will die Europäische Union 
die Mediation als Verfahren der außergerichtlichen Streitlösung fördern. Die Media-
tions richt linie [Richtlinie 2008/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über 
bestimmte Aspekte der Mediation in Zivil- und Handelssachen vom 21.05.2008, ABl. EU 
L 136 v. 24.05.2008] aus dem Jahr 2008 gibt den Mitgliedstaaten auf, bis spätestens Mai 
2011 natio na le Regeln zu erlassen, welche die Information der Öffentlichkeit über die 
Mediation ver bessern und grenzüberschreitende Mediationen erleichtern. Für Deutschland 
ergibt sich daraus ein erheblicher Umsetzungsbedarf.

Zum anderen hat sich die Mediation mittlerweile neben dem Gerichtsverfahren, dem 
Schieds verfahren, der Schlichtung und der Verhandlung als fünfte Säule der Konfl ikt-
lösungs verfahren in Deutschland etabliert. Der praktischen Bedeutung wird das her ge-
brach te Verfahrens- und Berufsrecht jedoch nicht gerecht. Für den Gesetzgeber stellt sich 
daher über die Umsetzung der Mediationsrichtlinie hinaus die Aufgabe der gesetzlichen 
För derung und Regelung der Mediation. In der rechtsvergleichenden Umschau befi ndet 
sich Deutschland dabei in der „Verfolgerrolle“. Wichtige Wirtschaftsländer wie die USA, 
Eng land, Japan oder Frankreich stellen ihren Bürgern schon länger und erfolgreich Regeln 
zur Streitlösung im Wege der Mediation zur Verfügung.

Beratung des Bundesjustizministeriums durch das Max-Planck-Institut für aus-
ländisches und internationales Privatrecht
Vor dem Hintergrund des reichen Erfahrungsschatzes anderer Länder hat das Bundes justiz-
ministerium das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht 
beauf tragt, Regelungen und Rechtstatsachen in 19 ausländischen Rechtsordnungen zu 
er mitteln und mit Blick auf die Herausforderungen für den deutschen Gesetzgeber zu 
unter suchen. Unter der Federführung von Klaus J. Hopt und Felix Steffek fand sich ein 
Team von 23 Forschern zusammen, die ihre Ergebnisse im Oktober 2008 im Verlag Mohr 
Siebeck veröffentlicht haben [K. J. Hopt; F. Steffek (Hg.), Mediation – Rechtstatsachen, 
Rechtsvergleich, Regelungen, Mohr Siebeck, Tübingen 2008].

Schwerpunkte
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Begriff der Mediation und Regelungstypen
Ausgangspunkt der Forschung war ein gemeinsames Verständnis vom Wesen der Media-
tion. Die Rechtswissenschaftler ließen sich von folgender Defi nition leiten: Mediation ist 
ein auf Freiwilligkeit der Parteien beruhendes Verfahren, bei dem ein Vermittler ohne Ent-
scheidungsgewalt die Kommunikation zwischen den Parteien systematisch mit dem Ziel 
fördert, eine von den Parteien selbst verantwortete Lösung ihres Konfl iktes zu er möglichen. Die 
Mediation unterscheidet sich von dem formalisierten, durch das juris tische Anspruchsdenken 
geprägten Gerichtsverfahren also durch ein fl exibles, der Partei au to nomie überantwortetes 
Verfahren und den Umstand, dass sämtliche Aspekte des Kon fl ikts – unabhängig von ihrer 
juristischen Relevanz – in die Streitschlichtung einge bunden werden können.

Die Flexibilität des Mediationsverfahrens und die Freiwilligkeit der daran teilneh men-
den Parteien stehen einer staatlichen Regelung nicht grundsätzlich entgegen. Protago-
nist eines weitgreifenden Regelungsansatzes ist Österreich, wo man 2001 ein detaillier-
tes Me dia tionsgesetz über die Ausbildung und Zulassung der Mediatoren erlassen hat. 
Als Gründe für die hohe Regulierungsintensität werden der Schutz der Verbraucher und 
die hoheit liche Förderung der Mediation genannt. Demgegenüber setzen andere Staaten 
allen falls vereinzelte gesetzgeberische Impulse, etwa im Recht der Verfahrenskosten. 
Ein Beispiel dafür ist England, das die Ausgestaltung der Mediationsverfahren und die 
Aus bildung der Mediatoren in die Hände privater Verbände und selbstregulierender 
Marktkräfte gelegt hat. Die gesetzgeberische Zurückhaltung begründet man mit der Sorge, 
die Entwicklungsfreude der Praxis durch verfrühte Normsetzung zu ersticken. Zwischen 
diesen extremen Regelungsansätzen versucht eine dritte Gruppe von Rechtsordnungen, 
das Spannungsverhältnis zwischen der Freiwilligkeit der Mediation und dem Schutz vor 
Frei heits missbrauch in einer ausgewogenen Regulierungstätigkeit aufzulösen.

Erfolgsfaktoren der Mediation
Ein wichtiges Ergebnis der Untersuchung ist die Feststellung, dass der Erfolg der Mediation 
als Verfahren und Institution nicht nur von ihren klassischen Vorteilen, nämlich der Kosten- 
und Zeitersparnis, bedingt wird. Zwar stützen die rechtstatsächlichen Auswertungen der 
Studie die Hoffnung, dass die Mediation Kosten und Zeitaufwand der Streitlösung senken 
kann und zwar sowohl für die Beteiligten als auch für den Fiskus. Das englische National 
Audit Offi ce ermittelte etwa in einer Studie zu Familienstreitigkeiten für den Zeitraum 
Oktober 2004 bis März 2006 für Gerichtsverfahren im Durchschnitt Kosten von £ 1.682 
und eine Dauer von 435 Tagen, während Mediationen nur Kosten von £ 752 und eine 
Dauer von 110 Tagen zu verzeichnen hatten.

Entscheidend ist – das zeigt die rechtsvergleichende Umschau – aber auch die insti-
tu tionelle Einbindung der Mediation in die Verfahren der Streitlösung. Das meint zum 
einen den Schutz der Vertraulichkeit der offengelegten Informationen vor späterem Miss-
brauch, die Vermeidung nachteiliger Folgen wie der Verjährung umstrittener Forderungen 
wäh rend des Mediationsverfahrens, die Absicherung der Umsetzung ent wickelter Lösun-
gen, die Gewährleistung neutral agierender Mediatoren und das Angebot qualitativ 
zufriedenstellender Verfahren. Zum anderen ist damit die Einbindung der Mediation in die 
anderen Prozesse der Konfl iktbewältigung angesprochen. Ein gelungenes Beispiel ist der 
Mediationskoordinator an niederländischen Gerichten. Der Koordinator vermittelt Infor-
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ma tionen über die Mediation nach innen, d.h. unter den Richtern, sowie nach außen, d.h. 
gegen über den Parteien, und führt die Parteien mit geeigneten Mediatoren zusammen.

Ein Vergleich der Rechtstatsachen ergibt schließlich, dass der Erfolg der Mediation 
auch davon bestimmt wird, ob es gelingt, die maßgeblichen Personengruppen für dieses 
Ver fahren zu gewinnen. Das sind namentlich die Anwälte als häufi g erste Ansprechpartner 
bei Konfl ikten, die Richter als entscheidende Schnittstelle bei der gerichtsnahen und 
-inter nen Mediation und, vor allem, die Parteien selbst, die in vielen Ländern noch wenig 
über die Mediation wissen.

Regulierungsmodelle für das Berufsrecht
Ein weiterer Ertrag der Forschungsarbeit ist ein besseres Verständnis von Regu lie rungs-
modellen und -zusammenhängen. Auf dem Gebiet des Berufsrechts konnte etwa nach ge-
wiesen werden, dass die untersuchten Rechtsordnungen drei Regulierungsmodellen zuzu-
ord nen sind. An ihnen könnte sich der Gesetzgeber bei der Entscheidung über das Ob und 
Wie einer Regulierung der Mediatoren orientieren.

Erstens ist das Zulassungsmodell anzutreffen. Es beruht auf einer hoheitlichen Zu-
las sung zur Tätigkeit als Mediator und ist in dieser klassischen Form beispielsweise in 
Australien und Ungarn anzutreffen. In einer Variante ist es darüber hinaus auch im ame-
ri kanischen Bundesstaat Kalifornien, in Norwegen oder in Portugal zu fi nden. Dort füh-
ren Gerichte Mediatorenlisten, in die nur Aufnahme fi ndet, wer gewisse Fähigkeiten und 
Kennt nisse (Fachkunde, Verhandlungskompetenz, etc.) nachweist.

Demgegenüber zeichnet sich, zweitens, das Anreizmodell dadurch aus, dass die Media-
to ren tätigkeit jedermann offensteht. Für die Medianden günstige Regeln – etwa über die 
Ver traulichkeit und Qualität der Mediation – greifen aber nur dann, wenn das Verfahren 
von Mediatoren durchgeführt wird, die in Listen eingetragen sind, was wiederum die 
Er füllung bestimmter Standards voraussetzt. Prominente Vertreter dieses Ansatzes sind 
Österreich und Japan. In Österreich gelten die besonderen Neutralitätspfl ichten der Media-
to ren zu Gunsten der Medianden sowie die gesetzlichen Regeln zur Sicherstellung der Ver-
trau lichkeit und zur Hemmung von Fristen nur, wenn die Mediation durch einen Mediator 
durch geführt wird, der in die vom Justizministerium geführte Liste eingetragen ist. Daraus 
er gibt sich ein Anreiz für die Parteien, einen eingetragenen Mediator zu beauftragen, woraus 
sich im zweiten Schritt ein Anreiz für Mediatoren ergibt, die Qualitätsanforderungen für 
die Listeneintragung zu erfüllen und sich eintragen zu lassen.

Drittens bietet sich das Marktmodell an, bei dem der Staat weitgehend auf eine 
Regulierung des Berufsrechts verzichtet und auf das rationale Verhalten der Markt teil neh-
mer vertraut, die Mediation anfragen und anbieten. Hier können sich nach einer Anfangs-
phase wenig geordneter Marktentfaltung nach und nach private Strukturen herausbilden, 
deren Regulierungswirkung den beiden anderen Modellen gleichkommt. So haben die 
Me dia tions anbieter in England einheitliche Mediatorentitel entwickelt (z.B. Associate, 
Mem ber und Fellow), die den Parteien eine Qualitätseinschätzung erlauben.

Forschungsperspektiven
Die rechtsvergleichende Grundlagenarbeit bereitet den Boden für eine informierte 

Schwerpunkte
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Diskussion über die Umsetzung der Mediationsrichtlinie in Deutschland. Dabei stellt sich 
die Frage, welche Regulierungsmodelle und -typen, die sich im Ausland bewährt haben, für 
das deutsche Recht geeignet sind. Hier ist einerseits der Entwicklungsstand der Mediation 
in Deutschland zu bedenken, andererseits sind rechtskulturelle Gemeinsamkeiten und 
Unter schiede im Vergleich mit der beispielgebenden Rechtsordnung zu berücksichtigen. 
Diese Forschungsperspektiven wird das Institut im Blick behalten. Eine von den Freunden 
des Instituts veranstaltete Konferenz im Juni 2009 steht daher unter dem Titel: „Mediation 
in Deutschland, Europa und der Welt – die Umsetzung der Mediationsrichtlinie vor dem 
Hinter grund internationaler Erfahrungen“.
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2. Auf dem Weg zu einem einheitlichen europäischen Versicherungsvertragsrecht: 

Principles of European Insurance Contract Law vorgelegt 

Wie kaum eine andere Dienstleistung ist die Versicherung an ihr rechtliches Umfeld gebun-
den. Dies beruht vor allem auf den zahlreichen zwingenden und halbzwingen den Vor schrif-
ten, die im Recht der Mitgliedstaaten den Schutz der Versicherungsnehmer sicher stellen 
sollen. Kehrseite dieser zwingenden Regeln ist, dass ein Versicherungsunternehmen für 
nahezu jedes europäische Land unterschiedliche Versicherungsverträge anbieten muss. 
Ein grenzüberschreitend einheitlicher Versicherungsvertrag wäre demgegenüber mög lich, 
wenn die Versicherungsunternehmen die Möglichkeit hätten, den Versicherungs vertrag 
europaweit einheitlichen Regeln zu unterwerfen. An der Ausarbeitung solcher optio nal 
ausgestalteten Regeln arbeitet die Projektgruppe „Restatement of European In surance 
Contract Law“, an der das Institut durch Jürgen Basedow beteiligt ist. Die Gruppe hat 
im Jahr 2008 mit der Übergabe des ersten Teils ihrer „Principles of European Insurance 
Contract Law“ (PEICL) an die Europäische Kommission ein wichtiges Zwischenziel er-
reicht. Sie wird in den kommenden Jahren ihre Arbeit auf die besonderen Regeln für 
einzelne Versicherungszweige konzentrieren.

Ein einheitliches Versicherungsvertragsgesetz zur Verwirklichung eines 
europäischen Binnenmarktes für Versicherungen
Ein echter europäischer Binnenmarkt für Versicherungen kann grundsätzlich nur auf zwei 
We gen erreicht werden: Denkbar ist zunächst eine „große Lösung“, also eine umfassende 
An gleichung des Versicherungsvertragsrechts in Europa. Dieser Weg ist bereits in den 
acht ziger Jahren gescheitert und begegnet nach wie vor vielfältigen rechtlichen und vor 
al lem politischen Hindernissen. Denkbar ist aber auch eine „kleine Lösung“, die ne ben die 
fort bestehenden nationalen Versicherungsvertragsrechte ein europäisches Ver si che rungs-
ver tragsgesetz als „optionales Instrument“ stellt („28. Regime“ neben den 27 Rechts ord-
nun gen der Mitgliedstaaten). Ein solches optionales Instrument könnte in Gestalt einer 
euro  päischen Verordnung erlassen werden und würde den Anbietern von Versicherungen 
die Möglichkeit eröffnen, anstelle des nationalen Versicherungsvertragsrechts (ein schließ-
lich seiner zwingenden Bestimmungen) die Anwendung des „Europäischen Ver siche-
rungs vertragsgesetzes“ mit ihren Versicherungsnehmern zu vereinbaren. Die Anbieter von 
Ver  sicherungen könnten auf diese Weise auf Grundlage des einheitlichen europäischen 
Rechts einheitliche Versicherungen für den gesamten Binnenmarkt anbieten, die in Wett-
be werb zu den auf das heimische Recht zugeschnittenen Angeboten treten. Solche Policen 
könn ten etwa für Personen interessant sein, die von der europäischen Freizügigkeit be son-
ders regen Gebrauch machen („Euro-Mobile“). Der Wettbewerb und damit letztlich die 
Prä ferenzen der Nachfrager würden entscheiden, ob und in welchem Umfang sich Ver-
siche rungs produkte auf Basis des optionalen Instruments gegen die nationalen Angebote 
durch setzen. Das optionale Instrument würde damit einen wesentlichen Beitrag zum Ent-
ste hen des Versicherungsbinnenmarktes leisten.

Die Projektgruppe „Restatement of European Insurance Contract Law“
Die Ausarbeitung eines Entwurfs für ein solches „Europäisches Versicherungs ver trags ge-

Schwerpunkte
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setz“ hat sich die Projektgruppe „Restatement of European Insurance Contract Law“ zum 
Ziel gesetzt. Die von Fritz Reichert-Facilides begründete und mit anerkannten Exper ten 
des Ver sicherungsvertrags rechts aus Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Grie chen-
land, Großbritannien, Italien, den Niederlanden, Österreich, Polen, Portugal, Schwe den, der 
Schweiz, Spanien und Ungarn besetzte Projektgruppe möchte mit ihrer Ar beit zwei Ziele 
erreichen: Zum einen möchte sie einen wissenschaftlichen Beitrag zur Euro pä i sie rung des 
Privatrechts leisten und ist deshalb Teil des von der Europäischen Kom mission ge för derten 
Network of Excellence „Common Principles of European Contract Law“ (www.copecl.
org). Sie möchte aber auch die Blaupause für eine konkrete Verordnung auf eu ro päischer 
Ebene liefern, um die legislative Arbeit in Brüssel wissenschaftlich zu unter stützen. Das 
Institut beteiligt sich an der Arbeit der Gruppe durch Jürgen Basedow. Es baut dabei auf 
umfangreichen rechtsvergleichenden Vorarbeiten auf, die im Rahmen des von Jürgen 
Basedow initiierten und von der Deutschen Forschungsgemeinschaft ge för der ten Projekts 
„Europäisches Versicherungsvertragsrecht“ erbracht wurden, das in eine drei bändige 
Publikation zu den Versicherungsvertragsgesetzen der damals 15 Mit glied staa ten mündete.

Die Principles of European Insurance Contract Law (PEICL)
Zu Beginn des Jahres 2008 hat die Projektgruppe ein wichtiges Zwischenziel er-
reicht, indem sie den ersten Teil der „Principles of European Insurance Contract Law“ 
(PEICL) der Europäischen Kommission übergeben hat (abrufbar unter www.restatement.
info). Der erste Teil umfasst die allgemeinen Regeln, die für alle Versicherungsverträge 
(mit Ausnahme der Rückversicherung) gelten (Art. 1:101). Sie kommen – getreu dem 
Charakter der PEICL als optionales Instrument – nur dann zur Anwendung, wenn sie von 
den Parteien des Versicherungsvertrages vereinbart werden (Art. 1:102). Entscheiden sich 
die Vertragsparteien für eine Einwahl in das europäische Regime, so dürfen sie allerdings 
von den Bestimmungen der PEICL nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers ab-
wei chen, wenn es sich um die Versicherung kleinerer und mittlerer Risiken (also ins be-
son dere Verbraucherrisiken) handelt (Art. 1:103). Dieser Regel liegt wie dem ge sam ten 
Pro jekt die Überlegung zugrunde, dass die PEICL ein inhaltlich abgestimmtes System 
des zwingenden Versicherungsvertragsrechts schaffen, das auf ein hohes Schutz niveau 
für den Versicherungsnehmer zielt. Allein ein umfassender Schutz des Ver si che rungs-
neh mers (und damit auch des Verbrauchers) gewährleistet die politische Akzeptanz des 
optionalen Instruments. Deshalb suchen die PEICL etwa durch umfassende In for ma-
tions- und Beratungspfl ichten des Versicherers (Art. 2:202) und kurze Laufzeiten des 
Versicherungsvertrages (Art. 2:601) die Position des Versicherungsnehmers zu stär ken. 
Gleichzeitig beschränken sich die PEICL auf eine Regelung des zwingenden Ver si che-
rungs vertragsrechts, weil vertraglich abdingbare Vorschriften kein Hindernis für euro pa-
weit einheitliche Versicherungsverträge darstellen.

Getreu ihrer Konzeption als europaweit einheitliche Ordnung für den Ver siche-
rungs ver trag schließen die PEICL den Rückgriff auf nationales Recht selbst für die von 
den PEICL ungeregelten Fragen (etwa des allgemeinen Vertragsrechts) weitgehend aus 
(Art. 1:105 Abs. 1), weil die Anwendung nationalen Rechts auch in den nicht un mit tel bar 
ver siche rungsrelevanten Fragen des Vertragsrechts ein Hindernis für den grenz über schrei-
ten den Vertrieb von Versicherungen begründen kann. Vielmehr sehen die PEICL er gän-
zend die Anwendung der Principles of European Contract Law vor (Art. 1:105 Abs. 2), 
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so weit Regeln des allgemeinen Vertragsrechts zur Ergänzung des optio nalen Instru ments 
er forderlich sind. Eingehende Berücksichtigungen fanden in den PEICL die bereits be ste-
hen den Richtlinien der Europäischen Union, die für Ver siche rungs verträge von Be deu-
tung sind, etwa die Richtlinie 92/49/EWG zur Koordinierung der Rechts- und Ver wal-
tungs  vorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Le bens ver sicherung), 
die Richtlinie 93/13/EWG über missbräuchliche Klauseln in Ver brau cher ver trägen, die 
Richt linie 2002/65/EG über den Fernabsatz von Finanz dienst leistun gen, die Richt linie 
2002/83/EG über Lebensversicherungen, die Richtlinie 2002/92/EG über Ver siche rungs-
ver mittlung oder die Richtlinie 2004/113/EG zur Gleichbehandlung von Frau en und Män-
nern beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienst leistun gen.

Die Principles im Einzelnen 

CHAPTER ONE

INTRODUCTORY PROVISIONS

Section One

Application of the PEICL

Article 1:101 Substantive Scope of Application
Article 1:102 Optional Application
Article 1:103 Mandatory Character
Article 1:104 Interpretation
Article 1:105 National Law and General Principles

Section Two

General Rules

Article 1:201 Insurance Contract
Article 1:202 Further Defi nitions
Article 1:203 Language and Interpretation of Documents
Article 1:204 Receipt of Documents: Proof
Article 1:205 Form of Notice
Article 1:206 Imputed Knowledge
Article 1:207 Non-Discrimination

Section Three

Enforcement

Article 1:301 Injunctions
Article 1:302 Out-of-court Complaint and Redress Mechanisms

CHAPTER TWO

INITIAL STAGE AND DURATION OF THE INSURANCE CONTRACT

Section One

Applicant‘s Pre-contractual Information Duty

Article 2:101 Duty of Disclosure
Article 2:102 Breach
Article 2:103 Exceptions
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Article 2:104 Fraudulent Breach
Article 2:105 Additional Information

Section Two

Insurer‘s Pre-contractual Duties

Article 2:201 Provision of Pre-contractual Documents
Article 2:202 Duty to Warn about Inconsistencies in the Cover
Article 2:203 Duty to Warn about Commencement of Cover

Section Three

Conclusion of the Contract

Article 2:301 Manner of Conclusion
Article 2:302 Revocation of an Application for Insurance
Article 2:303 Cooling-off Period
Article 2:304 Abusive Clauses

Section Four

Retroactive and Preliminary Cover

Article 2:401 Retroactive Cover
Article 2:402 Preliminary Cover
Article 2:403 Duration of Preliminary Cover

Section Five

Insurance Policy

Article 2:501 Contents
Article 2:502 Effects of the Policy

Section Six

Duration of the Insurance Contract

Article 2:601 Duration of the Insurance Contract
Article 2:602 Prolongation
Article 2:603 Alteration of Terms and Conditions
Article 2:604 Termination after the Occurrence of an Insured Event

Section Seven

Post-contractual Information Duties of the Insurer

Article 2:701 General Information Duty
Article 2:702 Further Information upon Request

CHAPTER THREE

INSURANCE INTERMEDIARIES

Article 3:101 Powers of Insurance Agents
Article 3:102 Agents of Insurers Purporting to be Independent
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CHAPTER FOUR

THE RISK INSURED

Section One

Precautionary Measures

Article 4:101 Precautionary Measures: Meaning
Article 4:102 Insurer’s Right to Terminate the Contract
Article 4:103 Discharge of the Insurer’s Liability

Section Two

Aggravation of Risk

Article 4:201 Clauses Concerning Aggravation of Risk

Article 4:202 Duty to Give Notice of an Aggravation of Risk

Article 4:203 Sanctions

Section Three

Reduction of Risk
Article 4:301 Consequences of the Reduction of Risk

CHAPTER FIVE

INSURANCE PREMIUM

Article 5:101 First or Single Premium
Article 5:102 Subsequent Premium
Article 5:103 Termination of the Contract
Article 5:104 Divisibility of Premium
Article 5:105 Right to Pay Premium

CHAPTER SIX

INSURED EVENT

Article 6:101 Notice of Insured Event
Article 6:102 Claims Cooperation
Article 6:103 Acceptance of Claims
Article 6:104 Time of Performance
Article 6:105 Late Performance

CHAPTER SEVEN

PRESCRIPTION

Article 7:101 Action for Payment of Premium
Article 7:102 Action for Payment of Insurance Benefi ts
Article 7:103 Other Issues Relating to Prescription

PART TWO

PROVISIONS COMMON TO INDEMNITY INSURANCE
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CHAPTER EIGHT

SUM INSURED AND INSURED VALUE

Article 8:101 Maximum Sums Payable
Article 8:102 Underinsurance
Article 8:103 Adjustment of Terms in Case of Overinsurance
Article 8:104 Multiple Insurance

CHAPTER NINE

ENTITLEMENT TO INDEMNITY

Article 9:101 Causation of Loss
Article 9:102 The Costs of Mitigation

CHAPTER TEN

RIGHTS OF SUBROGATION

Article 10:101 Subrogation

CHAPTER ELEVEN

INSURED PERSONS OTHER THAN THE POLICYHOLDER

Article 11:101 Entitlement of the Insured
Article 11:102 Knowledge of the Insured
Article 11:103 Breach of Duty by One Insured

CHAPTER TWELVE

INSURED RISK

Article 12:101 Lack of Insured Risk
Article 12:102 Transfer of Property

Mit der Vorlage des allgemeinen Teils ist die Arbeit der Projektgruppe nicht beendet. 
In den nächsten Monaten werden die Principles durch eingehende Comments ergänzt 
werden, welche jede einzelne Vorschrift erläutern und wiedergeben, welche Erwägungen 
die Gruppe zur Verabschiedung der konkreten Regel bewogen haben. Sie werden zudem 
durch rechtsvergleichende Notes komplettiert, die einen Überblick über die Rechtslage 
in den einzelnen Mitgliedstaaten geben. Vor allem aber steht nach Verabschiedung des 
allgemeinen Teils nun die Arbeit an den besonderen Bestimmungen zur Schadens- 
und Summenversicherung einschließlich der Lebensversicherung an. Die Idee eines 
einheitlichen Versicherungsvertragsrechts für Europa wird daher auch in den kommenden 
Jahren die Mitarbeiter des Instituts beschäftigen.
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3. Second Max Planck Postdoc-Conference on European Private Law

Am 19. und 20. Mai 2008 veranstaltete das Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Privat recht die Second Max Planck Postdoc-Conference on European 
Private Law. Anknüpfend an die weithin beachtete erste derartige Konferenz im Jahr 
2006 (siehe Tätigkeitsbericht 2006) sowie die seit 1999 etablierte Veran staltungsreihe 
der Habilitandenkolloquien wurden 18 Nach wuchs wissenschaftler aus ganz Europa 
eingeladen, um in englischer und französischer Sprache ihre Forschungsarbei ten zu 
präsentieren und zu diskutieren. Ziel der Veranstaltung war es, den Aus tausch und die 
Vernetzung unter den jungen Wissenschaftlern zu fördern wie auch die Arbeit und die 
Bibliothek des Instituts bekannt zu machen.

Unternehmens-, Versicherungs- und Bank recht
Einen ersten Themenschwerpunkt bildete das Unternehmens-, Versicherungs- und Bank-
recht. Im Mittelpunkt des Vortrags „How Should Law Filter Distressed Firms?“ von Peter 
Coussement von der Universität Gent stand eine umfassende empirische Untersu chung des 
bel gischen Insolvenzrechts. So konnte er etwa zeigen, dass die Insolvenzwahrscheinlich-
keit steigt, wenn ein Unternehmen vornehmlich staatliche Gläubiger hat. Anknüpfend an 
seine empirischen Resultate formulierte Coussement rechtspolitische Forderungen, etwa 
nach einer persönlichen Organhaftung für Forderungen des Fiskus sowie nach einer Diffe-
ren zierung des Insolvenz rechts zwischen großen und kleineren Unternehmen.

Die Frage der Gleichheit bildete den Ausgangspunkt des Vortrags „Discrimination and 
Insu rance: Economic Effi ciency and Actuarial Fairness as Limited by the Legal Principle 
of Equal Treatment“ von Yves Thiery von der Katholischen Universität Leuven. Thiery 
stell te dem Gleichheitsbegriff des europäischen Antidiskriminierungs rechts, der auf Ebene 
der Einzelper son ansetzt, einen versicherungsrechtlichen Gleichheitsbegriff entgegen, der 
bei der Gleich behandlung von Gruppen ansetzt. Mittels eines Rechtsver gleichs zum kana-
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di schen und südafrikanischen Recht versuchte Thiery, Abgrenzungskriterien zwischen 
legi timer von illegitimer Diskriminierung zu entwickeln.

Einem soziologischen Ansatz folgte die Arbeit von Cristina Poncibò von der Uni ver si-
tät Turin zur Frage „Shall We Have a European Class Action?“. Ausgehend von der Richt-
linie 98/27/EG über Unterlassungsklagen zum Schutz der Verbraucherinter essen ging sie 
der Frage nach, inwieweit Interessengruppen durch Vereinigungen repräsentiert werden 
kön nen und wie sich derartige Vertretungsmodelle auch auf Schadensersatzklagen über-
tra gen lassen. Aufgrund des von ihr vertretenen „communitarian model“ (in Abgrenzung 
zum „free market model“) forderte Poncibò unter anderem eine Erleichterung bei der 
Anerkennung ein zelner Verbände als Gemeinschaftskläger.

„An Approach to the Most Problematic Matters Regarding Insolvency Administrators“ 
stellte Ignacio Tirado von der Universidad Autónoma de Madrid vor. Dabei behandelte er 
ins besondere die Auswahl des Insolvenzverwalters. Einen weiteren Schwerpunkt bildete 
das Verhältnis von Insolvenzgericht und Insolvenzverwalter.

Als nächste trug Mantha Varela aus Athen zum Thema „The Internal Liability of Com-
panies Organized in Groups: The Response of European Laws with no Special Corpo rate 
Pro visions“ vor. In einem breit gespannten Rechtsvergleich, der das deutsche, italienische, 
fran zösische und griechische Recht umfasste und auch gemeinschaftsrechtliche Bezüge 
her stellte, präsentierte sie verschiedene Ansätze zur Regelung konzernrechtlicher Sach-
ver halte in Europa.

Zum Abschluss des ersten Teils sprach Mette Winther Løfquist von der Copenhagen 
Business School über „Europeanization of Banking Law – A Legal Analysis of Methods 
for Regulation“. In ihrem Vortrag behandelte sie sowohl die gegenseitige Anerkennung als 
auch Rechtsvereinheitlichungsprojekte im europäischen Bankrecht. Im Mittelpunkt stan-
den Regulierung durch europäisches Primärrecht, Sekundärrecht und durch Soft Law.

Allgemeines Zivilrecht
Ein zweiter Themenschwerpunkt widmete sich den Problemen aus dem Bereich des all-
ge meinen Zivilrechts. Andreas Abegg von der Universität Fribourg (Schweiz) begann mit 
einem Beitrag zum Ein satz von Privatrecht zur Regelung öffentlich-rechtlicher An ge-
legen heiten. In seinem Vor trag „Compulsory Norms of ‚Private Administrative Law‘, the 
Contrac ting State as a Challenge for Private Law“ beschäftigte sich Abegg vor allem mit 
den Aus wirkungen von Ver trägen zwischen staatlichen Akteuren und Privaten auf andere 
Private. Anknüpfend an die Rechtsprechung des schweizerischen Bundesgerichts plädierte 
er für einen Lö sungs ansatz aus dem Privatrecht, der aber die politische Dimension des 
Sach ver halts nicht aus dem Blick verliert.

Im Anschluss präsentierte Ágnes Dósa von der Eötvös Loránd Universität Budapest 
eine „Comparative Analysis of Medical Malpractice (Tort Law Problems)“. Anhand von 
sta tisti schen Auswertungen der Fälle wies sie darauf hin, dass in Ungarn seit Beginn der 
1990er Jahre ein rascher Wandel zu einer sehr patientenfreundlichen Rechtsprechung er folgt 
sei. Im Einzelnen belegte sie dies anhand von Beispielen aus dem Bereich der ärztlichen 
Auf klärungspfl ichten, der deliktischen Sorgfaltspfl ichten, des Kausalitätsnachweises und 
des Problems der Haftung für den Verlust von Heilungschancen.

Zum Abschluss des ersten Tages der Konferenz ergründete Teun Struycken von der 
Uni versität Utrecht „The Numerus Clausus in the Law of Property – Roots, Ratio and 
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Ramifi cations“. In seinem rechtshistorisch und rechtsvergleichend weit ausholenden Vor-
trag beleuchtete Struycken diverse Aspekte des sachenrechtlichen numerus clausus. Einen 
be sonderen Schwerpunkt legte er auf die Bedeutung der Privatautonomie im Sachen recht 
und die Alloka tion von Rechtsmacht zwischen Judikative und Legislative durch die weite 
oder strenge Handhabung sachenrechtlicher Institute.
Einen rechtshistorischen Ansatz verfolgte auch Paul de Plessis von der Universität 
Edinburgh zu Beginn des zweiten Tages. Das Verständnis für die während der historischen 
Entwicklung der Rechtsinstitute auftretenden Spannungen und deren Gründe, so de 
Plessis’ These, liefere einen wichtigen Beitrag für die zukünftige Rechtsentwicklung. In 
seinem Vortrag „The ‚Lease’ Paragdigm“ untersuchte er daher die Behandlung der Unter-
ver mietung von beweglichen Sachen durch den Mieter vom Corpus Iuris Civilis bis hin 
zu den modernen Kodifi kationen. 

In ihrem Vortrag „Unjust Enrichment in South African Law: A Reanalysis of the South 
African Law of Enrichment by Tranfer“ ging Helen Scott vom St. Catherine’s College 
in Oxford der Frage der Basis des Rechts der ungerechtfertigten Bereicherung am Bei-
spiel Süd afri kas nach. Sie vertrat dabei die These, dass die tatsächliche Basis des süd afri-
ka nischen Rechts nicht, wie allgemein angenommen, der fehlende Rechtsgrund für die 
Trans aktion, son dern die unjust factors – Irrtum, Zwang und Minderjährigkeit – seien und 
dass diese unjust factors auch weiterhin den besseren Ausgangspunkt für die Analyse des 
Rechts der un ge rechtfertigten Bereicherung darstellten. 

Den Abschluss des zweiten Themenschwerpunktes bildeten zwei Vorträge zum 
Delikts recht. Mit der Frage der Haftung für Unterlassungen befasste sich Eric Tjong Tjin 
Tai von der Universität Tilburg in seinem Vortrag „Liability for Omissions in European 
Tort Law“. Auf der Basis einer rechtsethischen Analyse der Sorgfalt und Sorg faltspfl ichten 
iden tifi zierte er dabei drei Kategorien von Unterlassungen, welche unab hän gig von den 
Unter schieden in den einzelnen Rechtsordnungen bestehen und daher als Ausgangspunkt 
für die Entwicklung eines europäischen Deliktsrechts dienen könnten.

Carlos Gómez Ligüerre von der Universität Pompeu Fabra, Barcelona, untersuchte in 
seinem Vortrag „Joint and Several Liability in the Law of Torts“ die Haftung Mehrerer 
für unerlaubte Handlungen. Ausgehend von der an der generellen gesamtschuldnerischen 
Haf tung mehrerer Schädiger geübten Kritik legte er dabei die zur Lösung dieses Problems 
ver tretenen Modelle dar und erläuterte deren Vor- und Nachteile.

Internationales Privat- und Prozessrecht
Den dritten Schwerpunkt des Symposiums bildete das internationale Privat- und Pro-
zess recht. Petr Dobiaš von der Karls-Universität Prag begann mit einem Vortrag zum 
Thema „International Commercial Arbitration – New Trends“. Dabei verglich er das neue 
tsche chische Schieds ver fahrensrecht mit internationalen Vorbildern, insbesondere dem 
UNCITRAL Model Law on International Arbitral Proceedings.

Der folgende Vortrag von Louis d’Avout von der Universität Lyon III behandelte eine 
klassi sche Frage des internationalen Privatrechts: das internationale Sachenrecht. Im 
Mittel  punkt der Betrachtung stand die Frage der Reichweite des lex rei sitae. D’Avout plä-
dier te dafür, einerseits die Anknüpfung an den Belegenheitsort umfassend zu ver stehen, 
an de rerseits aber ihren Anwendungsbereich einzuschränken und so zu größerer Partei-
autonomie zu gelangen.
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„Electronic Commerce – Issues of Jurisdiction and Choice of Law“ war der Titel des 
Vor trags von Patrik Lindskoug von der Universität Lund. In seiner breit gespannten Unter-
su chung beleuchtete Lindskoug verschiedene Aspekte des Themas, vorrangig aus der Sicht 
des europäischen Gemeinschaftsrechts. So behandelte er die Fragen des Gerichtsstands 
nach der Brüssel I-Verordnung, die Einordnung digitaler Produkte unter den verschiedenen 
inter nationalen Abkommen (Europäisches Schuldvertragsübereinkommen, Luganer Über-
ein kommen) und der Brüssel I-Verordnung und die Rechtswahl beim E-Commerce. Schließ-
lich beleuchtete er ausführlich die Implikationen der E-Commerce Richtlinie 2000/31/EG.

Den Abschluss der Konferenz bildete der Vortrag „Mandatory Rules in Contractual 
Obliga tions in Private International Law“ von Maciej Mataczynski von der Adam 
Mickiewicz Universität Posen. Ausgangspunkt bildeten einerseits die Regeln der Art. 3 und 
7 des Europäischen Schuldvertragsübereinkommens (sowie der entsprechenden Regeln 
des Vorschlags einer Rom I-Verordnung) und andererseits die Rechtsprechung des EuGH, 
ins besondere die Ingmar-Entscheidung (Rs. C-381/98) und die Arblade-Entscheidung 
(verbundene Rs. C-369/96 und C-376/96). Mataczynski untersuchte den Bedeutungswandel 
zwin gender Rechtsnormen durch den weitgehend zwingenden Charakter des europäischen 
Ge meinschaftsrechts. Angesichts des durch den EuGH in der Ingmar-Entscheidung ein ge-
schla genen Weges sei nicht auszuschließen, dass der Gerichtshofs zukünftig große Teile 
des Gemeinschaftsrechts als zwingend ansehen werde.

Die Konferenz wurde insgesamt sehr gut aufgenommen, so dass die „Max Planck Post-
doc-Conferences on European Private Law“ auf dem besten Weg sind, sich neben den 
Habi litandenkolloquien zu einer festen Veranstaltungsreihe des Instituts zu entwickeln.
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4. Fünfzig Jahre koreanischen Zivilgesetzbuch

Das koreanische Zivilgesetzbuch feiert sein 50-jähriges Bestehen. Aus diesem An lass fand 
am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht in Ham burg am 
7. und 8. November 2008 ein Symposium statt. In seiner Begrüßung be ton te Reinhard 
Zimmermann die besonders enge Beziehung zwischen Deutschland und der koreanischen 
Zivil rechtswissenschaft: Etwa 40 Prozent der Zivilrechtswissenschaftler in Korea haben 
einen Teil ihrer Ausbildung in Deutschland absolviert, insbesondere um zu promo vieren. 
Daher sei es angebracht, auch in Deutschland diesen Geburtstag zu be ge hen.

Zehn herausragende Rechtswissenschaftler aus zehn koreanischen Universitäten waren  
von Yu-Cheol Shin (Chungnam National University, Daejeon) ausgewählt wor den, um 
über unterschiedliche Aspekte im koreanischen Zivilgesetzbuch zu berichten. Den korea-
nischen Referenten stellte Zimmermann ebenfalls zehn Co-Rapporteurs aus Deutsch land 
und Österreich zur Seite. Zimmermann führte aus, dass es unter anderem das Ziel des 
Sympo siums sei herauszufi nden, wie westliches Recht in Korea rezipiert wurde, in wie-
weit dieses Recht 50 Jahre nach seiner Einführung als koreanisiert gelten kann und was 
„das Koreanische am koreanischen Recht“ ist.

Jong-Hyu Jeong (Chonnam National University, Gwangju)  eröffnete das Sympo si um 
mit einem vertiefenden Bericht über die Entstehung und Entwicklung des ko re a ni schen 
Zi vilgesetz buches. Er un ter suchte 
Ein fl üsse durch die Zivil rechts ko di-
fi  kationen unter schied li cher Länder, 
be tonte aber insbesondere im Hinblick 
auf Ja pan, dass die Re zep tion in Korea 
heu te keine Einbahnstraße mehr sei. 
Be züglich des Entwurfs für eine Mo-
der ni sie rung des koreanischen Zivil-
ge setzbuches aus dem Jahr 2004 stieß 
die Aussage Jeongs auf Interesse, 
dass hiermit auch eine Ersetzung der 
chinesischen Schriftzeichen im Ge-
setz durch die korea nische Buch sta-
benschrift „Hanja“ geplant sei. Hierdurch werde der Ge setzes text zwar auch für ko re-
anische Bürger leichter zugänglich, die keine chinesischen Schrift zeichen können. Dies 
gehe jedoch auch zu Lasten der Eindeutigkeit. Denn oft fi nden mehrere chinesische 
Schrift zeichen mit jeweils unterschiedlicher Bedeutung zu sammen nur eine Entsprechung 
im Koreanischen. In seinem rechtsvergleichenden Kom men tar stellte Zimmermann eine 
Reihe von Gemeinsamkeiten und Unterschieden in der histo ri schen und gegenwärtigen 
Zivilgesetzgebung und Zivilrechtspraxis zwischen Korea und Deutschland bzw. 
Europa fest. Insbesondere sei dort wie hier eine Stärkung des Kodi fi  kationsgedankens 
festzustellen.

In dem sich anschließenden Vortrag von Kyung-Hyo Ha (Korea University, Seoul) über 
das Rechtsgeschäft wurde noch einmal das sprachliche Problem bei der Rechtsrezeption 
deut lich. So zweifelte Ha an, dass der Begriff des „Rechtsgeschäfts“ bei seiner Aufnahme 
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in das japanische Recht treffend durch die chinesischen Schriftzeichen ( , wört-
lich: „Gesetzeshandlung“) wiedergegeben worden sei. Diese Schriftzeichen seien dann 
auch in anderen asiatischen Ländern (Korea, China) übernommen worden. Astrid Stadler 
ging in ihrer Kommentierung insbesondere auf die von Ha angesprochene Spannung 
zwischen Vertragsfreiheit und Vertragsgerechtigkeit ein. In der Diskussion wurde kritisch 
an ge merkt, dass die Entwicklung in Europa dahin gehe, die Vertragsparteien immer mehr 
zu bevormunden (Antidiskriminierungsgesetz). Rolf Knütel merkte an, dass man sich 
damit im 21. Jahrhundert von den juristischen Errungenschaften des 19. Jahrhunderts ab-
wende und zum Zustand des 18. Jahrhunderts zurückkehre, indem die „Monarchen in 
Brüssel“ die Freiheitsrechte immer mehr einschränkten.

Heung-Sub Choi (Inha University, Incheon) illustrierte in dem folgenden Vortrag zur 
„Begrün dung vertraglicher Schuldverhältnisse“ anhand koreanischer Rechtsprechung ins-
be sondere, welche Probleme sich bei der Einbeziehung Dritter in ein Vertragsverhältnis er-
ge ben können. In seinem Koreferat erläuterte Thomas Rüffner, dass für deutsche Rechts in-
sti tute wie etwa den Vertrag mit Schutzwirkung für Dritte in Korea kein Bedürf nis be stan-
den habe, da es wegen der deliktischen Generalklausel im koreanischen Zivil ge setz buch 
kei ne Lücken gebe, die in Deutschland eine entsprechende richterliche Rechts fort bil dung 
er forder lich gemacht habe.

Dong-Hoon Kim (Kookmin University, Seoul) betrachtete anschließend die Be en di-
gung von Schuldverhältnissen, wobei er auch auf das Subrogationsrecht im koreanischen 
Zi vil gesetzbuch einging, dessen Ursprung er im französischen Code civil verortete. Auf 
seine Bemerkung, dass dieses Subrogationsrecht im deutschen Recht unzureichend gere-
gelt sei, wurde in der Diskussion erwidert, dass sich ein entsprechendes Rechtsinstitut zwar 
nicht im deutschen materiellen Recht, wohl aber im Zwangsvollstreckungsrecht – näm lich 
der Vollstreckung in Forderungen des Schuldners durch Pfändungs- und Über wei sungs-
beschluss – fi nde. Tilman Repgen stellte in seiner rechtsvergleichenden Kommen tie rung 
fest, dass die zivilrechtliche Kodifi kation im Hinblick auf Erfüllungssurrogate in Korea 
wie in Deutschland als gelungen anzusehen sei. Daher sei in diesem Bereich wenig ge setz-
geberische Tätigkeit zu beobachten. Auf besonderes Interesse stießen außerdem die Nor-
mie rung der Novation im koreanischen Zivilgesetzbuch und die Frage des Verhältnisses 
zwischen dem ursprünglichen und neuen Vertrag.

Anschließend stellte Seung-Hyeon Seong (Chonnam National University, Gwangju) 
das Recht der Leistungsstörungen in Korea vor und ging auf Reformvor haben in die-
sem Ge biet ein. Martin Schermaier erläuterte in seinem Koreferat die Entwicklung vom 
Institut der Nicht erfüllung zum Institut der Pfl ichtverletzung im Zuge der Schuldrechtsmo-
der ni sie rung. In der Diskussion um einen möglichen Einfl uss der deutschen Reform auf 
das korea nische Zivil recht wurde deutlich, dass etwa die positive Vertragsver letzung in 
Korea rezipiert worden sei, obwohl dort eine entsprechende Regelungs lücke gar nicht 
be stehe. Zimmermann merkte daraufhin an, dass es einer gewissen Ironie nicht ent behre, 
dass eine Lehre in Korea rezipiert worden sei, die selbst dann, wenn sie im Ursprungs land 
richtig gewesen wäre (was sie, wie Ulrich Huber gezeigt habe, nicht sei), in Korea keinen 
Anwendungsbereich habe.

Im letzten Vortrag des ersten Tages des Symposiums gab Young-Bok Park (Hanguk 
University of Foreign Studies, Seoul) einen Überblick über die Vertragstypen in der ko-
re a nischen Privatrechtsordnung und verglich ihre Merkmale mit ihren Entspre chun gen 

Prof. Dr. Jochen Taupitz im Gespräch
mit koreanischen Kollegen
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im deutschen und französischen Recht. Jochen Taupitz strich anschließend die Ge mein-
sam keiten und Unterschiede im koreanischen und deutschen Recht heraus. So sei die 
Gesetz gebung zum besonderen Schuldrecht in Deutschland sehr dynamisch, während 
sie in Korea vergleichsweise statisch sei. In Deutschland gehe die Tendenz zu einer Ein-
heits ko di fi kation, indem zahlreiche Regelungen außerhalb des BGB inzwischen wieder 
in das BGB integriert seien. In Korea existierten hingegen weiterhin viele Sondergesetze. 
Knütel machte in der Diskussion darauf aufmerksam, dass das koreanische Zivil recht 
in den Fällen, in denen es vom deutschen Recht abweicht, häufi g dem römischen Recht 
folge. Auf die Frage, wie die dynamische Rechtsentwicklung im Bereich des besonderen 
Schuld rechts des BGB in Korea aufgenommen wird, antwortete Shin vieldeutig, dass der 
Ruhm der deutschen Rechtswissenschaft auf der Panketenwissenschaft im 19. Jahrhundert 
beruhe.

Sachenrecht und gesetzliche Schuldverhältnisse
Der zweite Tag des Symposiums war dem Sachenrecht und den gesetzlichen Schuld ver-
hält nissen gewidmet. Sang-Yong Kim (Yonsei University, Seoul) begann mit Be trach tun-
gen zur Eigentumsübertragung. Nach einem geschichtlichen Aufriss erörterte er diese ge-
trennt für unbewegliche und bewegliche Sachen. Dabei traten, wie auch Knütel in seinem 
rechts vergleichenden Kommentar betonte, nicht nur Parallelen zum deutschen Recht her-
vor, sondern auch markante Unterschiede: (1.) So kennt das koreanische Recht keinen 
gut gläubigen Erwerb unbeweglicher Sachen. An dessen Stelle tritt die Ersitzung. Der Ver-
kehr wird zudem durch eine Titelprüfung und die Möglichkeit einer Titelversiche rung 
ge schützt. Ein gutgläubiger Erwerb von beweglichen Sachen ist dagegen möglich, und es 
kön nen sogar abhanden gekommene Sachen gutgläubig erworben werden. Freilich hat der 
Alt eigen tümer einen Anspruch auf Herausgabe der Sache. Die dogmatische Einord nung 
die ses Anspruchs ist umstritten. (2.) Anders als das deutsche Recht kennt das koreanische 
Recht kein Trennungs- und Abstraktionsprinzip, wobei die Einzelheiten strittig sind. 

In der nachfolgenden Diskussion verwiesen Kim, Knütel und Shin darauf, dass diese 
Streitig kei ten um das Trennungs- und Abstraktionsprinzip in Korea nur historisch verstanden 
wer den können: Während der Gesetzgeber Verpfl ichtungs- und Verfügungsgeschäft klar 
trenn te, hielt der Oberste Gerichtshof Koreas an seiner bereits zuvor entwickelten, auf 
dem Konsensualprinzip basierenden Ansicht fest. Zudem drehte sich die Diskussion um 
die Folgen dieser Besonderheiten im Vergleich zum deutschen Recht. So fragte Stadler, ob 
es nicht zu einer Verunsicherung des Verkehrs führe, dass sowohl das Abstraktions prin zip 
fehlt als auch ein gutgläubiger Erwerb von Rechten an Grundstücken nicht möglich ist, und 
woll te wissen, ob der Verkehr durch Einschränkungen der Anfechtung geschützt wird. Auf 
deut scher Seite stieß schließlich ein von Kim erwähntes Baumgrundbuch auf Interesse: 
Shin erläuterte, dass während des Korea Krieges die Wälder Koreas zerstört worden sind. 
Der Gesetzgeber wollte durch Einrichtung dieses Registers die Rahmenbedingungen für 
In vesti tionen in die Aufforstung Koreas schaffen. Nach Kim fehlt dem Baumgrundbuch 
heute indes eine praktische Bedeutung.

Jin-Ki Lee (Sookmyung Women’s University, Seoul) wandte sich dem Eigentums- 
sowie Besitzbegriff und dem Eigentümer-Besitzer-Verhältnis zu. In seinem Kommen tar 
kon zen trierte sich Thomas Finkenauer ebenso wie die nachfolgende Diskussion vor allem 
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auf zwei Aspekte: (1) Ein Rechtsmissbrauch beschränkt die Ausübung des Eigentums in 
Korea nicht. Auch aus dem Prinzip von Treu und Glauben ergeben sich keine Schran ken 
des Eigentums. Vielmehr fi ndet es nur dort seine Grenzen, wo Rechte Dritter betroffen sind 
oder wo solche Grenzen durch Gesetz ausdrücklich bestimmt sind. (2) Das koreanische 
Recht kennt den Grundsatz superfi cies solo cedit nicht. Die praktischen und dogmatischen 
Kon sequenzen dieser Besonderheiten wurden in der Diskussion vergleichend vertieft.

Shin gab in seinem Vortrag einen Überblick über das koreanische Haftungsrecht. 
Anders als das deutsche kennt das koreanische Deliktsrecht eine Generalklausel. Bei ihrer 
Anwendung orientieren sich Theorie und Praxis jedoch am deutschen Recht. Zudem folgt 
das koreanische Recht nach Aussage von Shin der Lehre vom Erfolgsunrecht. Beide Punkte 
wurden im rechtsvergleichenden Kommentar von Helmut Koziol sowie in der Diskussion 
kritisch beleuchtet. Während Koziol darauf hinwies, dass auf die Lehre vom Hand lungsunrecht 
nicht verzichtet werden könne, fragte Looschelders, wie das koreanische Recht die Fälle, 
in denen in Deutschland die Verletzung einer Verkehrssicherungspfl icht an genommen 
wird, auf Grundlage der Lehre vom Erfolgsunrecht löst. Zimmermann merkte an, dass das 
Konzept einer Generalklausel und die Lehre vom Erfolgsun recht nicht kompatibel seien. 
Im Übrigen waren sich die Diskutanten einig, dass der Unterschied, ob eine Rechtsordnung 
wie die koreanische oder österreichische eine deliktsrecht liche Gene ral klau sel wählt oder 
ob sie dem deutschen Weg folgt, praktisch von untergeordne ter Rolle ist. Keine Konzeption 
ist ideal. Ulrich Magnus lenkte schließlich den Blick auf die Geschäftsherrnhaftung: Korea 
kennt eine dem § 831 BGB entsprechende Norm, die in Deutschland als rechtspolitisch 
verfehlt kritisiert wird. Shin erläuterte, dass die Rechtsprechung in Korea anders als in 
Deutschland dem Geschäftsherrn nur in Aus nah me fällen erlaubt, sich zu entlasten.

Der Vortrag des abwesenden Chang-Soo Yang (Seoul National Univerity und Supreme 
Court of Korea, Seoul), den Shin für diesen verlas, führte schließlich detailliert in das 
Bereicherungsrecht Koreas ein. Dirk Looschelders ergänzte in seinem Kommentar die 
deutschen Entwicklungslinien zu den von Yang angesprochenen Punkten und arbeitete so 
die zahlreichen Parallelen zum deutschen Recht heraus. Diese Parallelen überraschen aber 
auch wenig, war doch beispielsweise die Abwendung des koreanischen Rechts von der 
Einheits- und Hinwendung zur Trennungslehre vom deutschen Recht inspiriert. 

Ein Tagungsband ist in Vorbereitung.

Prof. KIM Sang-Yong von der Yonsei-
Univer sität in Seoul im Gespräch mit 

Prof. Ulrich Magnus
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5. Gemeinsamer Referenzrahmen für das Europäische Privatrecht

Im Januar 2008 hat ein von der Europäischen Kommission beauftragtes und fi nanziertes 
aka demisches Netzwerk einen Draft Common Frame of Reference vorgelegt. Dabei handelt 
es sich um den zunächst noch unvollständigen Entwurf eines europäischen Gesetz buchs 
wesentlicher Teile des Vermögensrechts. Der Text beruht auf Vorarbeiten der Study Group on 
a European Civil Code (die sich ihrerseits für das allgemeine Vertrags recht auf die Principles 
of European Contract Law der sog. Lando-Kommission stützt) und der Research Group on 
the Existing EC Private Law. Der Draft Common Frame of Reference bemüht sich damit 
einerseits um eine Integration von acquis communautaire und acquis commun im Bereich 
des Vertragsrechts. Zudem betritt er in weiten Berei chen (Aufteilung des Materials in Bücher 
zum allgemeinen Vertragsrecht und zum Schuld recht, außervertragliche Schuldverhältnisse, 
besondere Vertragstypen) Neu land. Er ist unter großem zeitlichen Druck entstanden. Bis 
Anfang 2009 soll ein revidierter Draft Common Frame of Reference vorliegen, damit dann 
im ersten Halb jahr 2009 die Europäische Kommission darüber entscheiden kann, in welchem 
Um fang und in welchem Ausmaß sie sich dieses Dokument zu Eigen machen möchte. Der 
Draft Common Frame of Reference ist mithin von potentiell großer praktischer Relevanz. 
Zwar ist kurz- und mittelfristig nicht zu erwarten, dass daraus der Kern eines europäi schen 
Zivil  gesetz buches wird. Wohl aber könnte daraus ein sog. optionales Instrument werden, 
also ein Regel werk, das Parteien eines Vertrags statt einer der nationalen europäischen 
Rechts ordnungen wählen können. Zudem hat die Europäische Kommission wieder holt ihre 
Inten tion erklärt, den Common Frame of Reference als einem Werkzeugkasten für künf ti ge 
Ges etz gebungsakte im Bereich des Privatrechts zu nutzen.

Da das zeitliche Fenster für die (von den beteiligten Wissenschaftler gruppen aus drück-
lich gewünschte) Kritik sehr knapp bemessen war, der Text des Draft Common Frame 
of Reference gleich zeitig aber ausgesprochen umfangreich ist, erschien es wünschens-
wert, eine Arbeitsgruppe zu bilden, die sich kritisch mit dem Dokument befasst. Diese 
Arbeitsgruppe von sechs Kollegen (Horst Eidenmüller, Florian Faust, Hans Christoph 
Grigoleit, Nils Jansen, Gerhard Wagner und Reinhard Zimmermann) hat sich im Februar 
2008 im Max-Planck-Institut getroffen und dabei die gedanklichen Grundlagen für einen 
länge ren Aufsatz gelegt, der in den darauffolgenden Wochen gemeinschaftlich erarbeitet 
wurde und im Juni 2008 in einer deutschen (JuristenZeitung 2008, 529-550) und im 
Dezember 2008 in einer englischen Fassung erschienen ist (Oxford Journal of Legal 
Studies 28 (2008), 659-708). Im Juli 2008 erschien zudem in Koautorenschaft von Nils 
Jansen und Reinhard Zimmermann in Modern Law Review 71 (2008), 505-534 ein darauf 
abgestimmter Aufsatz über das Restatement des acquis communautaire der Research 
Group on the Existing EC Private Law.

In der Zusammenfassung des Gemeinschaftsaufsatzes heißt es: „Es ist eine immense 
Leistung der beteiligten Wissenschaftlergruppen, in kurzer Zeit ein derart umfassendes 
Rege lungswerk konzipiert zu haben. Dennoch muss das Urteil über den vorgelegten 
Entwurf kritisch ausfallen. Der Text leidet unter einer ganzen Reihe von schwerwiegenden 
Defi  ziten. Dazu gehören die vielen Wertungswidersprüche sowie die im Einzelnen nicht 
ab ge stimmten oder sogar inkonsistenten Regelungen. Besonders bedenklich ist aber, dass 
der Entwurf einem massiven Abbau der Privatautonomie den Weg ebnet und dabei über 
die bisherigen Tendenzen zur ‚Materialisierung‘ des Privatrechts weit hinausgeht: Treu 
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und Glauben und die Verkehrssitte sollen nicht mehr nur ein Maßstab für die Ausle gung 
und Lückenfüllung und Ergänzung von Verträgen sein; vielmehr steht der Vertragsinhalt 
offenbar von vornherein unter dem pauschalen Vorbehalt von Treu und Glauben sowie 
von Verkehrsbräuchen. Zudem ist das Vertragsrecht über weite Strecken nicht mehr 
dispositiv, sondern es tritt als regulatorisches ius cogens auf. Die Verantwortung für den 
Vertragsinhalt geht damit in weiten Teilen von den Parteien auf das Recht und seine Richter 
über. Das ist umso bedenklicher, als dem Text sowohl auf der Prinzipien- als auch auf der 
Regelebene klare Wertungsgrundlagen fehlen. Angesichts des Warenhauskatalogs ver-
schiedenartiger Wertungen bedeutet die Fülle von Generalklauseln und offenen Rechts be-
griffen eine massive Ausweitung ungesteuerter Richtermacht. Das zeigt sich nicht nur im 
Vertragsrecht – hier kommt es über weite Strecken vor allem darauf an, was der Richter 
für ‚reasonable‘ hält –, sondern in auffälliger Weise auch im Haftungsrecht, das einen 
schrankenlosen Haftungsgrund mit einer unbegrenzten Schadensdefi nition verknüpft und 
diese konturlosen Anspruchsvoraussetzungen durch eine in das Ermessen des Richters 
gestellte Reduktionsklausel ‚abmildert‘. Der Entwurf bietet deshalb keine geeignete 
Grundlage für ein (optionales) Gesetzeswerk: Erforderlich wären dazu vielmehr zunächst 
eine Diskussion der normativen Grundlagen des Referenzrahmens, die offenbar auch unter 
führenden Mitgliedern der Gruppen streitig geblieben sind, eine plausible Integration von 
Gemeinschaftsprivatrecht und acquis commun und schließlich auch eine ganz andere 
Normtechnik, die zu klaren Aussagen gelangt und die einschlägigen Rechtsfragen nicht 
bloß in das Vernünftigkeitsjudiz potentieller Rechtsanwender stellt.

Von erheblicher Bedeutung ist angesichts dieses Befunds die Frage, welchen aka de -
mischen Stellenwert die Juristen Europas dem DCFR zuschreiben sollten. In weiten Be-
rei chen weist der DCFR schwerwiegende strukturelle Defi zite auf. Wichtige Grundfragen 
konnten nicht diskutiert werden; insbesondere hat keine Revision des Verbraucheracquis 
stattge funden. Die blockweise, gedanklich nicht abgestimmte Integration des Verbraucher-
acquis in den Gesamttext ist missglückt. Hier bieten die Acquis Principles auch weiterhin 
einen unmittelbaren Referenztext. Und wo der Entwurf von den PECL der Lando-Kommission 
abweicht, ist das nicht stets ein Fortschritt. Auch die PECL müssen deshalb ihre Bedeutung 
als eigenständiges restatement des europäischen Vertragsrechts behalten. Ähnliches gilt 
für die übrigen, neuen Teile des DCFR: So erscheint das Kaufrecht im Vergleich mit dem 
CISG und der Verbrauchsgüterkaufrichtlinie konservativ, während andere Bereiche, wie 
die service contracts und die gesetzlichen Schuldverhältnisse, ausgesprochen innovativ 
formuliert sind und jeweils für sich eine gesonderte Überprüfung verdienen. Die weitere 
Entwicklung wird deshalb von einem Nebeneinander unterschiedlicher, konkurrierender 
Texte geprägt sein: Neben dem akademischen Entwurf eines CFR stehen weiterhin die 
PECL sowie die einzelnen Texte, die jetzt als Einzelbände der Acquis Group und der 
Study Group in Buchform erscheinen und im DCFR deutlich als selbständige Textmassen 
erkennbar geblieben sind. Wie weit diese Texte als autoritative Referenztexte imperio 
rationis gelten dürfen, werden die Diskussionen der nächsten Jahre und der Wettbewerb um 
die besten Argumente und Lösungen erweisen; erst aufgrund derartiger Debatten wird sich 
dann verantwortungsvoll entscheiden lassen, wie weit einzelne Regeln in einen politischen 
Referenzrahmen aufgenommen werden und damit ratione imperii gelten sollten. Solche 
Diskussionen benötigen ihre Zeit – auch das macht der DCFR anschaulich: Für einen 
politisch legitimierten Text ist die Zeit noch lange nicht reif.“
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6. „Convergence and Divergence of Law: German and Israeli 

Perspectives“ 

Symposium an der Tel-Aviv University mit deutschen und israelischen Referenten

Das im März an der Buchmann Faculty of Law der Tel Aviv University (TAU) abgehaltene 
Symposium fügt sich in eine bereits gefestigte Tradition des wissenschaftlichen Austausches 
zwischen dem Hamburger Max-Planck-Institut und der TAU ein. 

Diese Kooperation manifestiert sich vor allem auf zwei Ebenen: einerseits in den 
in mehrjährigem Abstand stattfi ndenden wissenschaftlichen Symposien mit Vorträgen 
und Papieren (joint conferences) und andererseits in den in einem zweijährigen Turnus 
in Hamburg und Heidelberg abgehaltenen Workshops für Studenten der TAU zur Ein-
füh rung in das deutsche und europäische Privatrecht und das öffentliche Recht. Nähere 
In formationen zu den Workshops sind im Bericht „Israelische Studenten zu Gast in 
Hamburg“ auf Seite 30 festgehalten.

Im März 2008 fand in Tel Aviv das siebente dieser wissenschaftlichen Symposien unter 
dem sehr weitgespannten Generalthema „Convergence and Divergence of Law: German 
and Israeli Perspectives“ statt, das von Roy Kreitner auf israelischer und Jürgen Basedow 
auf deutscher Seite organisiert wurde. Als Diskussionsgrundlage dienten 13 Vorträge, die 
den Teilnehmern bereits vor der Veranstaltung in schriftlicher Form zur Verfügung standen 
und die sich in sechs thematische Blöcke gliederten.

Der erste Themenkomplex (Convergence and Transplantation in the Corporate Context) 
war dem Gesellschaftsrecht gewidmet. In diesem Zusammenhang stellte Ron Harris (TAU) 
die Gesellschaftsform der Commenda vor, die sich seit dem Mittelalter zunächst in Arabien  
ent wickelte, später aber im gesamten Mittelmeerraum und in den Handelsbeziehungen 
zwischen Europa, dem Orient und Asien weite Verbreitung fand. Klaus Hopt befasste 
sich kritisch mit den trotz zahlreicher Reformbemühungen auf europäischer und deutscher 
Ebene verbleibenden Hindernissen für die Übernahme von Kapitalgesellschaften. Den 
Abschluss des gesellschaftsrechtlichen Teils der Veranstaltung bildete der Vortag von Jan 
von Hein (Universität Trier/MPI), der sich mit der Bedeutung der Rechtsvergleichung für 
die richterliche Entscheidungstätigkeit im deutschen Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht 
beschäftigte.

Der zweite Themenkomplex war dem informellen Recht (Converging on Informality) 
gewidmet. Eyal Benvenisti (TAU) beleuchtete die Tendenzen der Informalisierung im 
Völker recht, während Michael Birnhack (TAU) die Globalisierung zunächst regionaler 
Re ge lungskonzepte auf informellem Wege am Beispiel der EU-Datenschutzrichtlinie 
untersuchte.

Im sich daran anschließenden Themenkomplex über das Kartellrecht (Converging 
Com petition Policy) analysierte Jürgen Basedow auf die Reformpläne der EU-Kommis-
sion, privaten Schadensersatzklagen eine größere Rolle bei der Durchsetzung des EG-
Kar tell rechts einzuräumen. Reinhard Ellger befasste sich kritisch mit einigen neueren 
Ent wicklungen im EG-Wettbewerbsrecht und -politik, wie zum Beispiel dem Problem 
der Rechtsunsicherheit im Rahmen der Legalausnahme des Art. 81 Abs. 3 EG oder des 
Ein fl usses des „more economic approach“ der Kommission auf die Auslegung der Wett-
be werbs regeln des EG. 
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Die nächste Abteilung befasste sich mit einer vergleichenden Betrachtung von Systemen 
de zen tralisierter Rechtssetzung (Institutional Comparisons of Decentralised Law Making). 
In einem einleitenden Vortrag stellte Daphne Barak-Erez (TAU) die unterschiedlichen 
recht lichen Ebenen und die Methoden vor, durch die rechtliche Konzepte in fremde 
Rechts  ordnungen übernommen werden (legal transplant). Hermann Pünder (Bucerius Law 
School) befasste sich mit den verfassungsrechtlichen Legitimationsproblemen abgeleiteter 
Rechts setzungsbefugnis in Deutschland und den USA. Abschließend untersuchte Yishai 
Blank (TAU) die dezentralisierte Rechtssetzung im Verhältnis der Europäischen Union zu 
ihren Mitgliedstaaten. 

Der fünfte Themenbereich war der Erzeugung von Recht und der Schlichtung von 
Kon fl ikten durch gesellschaftliche, nicht-staatliche Institutionen gewidmet (Non-State 
Pro vision of Law and Justice). In diesem Zusammenhang untersuchte Rainer Kulms die 
Be deu tung alternativer Streitschlichtungsmechanismen (z.B. Mediation) in den USA und 
be wertete die Tragweite der dortigen Regelungen für das deutsche Recht. Talia Fisher 
(TAU) versuchte, die Möglichkeiten und Grenzen der Privatisierung von Recht und 
Rechts durchsetzung anhand der ökonomischen Analyse des Rechts zu bestimmen.

Im sechsten und letzten Komplex des Symposiums ging es um die Rolle des na tio nalen 
Rechts in einer zunehmend globalisierten Welt (National Law in Global Context). Yoram 
Margalioth (TAU) wies anhand des chinesischen Steuerrechts exemplarisch auf die Be-
deutung wirtschaftlicher Anreize für die Stimulierung ausländischer Direktinvestitionen 
in Schwellenländern hin. Assaf Likhovski wiederum führte den Zuhörern ein selbst in 
Israel offenbar weitgehend in Vergessenheit geratenes Programm des israelischen Justiz-
ministe riums aus den fünfziger und sechziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts auf. 
In Zusammenarbeit mit der Harvard Law School diente dieses Programm der juristischen 
Ent wicklungshilfe für mehrere der neu entstandenen afrikanischen Staaten, die sowohl 
Unter stützung für die Formulierung von Gesetzesentwürfen wie auch die Ausbildung von 
afri ka nischen Juristen umfasste.

Nach den Vorträgen eines jeden Themenkomplexes fasste ein Kommentator die Vor-
trä ge noch einmal zusammen, zeigte mögliche Zusammenhänge auf und formulierte zu ge-
spitzte Thesen, um den Einstieg in die Diskussionen zu erleichtern. Eine besondere Beach-
tung verdient die herzliche und großzügige Gastfreundschaft, mit der die israelischen 
Gast geber die deutschen Rechtswissenschaftler in Tel Aviv empfangen haben.

Israelische Jura-Studenten zu Gast in Hamburg
Im September 2008 fand am Institut in Hamburg das 12. Seminar für israelische Studierende 
über deutsches und europäisches Privatrecht unter Federführung von Kurt Siehr statt. Seit 
1987 besteht mit der Universität Tel Aviv, Buchmann Faculty of Law, eine Vereinbarung, 
dass alle zwei Jahre zehn israelische Studierende und zwei Dozenten nach Deutschland 
kom men, um am Hamburger Institut über Privatrecht und im Heidelberger Max-Planck-
Insti tut für Völkerrecht über öffentliches Recht unterrichtet zu werden. Im Jahreslauf 
zwi schen diesen Seminaren fi nden Kolloquien in Israel statt, an denen alle interessier ten 
israe lischen Rechts wissenschaftler teilnehmen können. Weitere Informationen zu dieser 
Veranstaltung werden im Bericht „Convergence und Divergence of Law: German and 
Israeli Perspectives“ (s. Seite 29) aufgegriffen.
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Kurt Siehr begrüßte die acht besten Studenten der Rechtswissenschaft der Universität Tel 
Aviv in Hamburg. Nach seiner Einführung wurden sie von Referenten des Instituts in 
eng lischer Sprache fünf Tage lang unterrichtet. Thematische Schwerpunkte bildeten das 
Bürger liche Gesetzbuch (Phillip Hellwege), das deutsche Deliktsrecht (Wolfgang Wurm-
nest), der gutgläubige Erwerb vom Nichtberechtigten (Jens Kleinschmidt), das Ge richts-
wes en und das Zivilprozess recht (Christian Heinze), die europäische Verein heit li chung 
des Privatrechts (Reinhard Zimmermann), die Vertrags frei heit (Mar tin Mittermeier), Kar-
tell- und Wett be werbsrecht (Detlev Witt), Immaterial güter recht (Clemens Trautmann), 
Persön lich keits schutz (Kristin Eidtmann), deutsches und eu ro päisches Gesellschafts recht 
(Geb hard Rehm), deutsches und inter na tio na les Kauf recht (Hannes Rösler) und Aspek te 
über Ehe und Ehe scheidung in Deutsch land und Euro pa (Kurt Siehr).  Im An schluss an 
die Referate wurde mit den Gästen diskutiert und Vergleiche mit dem israelischen Recht 
an ge stellt. Die Diskussion war lebhaft und anregend, insbesondere Fragen der Methode 
bei der Anwendung geschriebenen Rechts stießen auf Interesse.

Am Ende einer erfolgreichen Woche voller rechtswissenschaftlicher Erkenntnisse für 
die Studenten dankte Kurt Siehr der Zeit-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius für die Finan-
zierung dieses Seminars und der vier vorhergegangenen Seminare. Er sprach die Hoff nung 
aus, dass auch in den nächsten Jahren die über zwanzigjährige Tradition der Zusammen-
arbeit mit der Universität Tel Aviv fortgesetzt werden kann. Zum ersten Mal wurde das 
Seminar auch in der Hamburger Presse (Hamburger Abendblatt) nach Interviews mit den 
israelischen Studenten und Dozenten gewürdigt.
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The Draft Civil Code for Israel in Comparative Perspective
Aufgrund eines deutsch/israelischen Symposiums im Hamburger Max-Planck-Institut 
ist im Frühjahr 2008 bei Mohr Siebeck ein von Kurt Siehr und Reinhard Zimmermann 

herausgegebener Band erschienen. In dem 
von Reinhard Zimmermann verfassten 
Vorwort heißt es: 
„It ist commonly accepted today that 
Israel is a mixed jurisdiction. It has been 
shaped by infl uences from the English 
(and US-American) common law and 
from the civilian tradition prevailing in 
Europe. But it does not conform to the 
usual pattern as we fi nd it in South Africa, 
Scot land, Qué bec or Louisiana. For one 
thing, some aspects of family affairs re-
main governed be religious law. For an-
other, we do not have here an originally 
civi lian jurisdiction that is subsequently 
trans formed, gradually, by being expo sed 
to common law infl uence. For when the 

State of Israel was founded, in 1948, it was essentially a common law jurisdiction. Since 
then, it has moved towards the civilian world. One of the chief characteristics of a mo-
dern civilian legal system is a codifi cation of private law. Israel is now contempla ting the 
intro duc tion of a Civil Code. That does not mean that it will cease to be a mixed juris-
diction. Public law has been, and will probably continue to be, subject to very considerable 
infl uence from the United States. The law of procedure remains fi rmly anchored in its 
common law origin. None the less, the adoption of a Civil Code may also, to some extent, 
civilianize legal methodology and the Israeli style of adjudication.

The proposed codifi cation of Israeli private law is part of a remarkable resurgence of 
the idea of codifi cation in the Western world. Natalino Irti‚s racy catchword of deco di fi -
cazione no longer adequately describes the modern reality. A broad variety of states (the 
Netherlands, Québec, Brazil, Russia, and many others) have recodifi ed their private law 
within the past twenty-fi ve years. The Republic of China also attempts to modernize its 
law by introducing, step by step, a codifi cation in the civilian mould. In Germany, the most 
swee ping individual reform ever to have affected the BGB entered into force in 2002. In 
the course of it, large parts of cosumer contract law have been repatriated into the general 
codifi cation private law. That monument of stability of French legal culture, the Code 
civil, may also be caught up in this movement to reinvigorate the idea of codifi cation by 
bringing the latter up to date. Even the idea of a European Civil Code has become a hotly 
contested issue; the ‘Common Frame of Reference‚ that has just been published, may one 
day turn out to be a fi rst step in that direction.

This restoration of the faith in codifi cation appears to be indicative of a wide spread 
belief that the legal material does not constitute an indigestible and arbitrary mass of 
indivi dual rules and cases, but that it can be reduced to a rational and organized system. 
For codifi  cation promotes the internal coherence of the law and facilitates its comprehen-

Reinhard Zimmermann, 
Dr. Shay Wozner und 

Prof. Elimelech Westreich (v. li.)
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sibility. At the same time, it provides both the conceptual framework and the intellectual 
point of reference for any further doctrinal, judicial and legislative development of the 
law.

At any rate, a Civil Code is an important document, both being shaped by, and shaping, 
a legal culture. The symposium that took place in January 2007 in the Hamburg Max 
Planck Institute for Comparative and International Private Law was designed to inform 
the community of comparative lawyers about the likely contents of the proposed Code, 
and to provide Israeli lawyers with a comparative assessment from the point of view of 
German (and Austrian) law. On the one hand, therefore, it is hoped that this symposium 
will further stimulate interest in Israeli law; on the other hand, it may still be possible, in 
the further stages of the legislative process, to take account of some of the suggestions 
made by the German-speaking contributors to the symposium, both in their papers and 
in the subsequent discussion. That the symposium took place in Hamburg is testimony to 
the close and happy links between the Max Planck Institute and legal scholarship in Israel 
since the days of Konrad Zweigert. Preeminent among those who have fostered these 
links, is Amos Shapira, and it was an auspicious coincidence that we were able to celebrate 
his 70th birthday in the Überseeclub on the evening of the fi rst day of our conference. The 
present volume is concluded by Gunther Kühne‚s after-dinner speech on that occasion, 
and it therefore constitutes, in its entirety, a token of our esteem and friendship.„
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7. Verjährungsrecht: Rechtsvergleichende Grundlagen und Perspektiven

Das Verjährungsrecht bildet einen unentbehrlichen und praktisch außerordentlich be deut-
samen Bestandteil einer modernen Rechtsordnung. Gleichwohl hat es in der wissen schaft-
lichen Literatur lange Zeit ein Schattendasein gefristet. Die erste groß angelegte, moderne 
Abhandlung stammt aus dem Jahre 1975. Seither ist das Interesse stark gewachsen. 
Das hängt nicht zuletzt damit zusammen, dass das Verjährungsrecht – lange Zeit eine 
vergleichsweise stabile Materie – stark in Bewegung geraten ist. In einer Reihe von Staaten 
wurde in kräftigen Worten ein Reformbedarf artikuliert. So bezeichnete etwa die Law 
Commission das englische Recht als „incoherent, needlessly complex, outdated, uncertain, 
unfair“ und als ineffi zient (wasted costs). Ähnlich vernichtende Kommentare fi nden sich 
in den 1980er und 1990er Jahren in Deutschland. Inzwischen hat eine Reihe von Staaten 
ihr Verjährungsrecht grundlegend reformiert, sei es im Rahmen einer Rekodifi zierung des 
bürgerlichen Rechts oder des Schuldrechts, sei es im Wege eines Einzelgesetzes. In Eu ro pa 
gilt das insbesondere für die Niederlande, Belgien, Deutschland und Frankreich; in England 
wartet ein Entwurf der Law Commission seit mehreren Jahren auf seine Implementierung. 
Weit hin anerkannt ist außerdem, dass ein international einheitliches Verjährungsregime, 
ins besondere im Bereich des Warenkaufs, den grenzüberschreitenden Handel erleich tern 
würde. Dieser Erkenntnis verdankt ein einschlägiges Uncitral-Abkommen seine Existenz, 
das freilich auffallend weniger erfolgreich ist als das UN-Kaufrecht. Als Ausgangs punkt 
für ein allgemeines Verjährungsregime eignet es sich schon deshalb nicht, weil es nur 
einen beschränkten Kreis von Ansprüchen im Blick hat.

Betrachtet man die internationale Entwicklung des Verjährungsrechts im Überblick, so 
lassen sich eine Reihe von Trends feststellen. (1.) Es besteht ein deutlicher Zug zu einer 
möglichst starken Vereinheitlichung der Fristen. (2.) Eine solche weitgehend einheitliche 
Frist darf weder besonders kurz (sechs Monate), noch besonders lang sein (dreißig Jahre); 
sie sollte sich in einem Rahmen von etwa zwei bis fünf Jahren bewegen. International 
konsens fähig erscheint eine Drei jahresfrist. (3.) Für den Lauf dieser verhältnis mäßig 
kurzen Regelverjährung darf nicht ein objektives Datum maßgeblich sein (Entstehung 
des Anspruchs, Fälligkeit, Abnahme, Übergabe, Ablieferung, etc.); vielmehr muss die 
Kennt nis des Gläubigers von den den Anspruch begründenden Umständen und der Person 
des Schuldners für den Fristen lauf maß geblich sein. Der Kenntnis wird zunehmend die 
(grob) fahrlässige Unkenntnis gleichgestellt. (4.) Zu einer relativen (also an Kenntnis- 
oder Erkenn barkeitskriterien geknüpften) Verjährungsfrist muss eine an einem objek-
tiven Krite rium orientierte Maximalfrist hinzukommen, nach deren Ablauf in jedem 
Fall die Verjährung eintritt. Für diese Maximalfrist kommt ein Zeitraum von zehn bis 
dreißig Jahren in Betracht, wobei allerdings eine Dreißigjahresfrist nur für die Verletzung 
persönlicher Rechts güter (personal injury claims) angemessen erscheint. (5.) International 
weit hin anerkannt ist heute auch die sogenannte schwache Wirkung der Verjährung, wie 
sie etwa im deutschen BGB seit jeher vorgegeben war: Der Ablauf der Verjährungsfrist 
führt nicht zum Erlöschen der Forderung; der Schuldner erhält vielmehr nur das Recht, 
die Leistung zu verweigern. (Aus diesem Grunde ist die häufi g zu lesende Wendung 
„extinctive prescription“ ungenau.)

Diesen allgemeinen Grundlinien (näher ausgeführt von Reinhard Zimmermann 
in dem Aufsatz „… ut sit fi nis litium“, JuristenZeitung 2000) entspricht auch Kapitel 
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14 der Principles of European Contract Law, das so gut wie unverändert als Buch III, 
Kapitel 7 des Draft Common Frame of Reference übernommen wurde. Berichterstatter 
für das Ver jährungs recht in der Lando-Kommission, die die Principles of European 
Contract Law erarbeitet hat, war Reinhard Zimmermann, dessen position paper in dem 
Band „Com parative Foundations of a European Law of Set-Off and Prescription“ (CUP, 
2002) publiziert worden ist. Letztlich beruht das dort vorgelegte Modell auf dem Ver jäh-
rungsgutachten, das Frank Peters und Reinhard Zimmermann im Jahre 1981 für das Bun-
des justizministerium erstattet haben („Verjährungsfristen“, in: Bundesminister der Justiz, 
Gutachten und Vorschläge zur Überarbeitung des Schuldrechts, Band I, 1981, 77 ff.).

Die Verjährungsregeln der Principles of European Contract Law haben als rechts ver-
gleichend erarbeitete Orientierungspunkte bereits bei der Reform nationaler Verjährungs-
rechte eine Rolle gespielt; das gilt vor allem für die deutsche Schuldrechtsreform (dazu 
Reinhard Zimmermann, „The New German Law of Prescription and Chapter 14 of 
the Principles of European Contract Law“, in: The New German Law of Obligations: 
Historical and Comparative Perspectives, OUP, 2005, 122 ff.). Im vergangenen Jahr sind 
eine Reihe von Studien erschienen, in denen Reinhard Zimmermann zu nationalen Rechts-
re formentwürfen im Bereich des Verjährungsrechts Stellung genommen hat: „‚Extinctive‘ 
Pre scription under the Avant-projet“, European Review of Private Law 2008, 805 ff. zum 
Re form entwurf in Frankreich (als Teil eines Sonderheftes zur Reform des französischen 
Schuld rechts); „Der Entwurf eines tschechischen Verjährungsrechts: Eine Einschätzung 
aus rechtsvergleichender Perspektive“, in: Gedächtnisschrift für Jörn Eckert, Nomos 
2008, 1027 ff. (dieser Beitrag beruht auf einem Vortrag an der Universität Prag; dort 
wird auch eine Pub li kation der tschechischen Version vorbereitet) und „Limitation of 
Actions under the Draft Civil Code for Israel“, in: Kurt Siehr, Reinhard Zimmermann 
(Hg.), The Draft Civil Code for Israel in Comparative Perspective, Mohr, 2008, 221 ff. 
In der Zusammenfassung zu dem Beitrag über das israelische Recht heißt es: „All in all, 
it can fairly be said that Part 6 of the Draft Civil Code for Israel on limitations of actions 
confi rms the general im pression that the law of prescription is converging internationally. 
In a number of important re spects, the proposed provisions refl ect the general international 
development, even if they do not do so fully. In other respects, they continue to deviate 
from solutions that have come to be recognised as a result of comparative research and 
international cooperation. To be sure: established comparative wisdom, whether it is 
to be found in legal literature or international restatements, may be based on mistaken 
assumptions; it may be favouring an inappropriate solution; it may not suit a particular 
legal culture; or it may be questionable for other reasons. But if a legal system decides 
to follow its own path, such decisions should be based on a reasoned motivation, and a 
critical refl ection of other views. Only then Israeli law may, in turn, be able to infl uence the 
international legal development.“ Ähnliches gilt für die beiden anderen Reformprojekte.

Auf Einladung des European Centre of Tort and Insurance Law haben Reinhard 
Zimmermann und Jens Kleinschmidt im März dieses Jahres in Wien einen Vortrag über die 
besonderen Probleme gehalten, die sich bei der Verjährung von Schadensersatzansprüchen 
stellen (publiziert in Helmut Koziol; Barbara C. Steininger (Hg.), European Tort Law 2007, 
Springer, 2008, 26 ff.). Im Einzelnen geht es hier um den Verjährungsbeginn bei Schadens-
ersatz ansprüchen, um die Verjährung weiterer Schäden nach Eintritt eines Erstschadens, 
um Spätschäden und latente Schädigungen (insbesondere die Asbestfälle) sowie um die 
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Ver jährungsprobleme bei Ansprüchen wegen sexuellen Missbrauchs. Schließlich hat Jens 
Kleinschmidt (RIW 2008, 590 ff.) zur inzwischen in Kraft getretenen Reform des fran zö si-
schen Verjährungs rechts kritisch Stellung genommen. Er kommt dabei zu dem Fazit, dass 
„der französische Gesetzgeber mit dem Verjährungsreformgesetz eine wichtige und mehr-
fach als überfällig bezeichnete Reform des Code Civil realisiert. Er hat sich dabei bewusst 
von alten Traditionen verabschiedet. Bei der Trennung von Verjährung und Ersitzung war 
er innovationsfreudiger, als es ihm noch der Avant-projet angesonnen hatte. Vor allem 
aber folgt der Code Civil nunmehr im Grundsatz einem erheblich veränderten, modernen, 
inter national anschlussfähigen Verjährungsmodell, wie es in den Regelwerken zum Euro-
pä ischen Privatrecht verwirklicht ist. Eine Revolution wird daraus freilich noch nicht: 
Manch alter Zopf wird weiter mitgeschleppt, etwa in den Formulierungen zur Wirkung 
der Verjährung oder in der Ausgestaltung der Rechtsverfolgung als Unterbrechungs grund. 
Manch einfach zu realisierende Verbesserung wurde versäumt, so die Konstruktion der 
Un kenntnis des Gläubigers als Hemmungsgrund. Auch mag es bedauert werden, dass sich 
das französische Recht in der Länge der regelmäßigen Frist von der europäischen Ent-
wick lung abkoppelt.“

Schwerpunkte
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8. Recht im postsowjetischen Raum 

(Russland und Staaten Zentralasiens und Kaukasus)

Mit dem Untergang der Sowjetunion vor rund 16 Jahren wurde die geopolitische Karte in 
Ost europa, aber auch in der kaukasischen und mittelasiatischen Region neu gezeichnet. 
Die aus den ehemaligen Sowjetrepubliken entstandenen Staaten entwickeln seit dem ein 
eige nes nationales Rechtssystem, das den Erfordernissen einer modernen Marktwirt-
schaft bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt weitgehend angepasst wurde. Der Prozess 
der Rechts trans formation, der zum Beispiel an den Neu kodifi zierungen des Zivilrechts, 
aber auch an vielen an deren in den Nachfolgerstaaten der Sowjetunion in den vergangenen 
Jahren erlassenen Gesetzen sichtbar ist, ist mittlerweile so weit fortgeschritten, dass die 
neu entstan denen Rechts ordnungen in den Blickwinkel der Rechtsvergleichung rücken. 
Der rasche Wechsel des politischen Systems und die damit verbundenen Änderungen des 
rechtlichen Rahmens ermöglichen dabei einmalige Einblicke in die Funktionsweise des 
Rechts und seine Wechsel wir kung mit der Gesellschaft. Auf der anderen Seite besteht 
in den Staaten des post sowjetischen Raums ein erhöhtes Interesse an der Rezeption des 
europäischen und ins besondere des deutschen Rechts. Der Grund für dieses Interesse liegt 
darin, dass die Zugehörigkeit dieser Länder zum kontinentaleuropäischen Rechtssystem 
während der Zeit des Sozialismus nicht vollständig abgebrochen ist und dass bereits vor dem 
ersten Welt krieg in Russland eine beachtliche Rezeption des deutschen Zivilrechts erfolgte, 
die bis in das heutige Zivilrecht Russlands und weiterer GUS-Staaten hineinwirkt. 

Aus diesem Grund liegt es nahe, den wissenschaftlichen Austausch mit den GUS-
Ländern zu intensivieren und die Wissenschaftler aus den GUS-Ländern in die bestehenden 
weltweiten rechtswissenschaftlichen Netzwerke noch mehr einzubinden.

Schon im Jahr 1996 fand am Institut eine größere Tagung zum Recht der Trans for ma-
tionsländer statt, siehe Ulrich Drobnig; Klaus J. Hopt; Hein Kötz; Ernst-J. Mestmäcker 
(Hg.), System trans formation in Mittel- und Osteuropa und ihre Folgen für Banken, Börsen 
und Kreditsicherheiten, Tübingen 1998. Für  den März 2009 ist eine weitere Tagung zu 
diesem Themenkreis ge plant, bei der Entwicklungen im allgemeinen Zivilrecht und im 
Gesellschaftsrecht im Vor der grund stehen.

GUS-Runde
Seit Frühjahr 2007 hat sich am Institut ein regelmäßiger Gesprächskreis zu den rechtlichen, 
poli tischen und gesellschaftlichen Entwicklungen im postsowjetischen Rechtsraum, die 
GUS-Runde, etabliert. Im Vordergrund steht das Ziel, einen informellen und zwangslosen 
Ge dan kenaustausch zu fördern. Die Teilnehmer, zu denen deutsche wie osteuro päi sche 
Ju risten gehören, berichten aus erster Hand von ihren Erfahrungen aus verschiede nen 
GUS-Staaten und tauschen ihre durch sehr unterschiedliche Erfahrungshori zon te ge präg-
ten Meinun gen und Einschätzun gen aus. Die Sitzungen werden teils in deutscher und 
teils in russischer Sprache durch geführt. Eine Übersicht der Themen und Referenten im 
Jahr 2008 befi ndet sich auf Seite 120 dieses Tätigkeitsberichtes. Die Organisa tion des 
Gesprächskreises liegt bei Eugenia Kurzynsky-Singer, die als Länderreferentin Russ land 
und die GUS-Staaten betreut. 
Im Jahre 2008 wurden zwei vom Institut organisierte Konferenzen zu dem Recht 
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postsowjetischer Staaten durchgeführt. Im März kamen in Istanbul Wissenschaftler aus 
Aserbaidschan, Georgien, Kasachstan, Usbekistan und Russland mit ihren Kollegen 
aus Deutschland und der Türkei zusammen, um über die Besonderheiten des Zivil- und 
Zivil prozessrechts der jeweiligen Länder zu diskutieren, und im Juni fand am Institut ein  
deutsch-georgisches Kolloquium statt.

Judicial System and Contract Law 
in Caucasian, Central Asian Countries and in Russia
Am 9. und 10. Mai 2008 fand in Istanbul eine vom Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Privatrecht Hamburg und dem Dr. Nüsret-Semahat Arsel Research 
Center of International Business Law,  Koç Universität Istanbul, organisierte Kon fe-
renz zum Thema „Judicial System and Contract 
Law in Caucasian, Central Asian Countries and 
in Russia“ statt. Auf der türkischen Seite lag die 
Leitung der Konferenz in den Händen von Prof. 
Dr. Tuğrul Ansay, Dekan der juristischen Fakultät 
der Koç Universität, der dem Ham bur ger MPI für 
Privatrecht seit vielen Jahren in enger Partnerschaft 
verbunden ist. Die deutsche Leitung lag bei Jürgen 
Basedow, Direktor am Institut. Die Veranstaltung 
wurde in englischer Sprache durchgeführt.

Nach der Begrüßungsrede von Prof. Dr. Tuğrul 
Ansay eröffnete Jürgen Basedow mit sei nem 
Vortrag „Contract Law in Transition – European 
and Eurasian Perspectives for the 21st Century“ die 
Konferenz. Im Übrigen war der erste Tagungstag 
den Justizsystemen der teil nehmenden Länder gewidmet. Prof. Dr. Aleksandr Komarov 
berichtete über die russi sche Zivil justiz, wobei er sich auf die schriftliche Ausarbeitung des 
kurzfristig ausgefalle nen Kollegen, Prof. Vladimir Yarkov, stützte. Es folgten Berichte über 
die Justizsysteme Aser baidschans (Altay Mustafayev), Georgiens (Dr. Irakli Kobakhidze), 
Kasach stans (Assel Nassimoldina) und Usbekistans (Nodir Rasulov). Am Schluss stand der 
Vor trag zum türkischen Justizsystem von Prof. Dr. Ayse Saadet Arikan. Die Konferenzteil-
neh mer berichteten über die Zweige der Zivilgerichtsbarkeit und funktionale Zustän dig-
keit, die An stel lung, Be förderung, Kontrolle und Fortbildung der Richter, Mechanismen 
zur Ga ran tie richterlicher Unabhängigkeit sowie Grundprinzipien des Zivilprozessrechts.

Jürgen Basedow wies in seinem Vor trag unter anderem darauf hin, dass zwar die Än de-
rung der Rechtssysteme der postsowjetischen Länder einen ge wis sen Trend zu einer Natio-
na li sierung des Zivilrechts erkennen ließen, der ins be sondere an der Verabschie dung der 
na tio na len Zivilgesetzbücher sichtbar werde. Die Rechtsvergleichung, die Rechts ge schich te 
und die Vereinheitlichung des Pri vat rechts in Westeuropa aber zei gen, dass der nationale 
Gehalt des Zivil rechts ver hältnismäßig klein sei. Es komme viel mehr auf die institutionellen 
Rahmen bedin gungen an. Diese Beobachtung ver deut licht, dass der Aufbau einer nationalen 
Rechts ordnung auch strukturelle Verände run gen er for dert. Einer funktionsfähigen und 
unabhängigen Justiz kommt dabei eine beson de re Rolle zu. Ihre Etablierung stellt daher 
eine besondere Herausforderung im Rahmen des Trans for ma tions pro zesses dar. 

Prof. Dr. Alexandr Komarov

Istanbul, Hagia Sophia
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Als besonders kritisch erwiesen sich für die Länder des Kaukasus und Mittel asiens die 
Fragen eines wirksamen Schutzes vor der Korruption bei den Gerichten sowie der Unab-
hän gig keit der Richter. Jürgen Basedow wies darauf hin, dass die Veröffentli chung der 
Entscheidungen sowie deren Kommentierung und Überprüfung auf Ungereimt heiten und 
hand werkliche Fehler durch die Rechtswissenschaft eine wichtige Komponente bei der 
Ent wicklung des Rechts, aber auch bei der Korruptionseindämmung sei. Weiterhin merkte 
er an, dass ein föderales System der Gerichtsorganisation die Unabhängigkeit der Rich-
ter för dere. Bezeichnend in diesem Zusammenhang ist, dass nach der Auskunft von Prof. 
Komarov in der Russischen Föderation alle Richter aus dem Föderationshaushalt und 
nicht durch die Föderationssubjekte bezahlt werden. Auch kann angemerkt werden, dass 
die Verknüpfung zwischen der Rechtssprechung und der Rechtswissenschaft in den GUS-
Länd ern traditionell sehr schwach ist und sich nur sehr zögerlich entwickelt. Weiter hin 
merkte Altay Mustafayev an, dass die Korruption in der nationalen Rechtskultur veran kert 
zu sein scheine und oft durch die Erwartung der Rechtssuchenden zusätzlich geför dert 
werde.

Der zweite Konferenztag war dem Vertragsrecht gewidmet. Zunächst trug Prof. Dr. 
Aleksandr Komarov zum russischen Recht vor. Es folgten Berichte zum Recht Usbekistans 
(Umid Ubaydullaev), Kasachstans (Birzhan Zaharasbayev),  Georgiens (Nana Gurgenidze), 
Aserbaidschans (Ilgar Mehti) und der Türkei (Prof. Dr. Turgut Öz).

Mit der Verabschiedung des vierten Teils des Zivilgesetzbuches, das zum 01.01.2008 
in Kraft getreten ist, verfügt Russland mittlerweile über eine abgeschlossene Zivil rechts-
ko difi kation, die neben klassischen Materien auch Fragen des IPR und des geistigen Eigen-
tums behandelt. Es fi el auf, dass die Zivilgesetzbücher weiterer postsowjetischer Län der 
große Ähnlichkeit mit dem Zivilgesetzbuch Russlands aufweisen. Dies ist zunächst auf die 
gemeinsame zivilrechtliche Tradition der Sowjetzeit zurückzuführen. Das formal gel tende 
sowjetische Zivilrecht basierte auf einem vorrevolutionären Entwurf, welcher seiner seits 
durch den westeuropäischen, insbesondere deutschen Einfl uss, stark geprägt wurde, was 
teilweise bis in das zeitgenössische Recht vieler GUS-Staaten hineinwirkt. Zum anderen 
haben die Harmonisierungsbestrebungen innerhalb der GUS, insbesondere das Modell-
zivil gesetzbuch der GUS, über dessen Beratung Prof. Komarov aus erster Hand be rich ten 
konnte, die Zivilgesetzbücher einiger GUS-Länder, insbesondere von Armenien, Aser-
baid schan, Kasachstan, Kirgisien, Tadschikistan und Usbekistan stark beeinfl usst. 

Europäisierung des georgischen Rechts
Am 24. Mai 2008 fand am Institut ein deutsch-georgisches Kolloquium zum Thema 
„Europäisierung des georgischen Rechts“ statt. Damit stand eine Trans for ma tions rechts -
ordnung im Vordergrund, die durch eine besondere Nähe zum deutschen Recht ge kenn-
zeichnet ist. Das georgische Zivilgesetzbuch von 26. Juli 1997 wurde durch deutsche 
Juristen, die dem georgischen Gesetzgeber beratend zur Seite standen, maßgeblich mit-
geprägt. Auch heute fi ndet zwischen deutschen und georgischen Juristen ein reger Ge dan-
ken austausch statt.

Die Begrüßung der Teilnehmer erfolgte durch den Geschäftsführenden Direktor Klaus 
J. Hopt und durch den Mitveranstalter Prof. Lado Chanturia. Daraufhin er öff nete Prof. 
Chanturia die Tagung mit dem Vortrag „Europäisierung des ge orgi schen Rechts: bloßer 
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Wunsch oder große Herausforderung?“ Prof. Chanturia betonte, dass Georgien traditio nell 
eine Konti nen tal rechts ord nung habe, bei der die pri märe Rechts quelle die Ko di fi kation 
dar stel le. Vor diesem Hinter grund sei die jüngste Reform des Rechts der ideellen Vereine  
be  sonders bedenklich. Diese Ende 2006 durchgeführte Reform bestand in der ersatz lo sen 
Auf hebung der meisten Vorschriften zur Regelung der ide ellen Vereine im georgi schen Zi-
vil ge setz buch. Damit wurden die Vereine weit gehend der Satzungsautonomie über lassen. 
Diese für eine Kontinentalrechtsordnung ungewöhnliche Lösung sei insbeson de re in einem 
Transformationsland, in dem nach 70 Jahren Sozialismus eine unternehmeri sche Kul tur 
sich erst entwickeln muss, kritisch. Die Rechtsanwender 
seien oft nicht qualifi  ziert genug, den künftigen Streitfällen 
durch die Vertragsgestaltung vorzubeugen und die ein-
getretenen Streitigkeiten zu lösen. Insofern komme der 
Reform der Justiz und der ju ris ti schen Ausbildung eine 
sehr große Bedeutung zu.

Auf strukturelle Probleme wies auch Prof. Georgi 
Khubua in seinem Vortrag „Europäisierung der Rechtskultur 
und des Rechtsdenkens in Georgien“ hin. Die Zeit der 
Sowjet union habe das georgische Rechtsdenken so stark 
geprägt, dass die Auswirkun gen bis heute spürbar seien. 
Zu nennen sei zuerst der durch die kommunistische Ideolo-
gie be gün stigte Rechtsnihilismus. Bekanntlich lag der 
Lehre des Marxismus-Leninis mus, auch wissen schaft licher 
Kommunismus genannt, die Vorstellung von der Gesetz-
mäßig keit des historischen Entwicklungsganges zugrunde. Dieser führe, beginnend mit 
einem klassen losen prähistorischen Urzustand über die antike Sklavenhaltergesellschaft, 
den mittel alter lichen Feudalismus, den Kapitalismus hin zum Sozialismus als überle ge ne 
Ge sell schafts form und als Endziel zum Kommunismus, der wiederum eine klassen lo se Ge-
sell schaft ohne Konfl ikte und Widersprüche, in der die Staats- und Rechtsord nung des halb 
funktionslos geworden sind, darstelle. In diesem Gedankensystem kam dem Recht kei ner-
lei eigenständige bestimmende Kraft zu. Darüber hinaus wurde das Recht durch die Ko-
e xistenz  for malisierter juristischer Befehle auf der einen, und einer nicht formali sier ten 
Normierung durch Partei und Verwaltung auf der anderen Seite, diskreditiert. Prof. Khubua 
berichtete, dass nach der Wende der Rechtsnihilismus der Sowjetzeit für eine kur ze Zeit 
durch einen Rechtsidealismus abgelöst wurde, der durch die Vorstellung getra gen wurde, 
die Transformation könne bereits durch die Veränderung des rechtlichen Rah mens voll-
zogen werden. Doch jetzt kann wieder ein starker Trend zum Rechtsnihilismus hin be ob-
achtet werden. 

Als weitere Probleme wurden genannt: das Syndrom der fehlenden Identifi kation mit 
dem Staat, der auf die bis 1990 fehlende Eigenstaatlichkeit zurückzuführen sei, passive 
Ver haltens muster und hohe Atomisierung der Gesellschaft.

Das Ergebnis dieser beiden Vorträge fasste Klaus J. Hopt durch die Anmer kung zu-
sam men, dass Georgien nicht nur die Reform der Gesetzgebung, sondern auch der Kultur 
des Rechts denkens brauche, was ungleich schwieriger zu bewerkstelligen sei.

Prof. Bessarion Zoidze referierte in seinem Vortrag „Georgisches Recht als Teil des 
euro päischen Rechts – der rechtshistorische Kontext“ über die vielfältigen Einfl üsse ver-
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schie dener Rechts ordnungen und Rechtssysteme, denen Georgien in seiner Geschich te aus-
ge setzt war. Zunächst war das der Einfl uss der griechischen und der römischen Kultur sowie 
des griechischen und römischen Rechts, später des orientalischen Rechts. Der Ein fl uss blieb 
allerdings eher oberfl ächlich, vor allem auf der Ebene der terminologischen Ent lehnungen, 
die mit georgischen Inhalten gefüllt wurden. Der Grund dafür war, dass das moslemische 
Privatrecht nur für Mos lems und nicht für Christen, zu denen Georgier zählen, galt. Das 
georgische Familien- und Erbrecht wurde viel mehr dem by zan tinischen Recht entlehnt. 
Nach dem Verlust der Unabhängigkeit 1801 erfolgte die Rezep tion des europäischen 
Rechts in Georgien mittelbar über das russische Recht. Seit der Wiedererlangung der 
Unabhängigkeit 1990 sei der Einfl uss des deutschen Rechts besonders stark.

Der Vortrag von Prof. Lasha Bregvadze „Zentrum und Peripherie in der Europäi sie-
rung des Rechts: Systemtheoretische Analysen der Rechtsentwicklung in postsow je ti-
schen Gesellschaften am Beispiel Georgiens“ behandelte die theoretischen Probleme der 
Rechts kultur, darunter die Frage der legal transplants. 

Das Verwaltungsrecht stand im Vordergrund des folgenden Abschnitts des Kolloquiums. 
Über die „Trans formation der Verwaltung Georgiens in eine klassische europäische 
Verwaltung“ referierte Prof. Lewan Isoria. Er betonte, dass die Verwaltungswissenschaft, die 
eine Inte grationswissenschaft aus Rechts-, Politik- und Wirtschaftswissenschaft darstelle, 
in Geor gien noch kaum entwickelt sei. Ein professioneller, politisch neutraler öffent li cher 
Dienst müsse erst etabliert werden, wozu neben der entsprechenden Ausbildung auch die 
Ent po li ti sierung der Verwaltung, bzw. die Trennung zwischen politischen und unpoliti schen 
Beam ten notwendig seien. Dr. Irakli Kobakhidze referierte über die „Dezentralisierung der 
geor gi schen Verwaltung und europäische Standards der kommunalen Selbstverwal tung“. 
Die kommunale Selbstverwaltung habe in Georgien keine lange Geschichte. Unmittel bar 
nach der Erlangung der Unabhängigkeit 1990 habe sie aus Angst vor separatisti schen Be-
stre bungen nicht etabliert werden können. Erst seit 2005 sei eine dezentrale Verwal tung 
per Gesetz vorgeschrieben. Die aktuelle Gesetzeslage mache aber keine wirk li che Selbst-
ver waltung der Kommunen möglich, da die Zuständigkeiten recht begrenzt seien und der 
nie drige Umfang der im Gesetz zugelassenen lokalen Gebühren eine formell garan tier te 
fi nan zielle Unabhängigkeit ins Leere laufen ließe.

Geschlossen wurde das Kolloquim mit dem Vortrag „Kapitalschutz im georgi schen 
Ka pital gesellschaftsrecht“ von Dr. George Jugeli, der über die Vorschriften bezüglich des 
Min dest kapitals der georgischen Kapitalgesellschaften, dessen Einbringung und Erhal-
tung referierte. 

In der Gesamtdiskussion, die durch das Statement von Prof. Rolf Knieper eingelei-
tet wurde, ging es um die Frage, ob die Transformation der postsozialisti schen Ge sell-
schaf ten durch eine Rechtsreform zu bewerkstelligen sei. Während Prof. Chanturia die 
Ansicht vertrat, dass der Erfolg einer mit Hilfe eines legal transplant durchgeführ ten 
Rechts reform in erster Linie davon abhänge, dass in dem Land gut ausgebildete Ju risten 
und Verwaltungsbeamte vorhanden sind, die diese neuen Gesetze umsetzen kön nen, stell-
te sich Prof. Knieper auf den Standpunkt, dass Recht ein gesellschaftliches System nicht 
dekretieren kann, auch wenn die Rechtsnormen zur Entwicklung der Rechts kul tur be nö-
tig te Bestandteile seien. Klaus J. Hopt mahnte in seinem Abschlusswort die Politik der 
klei nen Schritte an, die in erster Linie die Entstehung der für die Reform notwendigen 
Struktu ren för dern solle.

Prof. Dr. Rüdiger von Rosen (li.) und 

Prof. Dr. Rolf Knieper (re.)
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9. Machbarkeitsstudie über die Einführung eines Europäischen Stiftungsstatuts

In unserer globalisierten Welt handeln auch Stiftungen grenzüberschreitend. Viele ihrer 
Hand lungsfelder betreffen nicht nur einzelne Länder, sondern viele Beteiligte im Hinblick 
auf Registrierung, Förderung und Steuerrecht. Die EU-Kommission gab eine Mach bar-
keits studie in Auftrag, die prüfen sollte, welche Hindernisse für grenz über schrei ten de Stif-
tungs aktivitäten bestehen und ob ein europäisches Statut zur Problem lösung führt. Das 
Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht Hamburg und die 
Uni ver si tät Heidelberg (Centrum für Soziale Investitionen und Innovationen, CSI), so-
wie die Juristische Fakultät Heidelberg haben als Konsortium 2008 die Arbeiten an die-
ser Mach bar keits studie (feasibility study) zur Einführung eines Europäischen Stiftungs-
sta tuts für die Europäische Kommission abgeschlossen. Die Machbarkeitsstudie ist Teil 
der Gesamt revision von Corporate Governance und Europäischem Gesellschaftsrecht der 
Kommission und erfolgt auf der Grundlage einer Reihe von vorangegangenen Bera tun-
gen.

Die Ausschreibung für das Projekt erfolgte im April 2007. Projektbeginn war im 
November des Jahres 2007. Die Europäische Kommission veröffentlichte die Studie im 
Internet unter der URL: http://ec.europa.eu/internal_market/company/docs/eufoundation/
feasibilitystudy_en.pdf.

Leiter der Studie sind Klaus J. Hopt und Thomas von Hippel (Max-Planck-Institut), 
Prof. Dr. Helmut Anheier und Dr. Volker Then (CSI), Prof. Dr. Werner F. Ebke und Prof. 
Dr. Ekkehart Reimer (Juristische Fakultät der Universität Heidelberg). Mitgewirkt bei der 
Er stellung der Studie hat außerdem eine internationale Expertengruppe, die aus 18 wei-
te ren aus ge such ten Ökonomen, Stiftungsrechtlern, Steuerrechtlern und Vertretern aus der 
Stiftungspraxis besteht. 

Entsprechend der Ausschreibung der Kommission enthält die Studie zunächst eine Be-
stands aufnahme, die einen Überblick über die Unterschiede des Stiftungs rechts der 
Mitglied staaten enthält. Sie zeigt Barrieren auf, denen Stiftungen innerhalb des Binnen-
marktes gegen über stehen und beziffert die Kosten dieser Barrieren ökonomisch. Im 
Folgenden unter sucht die Studie, durch welche Instrumente die ermittelten Barrieren 
überwunden werden können und analysiert in diesem Rahmen die Einführung eines 
Europäischen Stiftungs statuts sowie alternative Lösungen.

Dabei kommt die Studie im Wesentlichen zu folgenden Ergebnissen:

– Stiftungen spielen eine nicht unbeachtliche wirtschaftliche Rolle in Europa, ins be son-
de re bei der Förderung gemeinnütziger Zwecke. Die gemeinnützige Stiftung ist der 
einzige Stiftungs typ, der in allen Mitgliedstaaten anerkannt ist. Dieser Stiftungstyp ist 
auch in der Praxis am Bedeutsamsten. 

– In den 27 Mitgliedstaaten der EU bestehen im Stiftungsrecht teilweise erheb liche 
Unter schie de in der Rechtsprechung. Allerdings bestehen hinsichtlich des Stiftungstyps 
der gemein nützigen Stiftung auch wichtige rechtliche Gemeinsamkeiten, die bei einer 

Schwerpunkte



TÄTIGKEITSBERICHT | 2008

44

Gesamt betrachtung stärker erscheinen als die verbleibenden Unterschiede.

– Innerhalb der EU bestehen rechtliche Hindernisse für grenz über schrei ten de Tä tig-
kei ten von Stiftungen. Diese Hindernisse betreffen sowohl das Stiftungs zivil recht als 
auch das Steuerrecht. Wie auch im Europäischen Gesellschaftsrecht lassen sich die 
meisten Hindernisse überwinden. Hierdurch entstehen jedoch Kosten, die oft höher 
sein dürften als im Gesellschafts recht. Die Ursachen dafür liegen in der Rechts lage 
im Stiftungs zivil recht und Steuer recht insgesamt, unter anderem wegen fehlen der 
Recht sprechung, deutlich weniger spezialisierten Anwälten und weniger recht lich 
spezia li sier ten Stiftungs vorständen.

– Die kalkulierbaren Kosten der bestehenden Barrieren über grenzüberschrei tende 
Stiftungs tätig keiten bewegen sich zwischen 90.000.000 Euro und 101.700.000 Euro 
jährlich. Außerdem entstehen unkalkulierbare Kosten, zum Beispiel für zusätzliche 
Verwaltung und Koordination sowie „psychologische“ Kosten, die insgesamt die 
Summe der kalkulierbaren Kosten sicherlich übersteigen dürften.

– Die Einführung einer Europäischen Stiftung als weiterer optionaler Rechtsform neben 
den nationalen Stiftungsformen ist ein Weg zur Überwindung der Hindernisse, die 
im Vergleich zu anderen Alternativen (Harmonisierung, bilaterale oder multila terale 
Staats verträge, Verbesserung des Status Quo durch unverbindliche Empfehlungen und 
In for mation) besonders erfolgversprechend erscheint. Je nachdem, wie eine solche 
Euro päische Stiftung ausgestaltet wird, lassen sich die bestehenden Kosten für grenz-
über schreitende Stiftungs tätigkeiten reduzieren. Abgesehen hiervon hätte eine Euro-
pä ische Stiftung weitere positive Effekte: Vorbildfunktion für nationale Stiftungen, 
zu sätz liche Anreize für Spender und Stifter insbesondere im Forschungsbereich.
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10. Recht islamischer Länder

Fertigstellung des Lehrbuchs und Seminar zum afgha nischen Familienrecht
Im Oktober 2008 konnte das im Mai 2003 aufgenommene Projekt des Instituts zur Rekon-
struk tion des afghanischen Justizwesens durch die Fertigstellung eines wissen schaft li chen 
Lehr buchs zum afghanischen Familienrecht abgeschlossen werden. Das Projekt wird durch 
das Deutsche Auswärtige Amt fi nanziell unterstützt. Das Lehrbuch, das unter der Leitung von 
Nadjma Yassari entstand, umfasst 202 Seiten und 130 Seiten Gesetzesanhang. Es erör tert die 
fa milien rechtlichen Vorschriften des afghanischen Zivilgesetzbuchs von 1977 von der Braut-
wer bung und dem Verlöbnis hin zum Ehe- und Scheidungsrecht sowie das Kind schafts recht. 
Das Lehrbuch zeigt zudem die Widersprüche zwischen dem positiven Recht und den gewohn-
heits recht lichen Praktiken in Afghanistan. Um die Notwendigkeit der Reformen im Familien-
recht zu veranschaulichen, beinhaltet das Lehrbuch zudem rechts vergleichende Darstel lun gen 
über bereits erfolgte Gesetzesreformen des Familienrechts in anderen islamischen Ländern.

In Zusammenarbeit mit dem Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht 
und Völkerrecht in Heidelberg diente das ins Dari übersetzte Lehrbuch sodann in einem 
ein wöchigen Seminar am Institut in Hamburg als Unterrichtsgrundlage zur Schu lung dreier 
afgha nischer Dozenten der Universität Kabul, die Ende November 2008 in Afghanistan 
Trai nings einheiten zum Familienrecht abgehalten haben. Die Dozenten aus Kabul, Herr 
Zolrahman Najib, Frau Shala Farid und Herr Abdullah Nezam begrüßten die Initia tive des 
Instituts, afghanische Juristen weiterzubilden. Zum einen habe es solche Fort bildungen für 
Ju risten seit Jahrzehnten nicht mehr gegeben, zum anderen verleihe der Ein satz von ein hei-
mi schen Juristen dem Projekt gerade bei so sensiblen Themen wie dem Familien recht mehr 
Au then tizität und gewährleiste eine bessere Umsetzung vor Ort.

Selbständige Nachwuchsgruppe: Changes in God‘s Law: 
An Inner Islamic Comparison of Family and Succession Laws
Die Nachwuchsgruppe zum Familien- und Erbrecht islamischer Länder nahm im Oktober 
2008 ihre Arbeit auf. Die Nachwuchsgruppe wird für die Dauer von fünf Jahren von 
der Max-Planck-Ge sellschaft gefördert. Der Personalumfang umfasst neben der Stelle 
als Nach wuchs gruppenleiter, die Nadjma Yassari innehat, eine Post-Doc Stelle sowie 
mehrere Dok to ran denstellen. In der derzeitigen sechsmonatigen Aufbauphase werden die 
Weichen für die künftige Arbeit der Nachwuchswissenschaftler gestellt. 
Ab April 2009 werden die Nach wuchs wissenschaftler die familien- 
und erbrechtlichen Bestimmungen ausgewählter isla mi scher Länder 
interdisziplinär, rechtsvergleichend und unter Einbeziehung des ge leb ten 
Rechts behandeln und dabei insbesondere den Einfl uss der Religion auf 
die Ge setz ge bung untersuchen.

Besuch einer Delegation jemenitischer Richterinnen und Richter 
am Institut
Im August 2008 wurde das Institut von vier Richterinnen und einem 
Richter aus dem Jemen besucht, die auf Einladung der Bundesregierung 
eine vom Goethe-Institut und der Universität Leipzig organisierte Informationsreise durch 
Deutschland unternahmen. Die Dele gation wurde von Frau Samyah Abdullah Mahdi, 
Richterin am Obersten Gericht des Jemens, geleitet. Alle Richterinnen stammen aus dem 
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Südjemen, wo es bis zur Vereinigung mit dem Nordjemen Dutzende Richterinnen gab. Nach 
der Vereinigung im Jahre 1990 und einem etwa vierjährigen Prozess der Rechtsangleichung 
durften die  Richterinnen auch im neuen vereinheitlichten Rechtswesen tätig werden 
– bevorzugt im Bereich des Familien rechts. Allerdings werden Absolventinnen der 
rechtswissenschaftlichen Fakul tä ten erst seit zwei Jahren zur Richterausbildung in Sanaa, 
der einzigen Einrichtung zur Ausbildung von Richtern im Jemen, zugelassen. 

Imen Gallala empfi ng die Juristen, die auf das Familien- und 
Jugendrecht spezialisiert waren, und stellte ihnen die Arbeit 
des Instituts im Allgemeinen und des Referats für das Recht 
islamischer Länder im Besonderen vor. Dabei wies sie in 
einem kurzen Vortrag auf die Anwendung des Familien- und 
Erbrechts islamischer Länder durch deutsche Ge rich te hin. 
Dem Vortrag folgte ein reger Austausch mit den jemenitischen 
Kolleginnen und Kollegen, insbesondere über die Entwicklung 
des jemenitischen Familienrechts nach der Vereini gung. Im 
vereinten Jemen wurden im Jahre 1992 die Bereiche Familien- 
und Erb recht rechtlich angeglichen. Denn im Südjemen galt bis 
zur Wiedervereinigung das Ge setz buch über das Personalstatut 

von 1974. Mit dieser hatte sich die südjemenitische Re gie rung in ihrer sozialistischen 
Ideologie weitgehend vom klassischen islamischen Recht abgewandt. Das Gesetzbuch 
über das Personalstatut von 1974 galt als eines der fort schritt lichsten in der islamischen 
Welt. So waren beispielsweise polygame Ehen nur im Falle der Sterilität oder einer 
unheilbaren oder ansteckenden Krankheit der Erst frau er laubt. Im Gegensatz dazu war das 
nordjemenitische Gesetzbuch zum Personalstatut von 1978 vom klassischen islamischen 
Recht geprägt. Dieses setzte sich auch im Gesetz buch über das Personalstatut des 
wiedervereinten Jemen von 1992 durch, so dass das geltende Fami lien- und Erbrecht im 
Jemen stark vom islamischen Recht beeinfl usst ist. 
Die jemenitischen Richter zeigten sich über die Forschungs mög lich keiten am Institut 
beeindruckt und betonten, dass sie ver su chen wollen, junge jemenitische Juristen zu ermun-
tern, diese Mög lichkeiten im Rahmen von Stipendien zu nutzen. Großes Interesse fan den 
auch die Forschungen im Rahmen der selbst stän digen Nachwuchsgruppe zum Familien- 
und Erbrecht mit ihrem Fokus auf inner-islamische Rechtsvergleichung, die im April 2009 
unter der Leitung von Nadjma Yassari ihre Arbeit auf nehmen wird. Die wissenschaftlich 
fundierte Kenntnis von zeit genös si schen familienrechtlichen Gesetzgebungen anderer 
isla mi scher Länder könnte auch im Jemen dazu führen, mehr Gleich heit zwischen Mann 
und Frau zu verwirklichen und dabei die islamische Identität des Landes zu wahren. Ein 
be sonderes Interesse zeigten die jeme nitischen Juristen auch an den  Herausforderungen, 
die Deutschland im Zuge seines eigenen Vereinigungspro zes ses zu bewältigen hatte.

Imen Gallala im Gespräch mit den 
jemenitischen Juristen
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International Max Planck Research School for Maritime Affairs

About the School

The International Max Planck Research School for Maritime Affairs (IMPRS) was 
established in April 2002 by the Max Planck Society for the Advancement of Science as a 
co-operation be tween the Max Planck Institute for Comparative and International Private 
Law (Hamburg), the Max Planck Institute for Comparative Public Law and International 
Law (Heidelberg), the Max Planck Institute for Meteorology (Hamburg) and the University 
of Hamburg. The Research School is based at the Hamburg Max Planck Institute. In 2006, 
the Research School was evaluated by an interdisciplinary panel. As recommended by the 
po si tive evaluation report, the School was extended until 2014.

The Research School adresses the legal, economic, geophysical and ecological aspects 
of use, protection and organization of the oceans. It is structured as an international 
graduate school and bolsters interdisciplinary research. Its researchers work in the fi elds 
of law, economics and natural sciences. The Research School is able to award twelve 
scholarships to doctoral students (Scholars), who do their research under the supervision 
of professors and senior scientists at the cooperating institutions (Directors). Efforts are 
made to attract a diverse team of highly skilled Scholars from different parts of the world 
who have been trained in various disciplines while keeping a good balance of genders. 
Further more, the Research School allows selected doctoral fellows (Associates), to par-
tici pate in the academic activities. Associates are admitted, provided that they work under 
the supervision of one of the Directors in fi elds related to the Research School’s focus. 
They, however, do not receive a scholarship from the Research School. The Research 
School’s spokespersons are Jürgen Basedow (Max Planck Institute for Comparative and 
Inter national Private Law) and Ulrich Magnus (Professor at the University of Hamburg). 
The Research School is coordinated by Anatol Dutta and Vera Wiedenbeck (both from the 
Max Planck Institute for Comparative and International Private Law).

The year 2008 – in a Nutshell 

In 2008, 16 Directors, 19 Scholars and 12 Associates were involved in the Research School’s 
work. Two new Directors, Doris König (Professor at the Bucerius Law School, Hamburg) 
and Lars Kaleschke (Junior Professor at the Institute of Oceanography, University of 
Ham burg) joined the Research School. Additionally, nine new Scholars were admitted: 
Runyu Wang from China, Miso Mudric from Croatia, Urs Engels, Viola Liebich, Carolin 
Mai, Anja Rösel and Lilly Weidemann from Germany, Vaneeta Patnaik from India and 
Vasco Becker-Weinberg from Portugal.

As in every year the main focus of the Research School’s activities lay on the individual 
research projects of the Scholars and Associates (see below p. 48 et seq.); the projects 
were discussed in the regular meetings of the Directors, Scholars and Associates.

Apart from supporting the individual research of Scholars and Associates, in 2008 the 
Research School offered a great variety of academic activities: Firstly, the School fur ther 
pur sued its “Meet the Maritime Players” program in order to enable Scholars and Asso-
ciates to get in touch with maritime institutions situated in the greater Hamburg area (see 

IMPRS



TÄTIGKEITSBERICHT | 2008

48

below p. 56 et seq.). Secondly, the Research School again organized, together with the 
Inter na tional Tribunal for the Law of the Sea (ITLOS), the “Hamburg Lectures on Maritime 
Affairs”, providing a discussion forum to distinguished academics and practitioners in the 
area of maritime affairs (see below p. 57 et seq.). Thirdly, several Scholars and Associates 
par ti cipated in an excursion to Malta, in conclusion to a seminar on “Responsibility and 
Liabi lity in the Marine Context” organized by the two Directors, Rainer Lagoni (Professor 
at the University of Hamburg) and Peter Ehlers (Former President of the Federal Maritime 
and Hydro graphic Agency) (see below p. 59 et seq.). 

Furthermore, this year as well the Research School produced a number of publications: 
2008 saw the Research School’s book series, “Hamburg Studies on Maritime Affairs”,  
grow by two new volumes, 14 volumes now having appeared since its inception in 2004. 
Fur ther more, the papers from last year’s seminar on “Enforcement of International and 
EU Law in Maritime Affairs” were published (see below p. 56 et seq.). Finally, in 2008 
the web site of the Research School was re-launched; the new website, which is available 
at www.maritime-affairs.org, shall inform members of the Research School and the public 
about the School’s activities.

Research Clusters

The Research School had, prior to last year, been divided into fi ve research clusters: 
“Maritime Trade and Transport”, “Coastal Zone Management”, “Management of the 
Marine Environment”, “Ocean and Climate” and “Management of the Deep Sea Bed”. 
In 2008, the School established a new research cluster titled “Implication of Climatic 
Changes in the Arctic”. Within these six clusters, the research of the natural scientists is 
direc ted towards the causal link between certain uses of marine resources and their effects, 
while the assessment of these effects and the discussion of normative consequences are 

Members of the IMPRS in front of the ILO
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essen tially carried out by economists and lawyers. By the end of 2008, the Scholars were 
wor king particularly in the following clusters:

Maritime Trade and Transport

As in the years before, a main focus of the Research School in 2008 lay on the cluster 
“Maritime Trade and Transport”.

Liberalization of Maritime Trade
Chen-Ju Chen (Taiwan) has worked on fi sheries subsidies from the perspective of interna-
tional law (“Fisheries Subsidies under International Law”). International negotiations and 
studies on fi sheries subsidies have been moving toward a more advanced stage. On the one 
hand, the formal legal draft of fi sheries subsidies disciplines under the WTO was proposed 
by the Chair of the Negotiating Group on Rules in late 2007. On the basis of this legal 
draft, further WTO negotiations on fi sheries subsidies have been facilitated. On the other 
hand, the sustainability criteria set by other intergovernmental organisation has been taken 
into consideration for fi shery conservation and sustainable development. Moreover, more 
attention has been paid to the role of regional fi shery management organizations (RFMOs)  
of certain fi shery species and location of fi shery resources. Chen’s research project will be 
concluded soon.

Compensation for Marine Pollution

Within the cluster “Maritime Trade and Transport” the prevention of, and compensation 
for, marine pollution has been a major subject in the past. Currently, Yuna Huang (China) is 
focu sing her research on the compensation of damages for pure economic loss as a general 
question in tort law and also as a particular question to maritime tort law, especially in 
cases of oil pollution damages (“Pure Economic Loss in Compensation of Oil Pollution 
Damages from Ships”). As there is neither cross-national consensus, nor even internal con-
sisten cy as to the recovery of such damage within individual jurisdictions, the fi rst part of 
the project concentrates on a comparative law study. Interrelations of tortious liability and 
con trac tual obligations will be addressed. The second part of the research project concerns 
mari time law and covers from both an international and a national perspective the legal 
status of pure economic loss caused by oil pollution damages, the compensation scope of 
eco no mic loss as well as the compensation practice. Furthermore, Huang’s research refers 
to relevant issues under Chinese law, including an introduction of the current compensation 
system for oil pollution damages as well as China’s application of the related international 
con ven tions. This examination shall build a foundation for the next steps – analyzing the 
under lying reasons and forecasting a future picture.

International Maritime Contracts
A third group of Scholars within the cluster “Maritime Trade and Transport” deals with 
problems of international contracts in the marine world. Duygu Damar (Turkey) is 
examining one of the cases where the fi nancial limitation of the carrier’s liability can 
be broken. The main rationale of the conventions on international transport law is to 
limit the liability of the carrier. However, it is also common to those conventions that 
in case of “wilful misconduct” the carrier will be liable without any fi nancial limitation. 

IMPRS



TÄTIGKEITSBERICHT | 2008

50

“Wilful misconduct” denoting a high degree of default is a term of English law and was 
fi rst used in the Warsaw Convention of 1929. A defi nition of “wilful misconduct”, which 
can be found in later conventions regarding carriage of goods and passengers as well, 
was implemented in the Hague Protocol of 1955 amending the Warsaw Convention. 
However, the question to which degree of fault “wilful misconduct” exactly refers has so 
far remained controversial and unanswered. Damar tries to fi nd an answer in her study 
“Wilful Misconduct in International Transport Law”. To this end, the historical background 
of the term, together with its function and role in marine insurance law and jurisprudence 
with regard to the term in the international transport law context, are being examined from 
a comparative perspective.

In his research project (“Maritime Disputes under the Brussels I Regulation”), Philipp 
Egler (Germany) is dealing with issues of jurisdiction and enforcement of foreign awards 
under the Council Regulation (EC) 44/2001. The scope of research covers a great variety of 
topics related to maritime matters. Egler’s project deals, for example, with the effectiveness 
of jurisdiction agreements included in a bill of lading. Furthermore, the thesis covers the 
issue of jurisdiction with regard to employment contracts in which the relevant place of 
work is on a ship or drilling platform. Jurisdiction in disputes concerning damage to, or 
loss of, goods during shipment and specifi c diffi culties with the enforcement of maritime 
claims are also discussed.

Miso Mudric (Croatia) is focusing on the issue of salvor’s liability. The question of 
negli gence is analyzed from the economical, legal and political aspects. Since the law 
of salvage takes a very lenient standpoint towards salvors, the public policy thus derived 
holds the salvors in a privileged position when it comes to the amount of reward received. 
Additionally, the salvors are often excluded from liability or have their liability limited. 
The purpose of the work is to critically analyze the status quo in order to determine whether 
currents needs and those of the near future correspond to the system today. A few cases 
that appeared before the English and US Courts are to be analyzed in order to determine 
diffe rent possibilities in approaching the cases where the salvor’s negligence appears. A 
special focus will be devoted to the way that the judges, and possibly arbitrators, approach 
the defi nitions of “more good”, “more harm”, “set-off” and others, at the same time 
look ing at the norms which serve as a source for determining the negligence. All legal 
documents concerning salvage, starting from the 1989 Salvage Convention and forward 
through the 1976 Convention on Limitation of Liability for Maritime Claims (LLMC), 
the 1992 Civil Liability Convention (CLC), and the 2001 Bunker Oil Convention are to 
be analyzed. From a political point of view, all possible discrepancies, issues and division 
in the maritime community will be discussed, including specifi c reference to the CMI 
Montreal Conference in 1981, the work of the Legal Committee of the International 
Maritime Organisation (IMO) and the Conference for adoption of the Salvage Convention 
in 1989, and current issues of the EU Directive for the Ship-Source Pollution.

Vaneeta Patnaik (India) is doing her research in the area of Protection and Indemnity 
Clubs – a mutual insurance cover developed at the end of the nineteenth century. Running 
parallel with a ship’s hull and machinery cover, P&I traditionally distinguishes itself 
from ordinary forms of marine insurance by being based on the not-for-profi t principle 
of mutuality where Members of the Club are both the insurers and the assured. Patnaik’s 
research project studies the trend of widespread oil and chemical pollution claims from 
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affected parties, which has led to a limit being put on the protection provided by the 
Clubs. The project also will be looking into the extent of cover provided by the Clubs to 
its members and the gaps in the cover. For this purpose the contribution and division of 
damage compensation under the P&I Cover and the concept of damages as provided in the 
conventions for oil pollution will be explored.

In shipping it is common that merchants agree on choice of forum clauses. Felix Sparka 
(Germany) examines the legal foundations and limits of such agreements in a comparative 
perspective (“Jurisdiction and Arbitration Clauses in Maritime Transport Documents: A 
Comparative Analysis”). Jurisdiction and arbitration clauses are two different mechanisms 
that serve the same purpose: ensuring impartiality and predictability in international 
litigation. Despite these benefi ts, choice of forum clauses can be inconvenient for parties 
which may be forced to litigate before distant fora. Additional problems arise in the context 
of maritime transport documents. These documents are issued by the carrier and it is the 
carrier who gets to draft the choice of forum clause. Such clauses therefore tend to favour 
the carrier. Not only has the validity of jurisdiction clauses always been questioned, but 
there is also a remarkable disparity in the enforcement of arbitration clauses, even though 
both devices have much the same effect on the jurisdiction of otherwise competent courts. 
This project intends to explain existing rules within their legal context as well as the 
underlying interests and to develop a coherent system for such clauses which takes into 
account the present day structure of maritime transport.

Coastal Zone Management

Over the last decade the recognition of the importance of conservation management of 
coastal resources for their sustainable use has become an important issue in most of the 
developing countries. The objective of these conservation measures has been to ensure 
sustainability in order to optimize productivity and to obtain the maximum economic 
value in long term basis without destroying the resource ecosystem. 

Annika Weseloh (Germany) investigates the dynamics of larval anchovies in relation 
to upwelling processes in Vietnamese waters. The upwelling area off the southeastern 
Vietnamese provinces is comparatively unique as the upwelling occurs almost throughout 
the entire year. Aside from upwelling during the southwest monsoon, which is primarily 
wind driven (offshore Ekman transport of water masses), upwelling can be observed in the 
inter-monsoon phase and during the northeast monsoon, caused by the local topography 
that separates the southward directed boundary current. The nutrient-rich, upwelled water 
from deeper layers increases the new production in the area. Accordingly, it is possible to 
harvest fi sh almost throughout the whole year. Encrasicholina punctifer, the Buccaneer 
Anchovy, is a small marine pelagic fi sh that is widely distributed in the Indo-Pacifi c. It 
is used commercially for the production of fi sh sauce and other highly processed fi sh 
pro ducts. E. punctifer has a relatively low trophic level so that it could be assumed that 
it is highly affected by the enhanced phyto- and zooplankton production following the 
upwelling events. However, strong upwelling also increases the water turbidity and turbu-
lence, aggravating the catch of prey items, and can furthermore drift larvae out of the 
productive coastal area to the highly oligotroph open ocean. In her study, Annika Weseloh 
uses an Individual-Based Computer Model (IBM) to investigate the relationship between 
upwelling intensity/frequency and the distribution, growth and survival of E. punctifer 
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larvae. Different scenarios can be used in the IBM: seasonal differences (NE- vs. SW- vs. 
inter-monsoon phase), inter-annual differences, such as the frequency and intensity of 
ENSO events (El Niño, Southern Oscillation), or several climate change scenarios.

In her research project (“Police Law at Sea”), Sirid Bredehöft (Germany) tackles 
coastal zone management from a totally different perspective. Sirid Bredehöft deals with 
pro blems concerning the broad fi eld of police law at sea. Securing national coasts and 
ship ping industry is one of the oldest tasks a state has to fulfi l. Whereas in former times 
the Ger man authorities had to deal with high tides and pirates, nowadays modern risks 
re pre senting as environmental threats or terrorism dominate the fi eld. Since the Ger man 

reunifi cation Germany has a coast line of approx. 2000 km. 
The North and Baltic Seas, with about 400.000 ship move-
ments per year, are counted among the busiest sea areas 
worldwide. That fact alone shows how important protecting 
these areas and the shipping thereon is. The German system 
regarding police matters at sea is affected by a variety of 
duties and responsibilities. Additionally there are a number 
of competent autho ri ties, which are all somehow responsible 
for executing these tasks. Bringing all the com petent 
authorities together requires cooperation and coordination. 
Bredehöft will ad dress the resulting constitutional problems 
as well as questions on the international level. On one hand 
international agreements can limit the powers a national 

state may execute. On the other hand they give powers to states in other areas which might 
be obligatory. The le gal framework in this area covers therefore the area of national and 
international mari time law and the law of the sea as well as constitutional law.

Management of the Marine Environment

The cluster “Management of the Marine Environment” is closely connected with the 
studies undertaken in the cluster “Coastal Zone Management” in which – related to coastal 
waters – the issue of environmental protection is an important feature as well. 

Urs D. Engels (Germany) is examining the compliance regime of the IMO Convention 
on Safe and Environmentally Sound Recycling of Ships. Currently, the dismantling and 
recycling process of ships that are not operated anymore is quite simple: Ships are sold 
primarily to Asian companies which “beach” them, i.e. they use high tide waters to run old 
vessels aground on shores and, subsequently, tear them apart. Obviously, these techniques 
leave much to be desired in terms of environmental, health and safety matters. The Marine 
Environment Protection Committee (MEPC) of the International Maritime Organization 
(IMO) approved a draft Convention on Safe and Environmentally Sound Recycling 
of Ships at its 58th session in October 2008 for adoption at a diplomatic conference in 
May 2009. According to the MEPC, “the new convention will provide regulations for 
the design, construction, operation and preparation of ships so as to facilitate safe and 
environmentally sound recycling, without compromising the safety and operational 
effi ciency of ships; the operation of ship recycling facilities in a safe and environmentally 
sound manner; and the establishment of an appropriate enforcement mechanism for ship 
recycling, incorporating certifi cation and reporting requirements.” These provisions have 
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to be complied with in one way or another. Engels analyses both the institutional and the 
capacity-building procedures and mechanisms which are incorporated in the convention 
with regard to compliance theories in international law. 

The objective of Nikolinka Genova’s (Bulgaria) dissertation is to examine how climate 
affects agricultural pesticides management decisions and how climate change could affect 
marine ecosystems through changes in pesticide applications. Pesticides are chemicals 
widely applied in the agricultural sector that have intended benefi ts such as crop protection, 
preservation of food and other materials, and prevention of vector-born diseases. However, 
pesticides also have adverse impacts on the environment and human health. They are a 
major cause of marine pollution. In the context of climate change and climate change 
mitigation policies, the external costs from pesticides represent important information for 
policy makers in order to achieve the socially optimal balance between mitigation and 
adaptation to global change. Strategies for aquatic risk regulation need to be planned in 
advance and rely on the availability of a range of pesticides and/or alternative control 
methods. 

Viola Liebich’s (Germany) PhD thesis will focus on invasions in aquatic environments 
which can strongly affect and even restructure marine ecosystems. The study will be 
embedded in the European MEECE project (Marine Ecosystem Evolution in a Changing 
Environment) and is being supervised by Professor Michael St. John at the Institute for 
Hydrobiology and Fisheries Science. An interdisciplinary approach combining ecology and 
modelling will examine drivers of successful invasions and will support the development 
of innovative predictive management tools. 

In her research project (“Modelling the Fate of Anthropogenic Organohalogen 
Pollutants in the Marine Environment”) Irene Stemmler (Germany) examines the fate 
of anthropogenic organohalogen pollutants in the marine environment. The highest 
concern with respect to the ecosystems and the food chains is presented by persistent, 
bioaccumulative and toxic substances (so-called POPs). These are transported by ocean 
currents and sinking particulate matter (SPM) and, upon volatilization from the ocean 
surface, by winds. The complexity of their cycling is a challenge for fundamental 
science, but at the same time has signifi cant implications for international law, i.e. POP 
conventions and conventions for the protection of the seas. A multicompartment model 
is used to study the exposure of the global environment and, particularly, the role of the 
oceans. This model is based on a coupled ocean-atmosphere general circulation model. 
The role of suspended particulate matter (SPM) in the ocean, which provides one of very 
few fi nal sinks, is the key for POPs’ distributions and fate. The study includes the fi rst 
adequate representation of SPM in a multicompartment model, validated by observations 
(satellite-based sensors) and with a focus on the ocean margins and particle sinking. The 
project studies the implications for POPs cycling, the role of the ocean and the exposure 
of the marine environment. Additionally, the model tool is used to study the environmental 
fate and distribution of dichlorodiphenyltrichlorethane (DDT) and perfl uoroctanoic acid 
(PFOA) in a long-term simulation using historical emission data for 1950-1990. The 
results of the model simulations are evaluated by a comparison with DDT and PFOA 
concentrations measured in ocean, air and soil.

Finally, Carolin Mai (Germany), who started her research in December 2008, will work 
in the cluster “Management of the Marine Environment”. The main focus of her study 
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“Atmospheric deposition of organic contaminants to the North Sea” lies in the investigation 
of the cycling process of selected organic pollutants between air and the North Sea. A number 
of possible substances may be PAHs, pesticides (trifl uralin, triazines, endosulfan, HCH, 
dieldrin), PFCs and brominated compounds such as HBCD. The project also addresses the 
development and validation of air sampling methods (e.g. passive air samplers, active air 
samplers, wet-only-sampler) providing long-term and short-term monitoring of organic 
contaminants and their discharge from the air. Sampling is planned to be performed on sea 
journeys (German bight as well as up to 61°N), FINO platforms (unmanned research stations), 
Helgoland and Westerland. The analysis will be performed by liquid chromatography-mass 
spectrometers (LC-MS) and by gas chromatography-mass spectrometers (GC-MS).

Runyu Wang (China) analyses the “Interaction between the Antarctic Regime and 
International Treaty Law”. The Antarctic legal regime comprises the Antarctic Treaty, the 
Protocol to the Antarctic Treaty, the Convention on Antarctic Seals and the Convention on 
the Conservation of the Marine Living Resources of Antarctica. The relationship between 
these agreements and the Convention on the Law of the Sea is a matter of dispute. For 
example: Does Antarctica has a continental shelf, if not is this area part of the deep seabed. 
Would it be possible for the Sea Bed Authority to issue seabed mining licences although 
all economic activities are banned under the Protocol from this area? There are further 
“inconsistencies” of that nature to be examined.

Ocean and Climate
In 2008, one Scholar worked in the cluster “Ocean and Climate”. Anne-Kristin Anweiler 
(Germany) is focusing on the infl uence of rain on air-sea gas exchange which plays an 
im por tant role in climate regulation by controlling the rate of uptake of atmospheric 
CO2 by the ocean. Gas exchange for slightly soluble gases such as CO2 is assumed 
to be predominantly deter mined by subsurface turbulence, which is in turn driven by 
environmental processes such as wind, waves and rain. It is therefore important to be 
able to describe the relationship be tween these processes and the amount of gas exchange 
they cause. At the wind-wave-tank of the University of Hamburg, Anweiler has carried 
out experiments investigating the combined effect of wind and rain on air-water CO2 
exchange. In addition, turbulence measurements beneath the air-water interface during 
rainfall were performed. Results show that strong rain signifi cantly enhances gas exchange 
and that near-surface turbulence is the dominant controlling factor for this enhancement. 
This suggests that rain-induced fl uxes of CO2 may need to be considered for the assessment 
of regional and global biogeochemical cycles.

Malte Müller (Germany) submitted his dissertation “A large spectrum of free oscillations 
of the World Ocean including the full ocean loading and self-attraction effects”. In baro-
tro pic ocean dynamics the secondary effect of ocean loading and self-attraction (LSA) is 
known to be an essential part. It is often considered in a simplifi ed manner because the con-
si deration of the full LSA-term is very time-consuming in numerical models. A new set of 
barotropic free oscillations of the World Ocean is computed in Müller’s study, with explicit 
consideration of dissipative terms and the full LSA-effect. This set contains free oscillations 
that did not appear in the spectra of previous studies. Furthermore, the ex pansion towards 
longer periods (165 hours) yields new global planetary modes. The set allows for detailed 
analyses of resonantly forced oscillations and among other things a physical explanation is 
given for the LSA induced phase delay computed by ocean tide models.
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Implications of Climatic Changes in the Arctic
The research project of Vasco Becker-Weinberg (Portugal) focuses on joint development 
agreements of offshore hydrocarbon deposits (JDA). The availability of technology that 
allows for the exploitation of resources at depths that a few years ago were unreachable 
to mankind and the desire to extend national jurisdiction has resulted in an increase of 
coastal States’ claims over adjacent maritime areas and in particular over the continental 
shelf. In some cases the development of offshore hydrocarbon deposits has been the 
source of disputes between coastal States, namely when considering the area where these 
resources are found and the nature of coastal States’ rights (and of third States) over the 
same. Considering the number of maritime boundaries that have been delimitated over 
the years, and the fact that those that have not yet been delimitated relate in many cases 
to maritime areas with great hydrocarbon potential, it is not diffi cult to understand how 
easily confl ict may erupt. Contemporary Law of the Sea does not provide a straight-
forward solution for the settlement of such disputes; nevertheless, State practice and 
some international jurisprudence have considered alternative or interim measures pending 
maritime delimitation agreements. In some cases, such interim measures have allowed for 
the development of common resources that stretch along different national jurisdictions, 
such as joint development agreements. However, known JDA adopt different legal 
frameworks, as well as different approaches towards the management of resources and 
sharing of revenues. In addition, the concept of JDA is far from being homogenous among 
States. In fact, the legal nature of JDA is cause of much debate.

Anja Rösel (Germany) started with her research project “Measurement of the distri-
bution of the melt pond areas on the arctic sea ice with optical satellite data” in November 
2008 at the Institute of Oceanography at the University of Hamburg. Currently Rösel 
is searching a Landsat satellite archive and is comparing available satellite data and 
campaign data. Furthermore, she is familiarizing herself with the processing routines and 
the handling of the image data.

The research project of Lilly Weidemann (Germany) deals with the possibility of, and 
necessity for, a comprehensive legal regime for environmental protection in the Arctic 
and its essential content to cope with the implications of climate change for this region. 
The effects of climate change are being experienced particularly intensely in the Arctic 
region. Average temperature in the Arctic has risen at almost twice the rate as in the rest 
of the world in the past decades. Melting of glaciers and sea ice and rising permafrost 
temperatures are additional evidence of an accelerating warming trend. These changes 
are likely to have strong effects on the Arctic environment. Furthermore, reduced sea ice 
will probably increase marine access to the region’s resources and expand opportunities 
for shipping and for offshore oil extraction, increasing the dangers for marine habitat. 
Many other effects of climate change, such as shifts in Arctic vegetation zones, changes in 
animal species’ diversity, ranges and distribution, sea level rise or ocean salinity change, 
pose new challenges on environmental protection in that area. Unlike for the Antarctic, 
there exists no comprehensive legal treaty system covering the Arctic. Environmental 
protection is addressed by various domestic laws and international agreements. Therefore, 
an international treaty to protect the Arctic environment is essential.
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“Climate Change and its Challenges for the International Legal System” 

– A conference report

In October 2008, two of the new scholars, Lilly Weidemann and Urs D. Engels 
(both from Germany) attended a conference in London on “Climate Change and its 
Challenges for the International Legal System”. Organised by the British Institute for 
Inter national and Comparative Law, this venue provided a series of plenary sessions 
followed by discussions between a wide range of legal practitioners and academics 
from Northern Europe. In his opening remarks Sir Crispin Tickell compared the risks of 
climate change to the ongoing fi nancial crisis and drew the conclusion that the climate 
issues would actually prevail and outrank the fi nancial crisis in the longer run. Looking 
back at climate change related policies he attested to “much more words than action”, 
thus demanding a new international environmental organisation in order to streamline 
the states’ environmental obligations and to facilitate compliance. Following his intro-
ductory remarks, a plenary session on “International Law-Making In and Beyond the 
Climate Change Regime” focussed on a variety of areas of law affected by climate 
change considerations, including questions of migration and displacement resulting 
from climate change impacts like global sea level rise. 
The fi rst afternoon panel “Climate Change: Addressing the Imbalance” examined some 
current climate change issues such as development and environmental refugees. Inter 
alia, the speakers examined the functionality of the Clean Development Mechanism 
of the Kyoto Protocol and the judicial review of the Executive Board decisions or the 
response of the international legal system to the future situation of people from small 
island states which are likely to be entirely submerged due to sea level rise. 
The second afternoon panel dealt with the regulatory challenges of climate change, 
exploring the regulatory regimes designed to cope with the developing legal area of 
climate change. Covered topics included the emission allowance trading schemes, the 
relation between foreign investment law and the UNFCCC/Kyoto Protocol and the 
regulation of the controversial issue of biofuel.
During the fi nal session, the speakers offered thoughts and concluding comments on 
the practical realities of drafting climate change treaties, giving interesting insights 
into the various stages of treaty-drafting and the different infl uential factors.

Con si dering the conference as a whole, one can conclude that it provided the new 
Scho lars with valuable insight into different aspects of climate change related legal issues 
and it also improved the vantage point on each of the Scholars’ own research topic.

Tilo Wallrabenstein, 

Prof. Dr. Peter Ehlers und 

Prof. Dr. Rainer Lagoni

Excursion series “Meet the Maritime Players”

In 2008, the Research School continued its excursions series “Meet the Maritime Players” 
to develop and enhance the knowledge of its members in the fi elds of maritime technology, 
biology, economics and law. 

The fi rst excursion on the 11th of February 2008 headed for the Hamburgische 
Schiffbauversuchsanstalt – HSVA (Hamburg Ship Model Basin). The Hamburg Ship Model 
Basin is a private institution founded in 1913. Its main fi elds of business are costumer 
oriented services and research aimed at improving maritime transport systems and ship 
tech nology in open water and ice. By improving the ships hull and blades, the HSVA seeks 
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to optimize performance and consequently save energy, reduce noise and eventually make 
shipping more cost-effective. The Scholars and Associates were welcomed by Jürgen 
Friesch, the Managing Director of the HSVA, who gave them an introduction on the aims 
and activities of the HSVA. Later on, the par ti cipants were given a guided tour through the 
facilities of the HSVA premises. They visited the mechanical workshop, the tunnel take, 
where rough sea is simulated, and the ice tank as well as the cavitation tunnel. 

On the 14th of April 2008, the Scholars and Associates paid a visit to the Füh rungs-
aka demie der Bundeswehr (Military Administration Academy) in Groß Flottbek. At the 
Academy, offi cers who already have experience in the fi eld are educated for their fur ther 
work as staff offi cers. There are currently more than 600 offi cers, among those 50 inter na-
tio nal participants. In total, 2.100 foreign offi cers have already passed the trai ning at the 
Aca demy. The Scholars and Associates were given insight into the time table and could 
take a look at an active fi eld group which was simulating an inter national action. After two 
hours of interesting observations, the group thanked the offi cials and left with a very good 
idea of today’s tasks and duties of the German Military. At the very end, Peter Ehlers han-
ded over a historic map of the Baltic Sea as a sign of gratitude for the time and effort.

The Deutsche Seewetteramt (German Seaweather Forecast Services), was the third 
location that the Scholars and Associates headed for. On the 9th of June 2008, a group 
of Scholars and Associates was welcomed in the headquarters direct on the Elbe. The 
Seaweather Service is part of the National Weather Forecast Services. Its main task is to 
provide ships with recent meteorological information for use on board. The Seaweather 
Service has a total of 2.500 employees in fi ve diffe rent locations. 

The fi nal excursion of the “Meet the Mari time Players” series on the 1st of De cember 2008 
led a group of Scholars and Associates to the See berufs ge nos sen schaft (Seamen’s accident 
pre ven tion and insurance asso ciation). Nicolai Woelki, chairman of the See be rufs ge nos-
senschaft, wel comed the group and gave a short introduction be fore han ding the proceedings 
over to his two colleagues, Christian Bubenzer and Mike Meklenburg. Christian Bubenzer, 
be ing primarily responsible for proce dural and practical questions relating to merchant ships 
changing to the German fl ag, gave an overview over the German merchant fl eet and the 
specifi c divisions of its institutions. He explained the differences and peculiarities relating 
to the fl ag under which a vessel operates. Having listened to the mainly fl ag-related 
presentation, the focus of the Scholars and Associates was then directed to primarily 
safety-related issues by Mike Meklenburg. He presented the ship safety division, being 
another quite important section of the Seeberufsgenossenschaft. The very enriching and 
interesting visit concluded with mulled wine at the town hall Christmas market. 

All Scholars and Associates share the view that the program “Meet the Maritime Players” 
is an extremely useful element of the School’s curriculum and facilitates networking with 
the different maritime institutions. The School very much thanks its Director Peter Ehlers 
who organises these visits.

Lecture series “Hamburg Lectures on Maritime Affairs”

In 2008, the Research School decided together with the International Tribunal for the 
Law of the Sea (ITLOS) to establish an annual lecture series, the “Hamburg Lectures on 
Maritime Affairs”. The lectures shall give distinguished Scholars and practitioners the 
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opportunity to present and discuss recent developments in the fi eld of maritime affairs. 
Being a great success in 2007, the lecture series was continued in 2008. As in the last 
year, the series was organised with support of the Nippon Foundation. The lectures and 
discussion panels were held on the premises of ITLOS and the Hamburg Max Planck 
Institute.

This year’s series was opened on the 25th of August 2008 by Jürgen Basedow and 
Philippe Gautier (Registrar of ITLOS). The fi rst evening lecture was held by Erik Røsæg 
(Professor at the University of Oslo) on “The Athens Convention on Passenger Liability 
and the EU”. The lecture mainly focussed on issues relating to jurisdiction and recognition 
of foreign judgements – areas where the relation between the Athens Convention and 
existing European private international law remains to be clarifi ed. 

On the 15th of September 2008 ITLOS hosted an afternoon panel discussion where 
the Director of the Research School Judge Rüdiger Wolfrum (Former President of ITLOS) 
discussed with Annick de Marffy (Former Director of the Division for Ocean Affairs and 
the Law of the Sea, United Nations, New York), Isabelle Corbier (Attorney, Paris) and 
Ramon Gallardo (Attorney, SJ Berwin, Brussels) recent problems of “Marine Pollution” 
and their legal assessment. 

One week later, on the 22nd of September 2008, 
the series was continued in the Max Planck 
Institute by an evening lecture from Frank 
Smeele (Professor at the Erasmus University 
Rotterdam) on “International Civil Litigation 
and the Pollution of the Marine Environment”. 
Smeele illustrated the diffi culties of coordinating 
proceedings in different States if the damage is 
limited to a fund established by an international 
convention. In such cases not only numerous 
international conventions but also European 
legislation have to be reconciled. 
A second afternoon panel discussion at ITLOS 
followed on the 23rd of September 2008: 
Rüdiger Wolfrum, Judge Shunji Yanai (ITLOS), 
J. Ashley Roach (Offi ce of the Legal Adviser, US 
Department of State), Augustin Blanco-Bazan 

(Senior Deputy Director, Legal Affairs, International Maritime Organisation) and Dirk 
Peters (Fregattenkapitän, German Navy) discusses recent issues of “Maritime Security”. 
On the 1st of October 2008 Carlos Esplugues Mota (Professor at the University of 
Valencia) gave an evening lecture in the Max Planck Institute on “Recent Developments 
in International Maritime Arbitration”. After considering the legal regime of arbitration 
agreements in international maritime arbitration, Esplugues addressed in his presentation 
the role played by the arbitrator in this kind of arbitration, the arbitration procedure and 
the law applied to the merits of a maritime dispute. In so doing, he strove to identify some 
trends currently existing in international maritime arbitration. 

This year’s Hamburg Lectures were concluded on the 16th of October 2008 with an eve-
ning lecture at ITLOS by Lucius Cafl isch (Professor at the Institute of International Studies, 
Geneva) on “Maritime Delimitation and International Dispute Settlement”. Cafl isch came 

Malta Freeport
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to the conclusion that the cause of maritime delimitation is well served through adjudication 
by the International Court of Justice, ITLOS and the arbitral panels esta blished under the 
1982 UN Convention on the Law of the Sea, and also by ad hoc arbitration.

The papers of the 2007 and the 2008 Hamburg lectures will be published next year in a 
volume of the Research School’s book series, the “Hamburg Studies on Maritime Affairs”.

Excursion to Malta

From the 13th to 19th of October 2008, eleven present or past members of the Research 
School (2 Directors, 6 Scholars and 3 Associates) travelled to Malta. The excursion formed 
part of a seminar on “Responsibility and Liability in the Maritime Context” offered by 
Rainer Lagoni and Peter Ehlers. 

The main goal of their visit to Malta was to give all participants a deeper look into 
the tasks and scope of the International Maritime Law Institute (IMLI) as well as the 
International Ocean Institute (IOI), both based in Malta. Additionally, all students gained 
a deeper understanding of the work of several Maltese organizations whose fi eld of work 
is located in the maritime sector. Prior to the excursion, the participants had each given a 
presentation on a relevant topic within the scheme of the seminar’s subject.

At the International Maritime Law Institute, they were welcomed by Prof. David J. 
Attard, LL.D., D. Phil., and Mr. Norman Martinez, LL.M., and given an introduction into 
the scope and main fi elds of research at IMLI. It was founded in 1988 under the auspices 
of the International Maritime Organization (IMO) in order to help developing countries in 
particular to implement maritime agreements. After an introduction, the group switched to 
an Q&A session where a lot of questions where deeply discussed and they left with a lot 
of new information.

In the afternoon of the second day in Malta, the group visited the German embassy 
in Valetta, Malta’s capital, and they were given an insight into the social and economic 
backgrounds of Malta. 

In addition to the academic program, all participants had time to do some 
sightseeing in and around Valetta and its beautiful countryside, for example, by visiting 
the Grand Harbour region. All those who participated in the excursion rated it very 

IMPRS

Prof. Dr. Peter Ehlers und 

Prof. Dr. Rainer Lagoni
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positively; not only did it offer very valuable insights, but also a great opportunity for 
everyone to communally practice their language skills (all presentations and discussions 
where held in English) and to strengthen the team spirit among the Research School’s 
members.

Publications 

Book Series “Hamburg Studies on Maritime Affairs”

This year, two new volumes of the “Hamburg Studies on Maritime Affairs” went into 
print. Markus Kachel, a scholar of the Research School from 2004 to 2006, published his 
dissertation “Particularly Sensitive Sea Areas – The IMO’s Role in Protecting Vulnerable 
Marine Areas” (Hamburg Studies on Maritime Affairs, Vol. 13) in May 2008. The treatise 
was triggered by designations of large Particularly Sensitive Sea Areas (PSSAs) that 
sparked a controversial debate within the International Maritime Organisation (IMO) 
concerning the legal basis of PSSAs, the relationship between the IMO’s PSSA guidelines 
and the UN Convention on the Law of the Sea, as well as the competency of IMO to adopt 
mandatory protective measures in these areas. As a result, IMO conducted a review process 
which led to substantially updated guidelines adopted in late 2005. Markus Kachel’s book 
provides a detailed analysis of the PSSA guidelines and protective measures available in 
PSSAs. Emphasis is placed on their legal basis and the implications for coastal states’ 
jurisdiction over vessel-source pollution.

Malte Müller, a former scholar of the Research School, published his dissertation “A 
large spectrum of free oscillations of the World Ocean including the full ocean loading and 
self-attraction effect” (Hamburg Studies on Maritime Affairs, Vol. 14). The ocean tides are 
the most prominent forced oscillations in the global ocean. Recent research showed that 
tides play an important role for the earth’s climate system and they are of considerable 
interest for the post-processing of satellite data. To understand these oscillations it is 
essential to determine and analyse the free oscillations which describe the oscillation beha-
viour of the global ocean. A highly effi cient ocean model is developed to compute these 
free oscillations with explicit consideration of dissipative terms and the full ocean loading 
and self-attraction (LSA). The obtained spectrum of free oscillations enables, for example, 
a detailed analysis of the LSA effect on tides, the synthesis of tides by free oscillations and 
demonstration of the existence of six long period planetary vorticity modes.

Papers of the Seminar “Enforcement of International and EU Law in Maritime Affairs”

Ocean governance has its legal basis in the UN Convention on the Law of the Sea and 
in numerous international maritime conventions. These rules help to balance confl icting 
interests in the uses of the oceans and seas and the protection and preservation of the 
marine environment. Their effi ciency depends, however, on their enforcement. In 2007, 
Peter Ehlers and Rainer Lagoni, both Directors at the Research School, organized a 
seminar on “Enforcement of International and EU Law in Maritime Affairs”. Participants 
were Scholars of the Research School and other graduate students. Their papers cover 
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various aspects of enforcement relating to the new Wreck Removal Convention and to 
rules of the European Union, such as port State control, enforcement measures in fi sheries, 
the European Maritime Safety Agency (EMSA), protection of maritime boundaries and 
inquiries into maritime casualties. The volume also includes an analysis of the maritime 
policy of the EU as a new integrated approach to maritime activities. The book “Peter 
Ehlers/Rainer Lagoni (Eds.), Enforcement of International and EU Law in Maritime 
Affairs”, is published as Vol. 15 of the “Schriften zum See- und Hafenrecht” at the LIT 
Verlag.

Between 2004 and 2008 the following books have been published in our series:

Markus J. Kachel, Particularly Sensitive Sea Areas. The IMO‘s Role in Protecting 
Vulnerable Marine Areas (2008).

Meltem Deniz Güner-Özbek, The Carriage of Dangerous Goods by Sea (2008).
Philipp Wendel, State Responsibility for Interferences with the Freedom of Navigation in 

Public International Law (2007).
Jürgen Basedow/Ulrich Magnus (Eds.), Pollution of the Sea - Prevention and Compensation 

(2007).
Nicolai Lagoni, The Liability of Classifi cation Societies (2007).
Jennifer K. Sesabo, Marine Resource Conservation and Poverty Reduction Strategies in 

Tanzania (2007).
Tatjana P. Ilyina, The Fate of Persistent Organic Pollutants in the North Sea - Multiple 

Year Model Simulations of g-HCH, a-HCH and PCB 153 (2007).
Rainer Altfuldisch, Haftung und Entschädigung nach Tankerunfällen auf See. Bestands-

aufnahme, Rechtsvergleich und Überlegungen de lege ferenda (2007).
Ling Zhu, Compulsory Insurance and Compensation for Bunker Oil Pollution Damage 

(2007).
Haijiang Yang, Jurisdiction of the Coastal State over Foreign Merchant Ships in Internal 

Waters and the Territorial Sea (2006).
Inken von Gadow-Stephani, Der Zugang zu Nothäfen und sonstigen Notliegeplätzen für 

Schiffe in Seenot (2006).
Jürgen Basedow/Wolfgang Wurmnest, Third-Party Liability of Classifi cation Societies – A 

Comparative Perspective (2005).
Benjamin Parameswaran, The Liberalization of Maritime Transport Services – With 

Special Reference to the WTO/GATS Framework (2004).

IMPRS
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Veröffentlichungen und Herausgeberschaften

Veröffentlichungen

Veröffentlichungen des Instituts

Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht/The Rabel Journal 
of Comparative and International Private Law 72 (2008), Mohr Siebeck, Tübingen 
2008, XII + 889 S. 

Zeitschrift für Japanisches Recht/Journal of Japanese Law (gemeinsam mit der Deutsch-
Ja panischen Juristenvereinigung e.V.) 13 (2008) [Heft 25 und 26], Carl Heymanns Verlag, 
Köln, 618 S.

Beiträge zum ausländischen und internationalen Privatrecht, Mohr Siebeck, Tübingen 2008
– Bd. 87: von Hein, Jan, Die Rezeption US-amerikanischen Gesellschaftsrechts in 

Deutsch land, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XLVI + 1089 S.

Studien zum ausländischen und internationalen Privatrecht, Mohr Siebeck, Tübingen 2008
– Bd. 196: Arnold, Stefan, Die Bürgschaft auf erstes Anfordern im deutschen und 

englischen Recht, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XIX + 336 S.
– Bd. 197: Huber, Stefan, Entwicklung transnationaler Modellregeln für Zivilverfahren 

am Beispiel der Dokumentenvorlage, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XXVII + 517 S.
– Bd. 198: Kuckein, Mathias, Die ‚Berücksichtigung‘ von Eingriffsnormen im deutschen 

und englischen internationalen Vertragsrecht, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XXII + 
321 S. 

– Bd. 199: Sprenger, Carsten, Internationale Expertenhaftung. Die Dritthaftung 
von Experten im Internationalen Privat- und Zivilverfahrensrecht, Mohr Siebeck, 
Tübingen 2008, XVIII + 306 S. 

– Bd. 200: Rogoz, Thomas, Ausländisches Recht im deutschen und englischen 
Zivilprozess, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XX + 244 S. 

– Bd. 201: Nordmeier, Carl Friedrich, Zulässigkeit und Bindungswirkung gemeinschaft-
licher Testamente im Internationalen Privatrecht. Unter besonderer Berücksichtigung 
der Rechte protugiesischsprachiger Länder, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XXXI + 
385 S.

– Bd. 202: Naumann, Ingrid, Englische anti-suit injunctions zur Durchsetzung von 
Schiedsvereinbarungen, Mohr Siebeck, Tübingen 2008,  XVIII + 229 S.

– Bd. 203: Pißler, Knut B., Gläubigeranfechtung in China. Eine rechtshistorisch-
rechtsvergleichende Untersuchung zur Rechtstransplantation, Mohr Siebeck, 
Tübingen 2008, XI + 122 S. 

– Bd. 204: Monleón, Nicole, Das neue internationale Privatrecht von Venezuela. Unter 
be son derer Berücksichtigung des Wohnsitzes, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XIX + 
316 S.

– Bd. 205: Mitzkait, Anika, Leistungsstörung und Haftungsbefreiung. Ein Vergleich der 
Grundregeln des Europäischen Vertragsrechts mit dem reformierten deutschen Recht, 
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Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XVI + 293 S.
– Bd. 206: Sujecki, Bartosz, Das elektronische Mahnverfahren. Eine rechtsvergleichen de 

und europarechtliche Untersuchung, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XXVII + 417 S. 
– Bd. 207: Brokamp, Arno, Das Europäische Verfahren für geringfügige Forderungen, 

Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XIX + 190 S. 
– Bd. 208: Gärtner, Veronika, Die Privatscheidung im deutschen und gemeinschaftsrecht-

li chen Internationalen Privat- und Verfahrensrecht. Außergerichtliche Ehescheidun-
gen im Spannungsfeld von kultureller Diversität und Integration, Mohr Siebeck, 
Tübingen 2008, XXV + 475 S. 

– Bd. 209: Bach, Ivo,  Grenzüberschreitende Vollstreckung in Europa. Darstellung und 
Entwicklung, Vergleich, Bewertung,  Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XXIV + 542 S. 

– Bd. 210: Tochtermann, Peter,  Die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des 
Mediators, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XXIX + 318 S. 

– Bd. 211: Stehl, Kolja, Die Überwindung der Inkohärenz des Internationalen 
Privatrechts der Bank- und Versicherungsverträge,  Mohr Siebeck, Tübingen 2008, 
XVIII + 398 S. 

– Bd. 212: Hettenbach, Dieter, Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
die Ver wendung elektronischer Mitteilungen bei internationalen Verträgen, Mohr 
Siebeck, Tübingen 2008, XXIX + 334 S.

– Bd. 213: Felix Burkei, Internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit in Japan. Zustand 
und Perspektiven nach der Reform von 2004, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, XXI + 
271 S.

Materialien zum ausländischen und internationalen Privatrecht, Mohr Siebeck, Tü bin gen  
2008

– Bd. 48: Basedow, Jürgen; Baum, Harald; Nishitani, Yuko (Eds.), Japanese and Euro -
pean Private International Law in Comparative Perspective, Mohr Siebeck, Tübingen 
2008, XVIII + 434 S.
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Veröffentlichungen der Mitarbeiter

Baetge, Dietmar, Deguo de qunti susong [Kollektiver Rechtsschutz in Deutschland], 
Renmin fayuan bao [People’s Court Daily], 05.09.2008, 5.

– Auf dem Weg zu einem gemeinsamen europäischen Verständnis des gewöhnlichen 
Aufenthalts. Ein Beitrag zur Europäisierung des Internationalen Privat- und 
Verfahrensrechts, in: Dietmar Baetge; Jan von Hein; Michael von Hinden (Hg.), Die 
richtige Ordnung – Festschrift für Jan Kropholler zum 70. Geburtstag, Mohr Siebeck, 
Tübingen 2008, 77 - 88.

Basedow, Jürgen, Incentives and disincentives for the private enforcement of EC compe-
ti tion law, in: Thomas Eger et al. (Eds.), Internationalisierung des Rechts und seine 
öko no mische Analyse – Internationalization of the law and its economic analysis. 
Fest schrift für Hans-Bernd Schäfer zum 65. Geburtstag, Gabler, Wiesbaden 2008, 
499 - 508.

–  Der Europäische Gerichtshof und die Klauselrichtlinie 93/13: Der verweigerte Dialog, 
in: Gerda Müller; Ellert Osterloh; Torsten Stein (Hg.), Festschrift für Günter Hirsch 
zum 65. Ge burtstag, Festschrift für Günter Hirsch, C.H. Beck, München 2008, 51 - 
62.

– La recherche juridique fondamentale dans les Instituts Max Planck, in: Tristan Azzi et 
al. (Hg.), Vers de nou veaux équilibres entre ordres juridques. Mélanges en l’honneur 
de Hélène Gaudemet-Tallon [Festschrift für Hélène Gaudement-Tallon], Dalloz, Paris 
2008, 11 - 22.

– Lex mercatoria and the private international law of contracts in economic per spec tive, 
in: Estudios de Derecho Internacional – Libro homenaje al profesor Santiago Bena-
dava (Hg.), Festschrift für Santiag Benadava, Librotecnia, Santiago, Chile 2008, 43 
- 58.

– The recent development in the confl ict of laws, in: Jürgen Basedow; Harald Baum; 
Yuko Nishitani (Eds.), Japanese and European private international law in comparative 
per spective, (Materialien zum ausländischen und internationalen Privatrecht, 48), 
Mohr Siebeck, Tübingen 2008, 3 - 18.

– The state’s private law and the economy. Commercial law as an amalgam of public 
and private rule-making, in: Nils Jansen; Ralf Michaels (Eds.), Beyond the state – Re-
thin king private law, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, 281 - 299.

– Beteiligungsfonds in ordnungspolitischer Sicht, in: Eigentum und Verantwortung – 
Wie verändert der moderne Kapitalmarkt die deutsche Wirtschaft?, Hessische Staats-
kanzlei, Wiesbaden 2008, 45 - 55.

– Towards a common private law in the European Union, in: Tuğrul Ansay; Jürgen 
Basedow (Eds.), Structures of civil and procedural law in South Eastern European 
countries (Deutsch-türkische Rechtsstudien, 7), Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 
2008, 9 - 22.

– Der Staat als Nachfrager – Eine ordnungspolitische Analyse des Vergaberechts, 
in: Uwe Blaurock (Hg.), Der Staat als Nachfrager – Öffentliches Auftragswesen in 
Deutschland und Frankreich, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, 59 - 73.

– La concurrence est-elle menacée en Europe?, Recueil Dalloz 24.1.2008, 4 (2008), 
272.

Dietmar Baetge

Staatsexamen 1988/1994 (Hamburg), 

Dr. iur. 1994 (Hamburg),

Habilitation 2007 (Hamburg). 

Jürgen Basedow

Staatsexamen 1974/1979 (Hamburg), 

Dr. iur. 1979 (Hamburg), LL.M. 1981 

(Harvard), Habilitation 1986 (Hamburg), 

Dr. h.c. 2002 (Stockholm). 

Direktor am Institut und Professor an 

der Universität Hamburg. 
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– Freie Berufe in offenen Märkten, der freie beruf 1 - 2 (2008), 9 - 13.
– Kartellrecht im Land der Kartelle – Zur Entstehung und Entwicklung des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen, Wirtschaft und Wettbewerb [WuW] 2008, 270 - 273.
– Das Sozialmodell von Lissabon: Solidarität statt Wettbewerb?, Europäische Zeitschrift 

für Wirtschaftsrecht [EuZW] 2008, 225.
– Der Versicherungsombudsmann und die Durchsetzung der Verbraucherrechte in 

Deutschland, Zeitschrift für Versicherungsrecht [VersR] 2008, 750 - 752.
– The state’s private law and the economy – Commercial law as an amalgam of public 

and private rule-making, The American Journal of Comparative Law [Am.J.Comp.L] 
56 (2008), 703 - 721.

– Übersetzung in serbischer Sprache in: Evropski Pravnik – European Lawyer Journal 
Nr. 3 (2008), 15-35.

– „Dann kommen die Verlader und klagen auf Schadenersatz“, Deutsche Logistik-
Zeitung [DVZ] Nr. 103 vom 26.08.2008, 11.

– Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung im europäischen Privatrecht, Zeitschrift für 
Europäisches Privatrecht [ZEuP] 2008, 230 - 251.

– The optional application of the Principles of European Insurance Contract Law, http://
www.springerlink.com/content/21273m160t2m8187/, 22.08.2008.

– Prolegomena zu einer funktionalistischen Theorie der Fußnote, Zeitschrift für Euro-
pä isches Privatrecht [ZEuP] 2008, 671-672.

– Kodifi kationsrausch und kollidierende Konzepte – Notizen zu Marktbezug, Freiheit 
und System im Draft Common Frame of Reference, Zeitschrift für Europäisches 
Privatrecht [ZEuP] 2008, 673-676.

– Freedom of contract in the European Union, European Review of Private Law [ERPL] 
16 (2008), 901 - 923.

Basedow, Jürgen; Gersdorf, Hubertus; Fehling, Michael, Streitgespräch: Die Privati sie-
rung der Deutschen Bahn, Bucerius Law Journal [BLJ] 2008, 95 - 108.

Basedow, Jürgen; Wurmnest, Wolfgang, The liability of classifi cation societies toward 
ship buyers, Il Diritto Marittimo (2008), 277 - 298.

Basedow, Jürgen; Monopolkommission, Strom und Gas 2007: Wettbewerbsdefi zite und 
zögerliche Regulierung, in: Monopolkommission (Hg.), Sondergutachten 49, Sonder-
gut achten der Mono polkommission gemäß § 62 Abs. 1 EnWG, Nomos, Baden-Baden 
2008, 270 S.

– Wettbewerbs ent wick lung bei der Telekommuni ka tion 2007: Wendepunkt der 
Regulierung, in: Monopol kommission (Hg.), Sonder gutachten 50, Nomos, Baden-
Baden 2008, 107 S.

– Wettbewerbsentwicklung bei der Post 2007 – Monopolkampf mit allen Mitteln, in: Mo-
nopol kommission (Hg.), Sondergutachten 51, Nomos, Baden-Baden 2008, 66 S.

Bauer, Cathrin; Kumpan, Christoph, Mediation in der Schweiz, in: Klaus J. Hopt; Felix 
Steffek (Hg.), Mediation – Rechtstatsachen, Rechtsvergleich, Regelungen, Mohr 
Siebeck, Tübingen 2008, 853 - 884.

Cathrin Bauer
B.A. 2000 (Harvard),
LL.B. 2006 (Hamburg),
Staatsexamen 2007 (Hamburg).
Wissenschaftliche Assistentin.
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Baum, Harald, Takeover Law in the EU and Germany – Comparative Analysis of a 
Regulatory Model, in: P. L. Jayanthi Reddy (Ed.), Corporate Takeovers: Emerging 
Glo bal Trends, Amicus Books, Hyderabad 2008, 85 - 103.

– Japans zögerlicher Weg zu einem Markt für Unternehmenskontrolle. Institutionelle Dy-
na mik und regulatorischer Wandel, in: Harald Baum; Andreas M. Fleckner; Alexander 
Hellgardt; Markus Roth (Hg.), Perspektiven des Wirtschaftsrechts. Deutsches, euro-
pä isches und internationales Handels-, Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht, Beiträge 
für Klaus J. Hopt aus Anlass seiner Eme ritierung, de Gruyter, Berlin 2008, 325 - 353.

– Rezension: Carl F. Goodman, The Rule of Law in Japan. A Comparative Analysis, 
Den Haag, 2003, 391 S., RabelsZ 72 (2008), 191 - 193.

– Rezension: Harry N. Scheiber; Laurent Mayali (Eds.), Emerging Concepts of Rights in 
Japanese Law, Berkeley, 2007, 230 S., ZJapanR / J.Japan.L. 13, 26 (2008), 230 - 232.

– Rezension: Gerald Paul McAlinn (ed.), Japanese Business Law, Austin et al., 2007, 
725 S., ZJapanR / J.Japan.L. 13, 26 (2008), 239 - 240.

– Rezension: Mark D. West, Law in Everyday Japan, University of Chicago Press, 2005, 
279 S., Verfassung und Recht in Über see [VRÜ] 41 (2008), 576 - 579.

Baum, Harald; Schwittek, Eva, Mediation in Japan – Entwicklung und Praxis der außer-
ge richtlichen Streitbeilegung, in: Klaus J. Hopt; Felix Steffek (Hg.), Mediation – 
Rechtstatsachen, Rechtsvergleich, Regelungen, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, 483 
- 566.

– Tradierte Moderne? Zur Entwicklung, Begriffl ichkeit und Bedeutung von Schlich-
tung und Mediation in Japan, ZJapanR / J.Japan.L. 13, 26 (2008), 5 - 31.

Berg, Heyo, Mediation in Neuseeland, in: Klaus J. Hopt; Felix Steffek (Hg.), Mediation – 
Rechtstatsachen, Rechtsvergleich, Regelungen, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, 727 
- 760.

Bischoff, Jan Asmus, Der Beitritt der Europäischen Gemeinschaft zur Haager Konferenz 
für internationales Privatrecht, Zeitschrift für Europäisches Privatrecht [ZEuP] 
2008, 334 - 354.

Deckert, Katrin, Mediation in Frankreich – Rechtlicher Rahmen und praktische Er fah-
run gen, in: Klaus J. Hopt; Felix Steffek (Hg.), Mediation – Rechtstatsachen, Rechts-
ver gleich, Regelungen, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, 183 - 258.

– Die Publikumsaktiengesellschaft unter besonderer Berücksichtigung des französi-
schen Rechts, in: Harald Baum; Andreas M. Fleckner; Alexander Hellgardt; Markus 
Roth (Hg.), Perspektiven des Wirtschaftsrechts. Deutsches, euro päisches und inter na-
tio nales Handels-, Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht, Beiträge für Klaus J. Hopt 
aus Anlass seiner Emeritierung, de Gruyter, Berlin 2008, 111 - 140.

– Der Geschäftsführer der GmbH im italienischen, französischen und deutschen 
Recht, Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft [ZVglRWiss] 107 (2008), 
164 - 192.

Doralt, Walter, Transparenz und Kontrolle bei related party transactions: Verträge der 
Gesellschaft mit ihrem Aufsichtsratsmitglied, Juristische Blätter [JBl.] 2008, 759 - 776.

Katrin Deckert

Licence de Droit 1999, Maîtrise de 

Droit 2000, D.E.A. 2001, D.E.J.A. 

2002, D.E.S.S. 2002 (Paris). 

Wissenschaftliche Assistentin.

Jan Asmus Bischoff

Staatsexamen 2005 (Hamburg).

Wissenschaftlicher Assistent.

Harald Baum

Staatsexamen 1977/1980 (Freiburg/ 

Hamburg), 

Dr. iur. 1984 (Hamburg), 

Habilitation 2004 (Hamburg). 

Wissen schaftlicher Referent.
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Doralt, Walter; Hellgardt, Alexander et al., Auditors’ Liability and its Impact on the Euro-
pean Financial Markets, Cambridge Law Journal [CLJ] 67 (2008), 62 - 68.

Doralt, Walter; Hellwege, Phillip, Conference on the Israeli Civil Code, MPI für  
Privatrecht, 22./23. Januar 2007, Zeitschrift für Europäisches Privatrecht [ZEuP] 
2008, 431 - 433.

Drobnig, Ulrich, Chinesische Übersetzung des Buches von v. Bar und Drobnig, The Inter-
action of Contract Law and Tort and Property Law in Europe. A Comparative Study, 
Ver lag unbekannt, Peking 2007, 276 - 403 [Nachmeldung].

– Die Kollisionsnormen des Legislative Guide for Secured Transactions von 
UNCITRAL (2007), in: Dietmar Baetge; Jan von Hein; Michael von Hinden (Hg.), 
Die richtige Ordnung – Festschrift für Jan Kropholler zum 70. Geburtstag, Mohr 
Siebeck, Tübingen 2008, 533 - 551.

– Konrad Zweigert, in: Stefan Grundmann; Karl Riesenhuber (Hg.), Deutschsprachige 
Zivil rechtslehrer des 20. Jahrhunderts in Berichten ihrer Schüler, de Gruyter Recht, 
Berlin 2008, 88 - 101.

– Choosing the Right Approach for European Law Making, Commentary, in: Horst 
Eidenmüller; Eva-Maria Kieninger (Eds.), The Future of Secured Credit in Europe, 
de Gruyter Recht, Berlin [u.a.] 2008, 102 - 110.

– Zastoupení v Budoucím Europském soukomém pravu a Český Návrh, in: Jiri 
Švestka; Jan Dvořák; Lubos Tichý (Eds.), Sborník statí z diskusních fór o rekodifíkaci 
občanského práva, ASPI, Prag 2008, 50 - 62.

Dutta, Anatol, Europäische Zuständigkeiten mit Kindeswohlvorbehalt, in: Dietmar 
Baetge; Jan von Hein; Michael von Hinden (Hg.), Die richtige Ordnung – Festschrift 
für Jan Kropholler zum 70. Geburtstag, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, 281 - 304.

– Jurisdiction for insolvency-related proceedings caught between European legislation, 
Lloyd’s Maritime and Commercial Law Quarterly [LMCLQ], 88 - 96.

– Staatliches Wächteramt und europäisches Kindschaftsverfahrensrecht – Die An-
wend barkeit der Brüssel IIa-Verordnung auf staatliche Maßnahmen zum Schutz des 
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[Roman Law and the Harmonisation of Private Law in Europe, in: Arthur Hartkamp; 
Martijn Hesselink et al. (Eds.), Towards a European Civil Code, 3. Aufl ., 2004, S. 21 
ff.], Nowa Europa: Przeglad Natolinski II (7)/2008, 184-219.

– Spanische Übersetzung: El nuevo Derecho alemán de obligactiones: Un análisis desde 
la Historia y el Derecho comparado [The New German Law of Obligations, Historical 
and Comparative Perspectives], Bosch Editorial, 2008, 282 S.
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Patrick C.; Roth, Markus, Auditors’ Liability and its Impact on the European 
Financial Markets, Comments on the European Commission Staff Working Paper of 
January 2007, Cambridge Law Journal [CLJ] 67 (2008), 62 - 68.
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Privatrecht – Wertungsfragen und Kodifi kationsprobleme, JuristenZeitung [JZ] 2008, 
529 - 550. 

 – Englische Übersetzung: The Common Frame of Reference for European Private 
Law – Policy Choices and Codifi cation Problems, Oxford Journal of Legal Studies 
[Ox.J.Leg.Stud.] 28 (2008), 659 - 708.

Zimmermann, Reinhard; Jansen, Nils, Restating the Acquis Communautaire? A Critical 
Exa mination of the “Principles of the Existing EC Contract Law”, The Modern Law 
Review [MLR] 71 (2008), 505 - 534.

Zimmermann, Reinhard; Kleinschmidt, Jens, Prescription: General Framework and Special 
Problems Concerning Damages Claims, in: Helmut Koziol; Barbara C. Steininger 
(Eds.), Tort and Insurance Law Yearbook. European Tort Law 2007, Springer, Wien/
New York 2008, 26 - 78.

Herausgeberschaften

Sammel- und Tagungsbände

Basedow, Jürgen; Ansay, Tuğrul, Structures of civil and procedural law in South Eastern 
European countries (Deutsch-Türkische Rechtsstudien, 7), Berliner Wissenschafts-
Verlag, Berlin 2008, 153 S.

Basedow, Jürgen; Baum, Harald; Nishitani, Yuko, Japanese and European Private 
International Law in Comparative Perspective, Materialien zum ausländischen und 
internationalen Privatrecht, Bd. 48, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, 434 S.

Basedow, Jürgen; Coester-Waltjen, Dagmar; Mansel, Heinz-Peter, Gutachten zum inter na-
tionalen Privatrecht (IPG) 2005/2006, Gieseking Buchverlag, Bielefeld 2008, 674 S.

Baum, Harald; Basedow, Jürgen; Nishitani, Yuko, Japanese and European Private Inter-
na tional Law in Comparative Perspective, Materialien zum ausländischen und inter-
na  tionalen Privatrecht, Bd. 48, Mohr Siebeck, Tübingen 2008, 434 S.

Der Band fasst die Ergebnisse der rechtsvergleichenden Tagung zusammen, die das 
Institut  am 1. und 2. März  2007 in seinen Räumen aus Anlass des Inkrafttretens des 
neuen japanischen „Gesetzes über die allgemeinen Regeln über die Anwendung 
von Gesetzen (Rechtsanwendungsgesetz)“ am 1. Januar 2007 ausgerichtet hatte. 
Das Werk präsentiert die allererste umfassende Analyse des neuen japanischen 
Inter nationalen Privatrechts, die in einer westlichen Sprache erhältlich ist, und 
kon trastiert sie mit den entsprechenden Entwicklungen auf europäischer Ebene, 
wo derzeit ebenfalls große Anstrengungen unternommen werden, ein modernes 
Regime des Internationalen Privatrechts für die Mitgliedsstaaten zu schaffen. Die 
meisten der japanischen Beiträger sind Wissenschaftler, die am Gesetzesentwurf 
für das neue Gesetz mitgewirkt haben. Alle sind bekannte Experten in diesem 
Be reich. Viele europäische Experten für das Kollisionsrecht ergänzen den Band 
mit vergleichenden Studien und refl ektieren damit die entsprechende Diskussion 
in der EU. Für ein besseres Verständnis wurden englische Übersetzungen der ja-
pa nischen Gesetze angehängt.
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Zeitschriften, Schriftenreihen, Material- und Gesetzessammlun gen

Basedow, Jürgen; Behrens, Peter; Hopt, Klaus J.; et. al., Europäische Zeitschrift für 
Wirtschaftsrecht, C.H. Beck, München, seit 1990.

Basedow, Jürgen; Berg, Achim; König, Christian; et. al., Netzwirtschaften & Recht – 
Energie, Telekommunikation, Verkehr und andere Netzwirtschaften, Verlag Recht 
und Wirtschaft; Sellier; C.F. Müller, München, seit 2004.
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Privatrecht, C.H. Beck, München, seit 1993.
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Reiner, Europäisches Privatrecht, Nomos, Baden-Baden, seit 1996.
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Basedow, Jürgen; Géradin, Damien; Sidak, J. Gregory; et. al., Journal of competition 
law and economics, Oxford University Press, Oxford, seit 2005.

Basedow, Jürgen; Güngör, Gülin; Sirmen, Lale; et. al., Ankara Law Review, Ankara 
University Press, Ankara, seit 2004.

Basedow, Jürgen; Herber, Rolf; Koller, Ingo; et. al., Transportrecht – Zeitschrift für 
das gesamte Recht der Güterbeförderung, der Spedition, der Versicherungen des 
Transports, der Personenbeförderung und der Reiseveranstaltung, Luchterhand, 
Neuwied, seit 1994.

Basedow, Jürgen; Hopt, Klaus J.; Zimmermann, Reinhard, Materialien zum ausländischen 
und internationalen Privatrecht, Mohr Siebeck, Tübingen, seit 1997.

– Studien zum ausländischen und internationalen Privatrecht, Mohr Siebeck, 
Tübingen, seit 1998.

– Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht, Mohr Siebeck, 
Tübingen, seit 1997.
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Bielefeld, seit 2002.
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Basedow, Jürgen; Meyer, Ulrich; Rückle, Dieter; Schwintowski, Hans-Peter, 
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Baum, Harald, Zeitschrift für Japanisches Recht / Journal of Japanese Law, Carl Hey-
manns Verlag, Köln, seit 1996.

– Zeitschrift für Japanisches Recht / Journal of Japanese Law, Carl Heymanns Verlag, 
Köln, akutell Nr. 25 u. 26 (2008).

Im Jahr 2008 hat Baum mit Unterstützung von Schwittek zwei weitere Ausgaben 
der „Zeitschrift für Japanisches Recht /Journal of Japanese Law“ mit einem 
Umfang von erneut zusammen mehr als 600 Seiten herausgegeben. Wie gewohnt 
werden die laufende Entwicklung in der Gesetzgebung, wichtige obergericht liche 
Entscheidungen und die aktuelle rechtspolitische Diskussion in etwa hälftig in 
Deutsch und in Englisch dokumentiert und neue Publikationen zum japani schen 
Recht vorgestellt, die in westlichen Sprachen verfaßt sind. Ausführliche Berichte 
über Tagungen und weitere Veranstaltungen mit Bezug zu Japan runden das Bild 
ab. (Inhaltsübersichten sind unter „www.djjv.org/Zeitschrift“ abrufbar).

 Heft 25 (2008) widmet sich im Anschluss an vorhergehenden Ausgaben der 
Zeitschrift zum einen nochmals den aktuellen Entwicklungen im japanischen 
Übernahmerecht und zum anderen den grundlegenden Reformen des Rechts-
systems in den vergangenen Jahren, wobei es auch um die Bedeutung der Kultur 
zum Verständnis des modernen japanischen Rechts geht. Ein grundlegender 
Beitrag setzt sich mit dem komplexen Verhältnis von Bioethik und Recht 
auseinander und ein anderer mit der Generalklausel der Guten Sitten. Ferner 
geht es um die Gründe für den späten Beitritt Japans zum CISG.

 Heft 26 (2008) greift das Thema der Rolle des Rechts in Japan aus dem 
Blickwinkel der Entwicklung von Schlichtung und Mediation und wie auch den 
dramatischen Veränderungen in der japanischen Anwaltschaft auf, die sich in 
den letzten Jahren vollzogen haben. Von besonderem Reiz ist diesbezüg lich auch 
der Vortrag des Vizepräsidenten des Obersten Gerichtshofes, der einen sel te nen 
Einblick in die Arbeit und das Selbstverständnis der Richter an dem OGH gibt. 
Weitere Beiträge spannen einen thematischen Bogen vom Verfassungs recht bis 
hin zum Staatsangehörigkeitsrecht. Ein ausführliches Sammelregister der Hefte 
1 – 25 schließt das Heft.

– Member of the Editorial Advisory Board, Asian Law Abstracts, D.C. Clarke & V. 
Taylor (Eds.), The Legal Scholarship Network, Seattle, seit 2003.
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Pißler, Knut B.; Blaurock, Uwe; Manthe, Ulrich; Wendehorst, Christiane, Schriften zum 
chinesischen Recht, Deutsch-Chinesische Juristenvereinigung e.V., Freiburg.

In den letzten 25 Jahren hat das chinesische Recht eine beeindruckende Ent wick-
lung erfahren. In zunehmendem Maße wird es Gegenstand wissenschaftlicher 
Untersuchungen, und in Deutschland erscheinen in immer größerer Zahl 
Publikationen, die das chinesische Recht für die Rechtsvergleichung erschließen 
oder es rechtsvergleichend mit anderen Rechtsordnungen erörtern.

Die 1986 gegründete Deutsch-Chinesische Juristenvereinigung gibt bereits die 
„Zeitschrift für chinesisches Recht (ZChinR)“ heraus, die wissenschaft liche 
Aufsätze sowie Informationen, Dokumentationen und Berichte zum chinesi schen 
Recht enthält, welche den gegenwärtigen Diskussionsstand in China wider  spie-
geln. Daneben hat sich jedoch auch das Bedürfnis gezeigt, eine Publikations-
mög lich keit für umfangreichere Untersuchungen zu schaffen. Die „Schriften zum 
chinesi schen Recht“, deren erster Band Anfang 2008 bei DeGruyter erschienen 
sind, sollen diesem Bedürfnis Rechnung tragen. In der neuen Schriftenreihe, die 
im Auf trag der Deutsch-Chinesischen Juristenvereinigung von Professor Dr. Uwe 
Blaurock, Freiburg, Professor Dr. Ulrich Manthe, Passau, Dr. Knut B. Pißler, 
Hamburg, und Professorin Dr. Christiane Wendehorst, Wien, herausgegeben wird, 
sollen in erster Linie Monographien, wie etwa herausragende Disserta  tionen 
oder Habilitationsschriften erscheinen, darüber hinaus aber auch Tagungs  bände 
sowie kommentierte Übersetzungen wichtiger chinesischer Gesetze oder zwei-
spra chige Gesetzessammlungen. Es soll hiermit der wissenschaftliche Ge dan-



TÄTIGKEITSBERICHT | 2008

88

ken aus tausch mit China gefördert und für rechtsvergleichend arbeitende Ju ris ten 
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Veranstaltungen

Ein europäisches Delaware? 

Richard Buxbaum hielt die 11. Ernst-Rabel-Lesung

Am 24. November 2008 feierte das Max-Planck-Institut für ausländisches und inter na tio na les 
Privatrecht in Hamburg das 20-jährige Jubiläum der Ernst-Rabel-Vorlesungen. Die Vor lesungen 
ehren im zweijährigen Rhythmus den Gründer und ersten Direktor des Insti tuts, Ernst Rabel, und 
werden durch eine Stiftung seines Sohnes, Frederick Karl Rabel, so wie die Unterstützung des 
Vereins der Freunde des Instituts getragen. Die 11. Ernst-Rabel-Vor lesung hielt der international 
hoch renommierte Rechtswissenschaft ler Richard Buxbaum, Professor an der University of 
California, Berkeley. Er wurde als solcher und für seine besonderen Verdienste um die amerikanisch-
deutschen rechtswissenschaft li chen Be ziehungen von Klaus J. Hopt gebührend gewürdigt. 

Buxbaum untersuchte die Ver gleich barkeit des Wettbewerbs der Rechtsordnungen in den 
USA und Europa auf den Ge bieten des Kapitalgesellschafts- und Kapitalmarktrechts. Die 
zielführende Frage war: Wird sich in Europa eine dem US-amerikanischen Bundesstaat 
Delaware ähn liche Rechts ord nung herausbilden, die Kapitalgesellschaften durch ein 
attraktives Regelungs- und Recht sprechungsumfeld anzieht und infolge der Verlegung des 
Gesellschafts sitzes dort hin anderen Staaten Steueraufkommen entzieht?

Buxbaum näherte sich dieser rechtspraktisch ebenso relevanten wie akademisch her aus for-
dernden Frage mit einem neuen Ansatz. Nicht die Perspektive des materiel len Gesell schafts- 
und Kapital marktrechts, die rechtsvergleichende Methode, die Unterschei dung von öffentli-
chem und privatem Recht oder historische Bezüge und Pfad abhängig kei ten soll ten im Mittel-
punkt der Betrachtung stehen. Vielmehr sollte ein struktureller und insti tutio neller Ansatz in 
vergleichender Perspektive Gemeinsamkeiten und Unterschiede des US-ameri ka nischen und 
europäischen Systems offenlegen. Die Analyse nahm zum einen die Unter schiede zwischen 
der US-amerikanischen Verfassung und des EU-Vertrags und zum anderen die verschiedenen 
Rollen der Judikative und Legislative innerhalb dieser Grund ord nun gen in den Blick.

Ausgangspunkt seiner Ausführungen war die Rechtsprechung des EuGH zur Kapital ver-
kehrs- und Niederlassungsfreiheit gem. Art. 56 ff. und Art. 48 i.V.m. Art. 43 ff. EG-Vertrag. 
Die se Recht sprechung führte zu einer Gründungswelle sogenannter Auslandsgesell schaf-
ten mit statutari schem Sitz in England und Wales, deren tatsächliche Geschäfts tätig keit sich 
jedoch aus schließ lich in einem anderen Mitgliedstaat entfaltet. Im Vergleich zu den USA 
– so Buxbaum – sei bemerkenswert, dass der EuGH in seiner Centros nachfolgen den Recht-
sprechung die Gründungstheorie in der EU de facto für verbindlich erklärt habe. Der Supreme 
Court habe einen solchen zwingenden Verfassungsrechtssatz bisher nicht auf gestellt.

Im Vergleich der ein halbes Jahr hun dert währenden Anpassung der Ge sell schafts-
rechte der europäi schen Mit gliedstaaten an den gemeinsamen Markt mit der zwei Jahr-
hun der te langen Ges chich te einer vergleichbaren Angleichung in den USA falle auf, dass 
der amerikanische Bun des gesetzgeber auf dem Gebiet des Gesellschafts rechts kaum 
tätig geworden sei. Die Un tätigkeit erkläre sich daraus, dass die Gesellschafts rechte der 
Bundes staaten im Lauf der Ge schichte mit dem die Staatengrenzen überschreitenden 
Han del Schritt gehal ten hätten, so dass eine Korrektur nicht erforderlich geworden wäre. 
In den seltenen Fällen, in denen der Bundes gesetzgeber doch einmal regulierend einge-
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griffen habe, etwa durch den Foreign Corrupt Practices Act 1978 und den Sarbanes-Oxley 
Act 2001, habe er kaum das materielle Kernge sell schaftsrecht geregelt, sondern sich auf 
eine Po litik der Offen legung und Transparenz be schränkt. In der Gesamtschau habe die 
lang same „bottom up“ Harmonisierung auf Staaten ebene eine erzwungene „top down“ 
Har mo ni sierung durch den Bundesgesetzgeber entbehr lich gemacht.

Den Luxus der Evolution habe sich Europa hingegen nicht leisten können. Die in-
dustriel le und kommer zielle Basis für eine europaweite Tätigkeit der Gesellschaf ten habe 
bei Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft bereits bestanden. Somit muss te 
der Fokus auf einer zentralen, fi nanzielle und kommerzielle Barrieren beseitigen den Gesetz-
gebung liegen. Davon – so Buxbaum – lege die Welle der ersten Richtlinien noch heute 
beredt Zeugnis ab.

Die Vergleichbarkeit der Situation in 
den USA mit dem Wettbewerb der Rechts-
ord nun gen in Europa ergebe sich daraus, 
dass der Kongress – ähnlich wie der euro-
päi sche Ge setz geber – im Rahmen der 
Commerce Clause die Kompetenz habe, 
Barrie ren auf den Gebieten des Ge sell-
schafts- und Kapitalmarktrechts zwischen 
den Bundes staa ten zu be sei ti gen. Gewinn-
brin gend sei der Vergleich mit den Ver su-
chen amerikani scher Bun des staa ten, ihr 
Über nahme recht auf Gesellschaften mit 
Sitz in einem anderen Staat, ins be son dere 
dem beliebten Delaware, anzuwenden. 
Be trachte man die Rechtsprechung, ins be-
son dere die Fälle Edgar v. Mite und CTS, 
falle auf, dass es den Bundesstaaten leicht 
ge macht wer de, übernahmefeindliche

Gesetze gegen den Vorwurf der Behinderung des bundes weiten Marktes zu verteidigen.
Das gelte auch für den Übernahmeschutz nach dem Recht von Delaware, wonach eine 

Per son, die mindestens 15 Prozent der Anteile einer Gesellschaft erworben habe, ohne zu-
gleich die Schwelle einer 85prozentigen Beteiligung zu überschreiten, in den folgenden 3 
Jahren ge hin dert sei, eine Verschmelzung durchzuführen, wenn nicht die Direktoren bereits 
bei Über schrei ten der 15 Prozent-Schwelle der späteren Verschmelzung zugestimmt hätten 
oder später so wohl die Direk toren als auch zwei Drittel der Kapitaleigner (ausschließlich 
des Erwerbes) zu stimmen wür den. Für den Bestand dieser Regel vor der Rechtsprechung 
des Supreme Court gebe es drei Gründe: (1) Die Gesetze seien nur auf Gesellschaften mit 
Gründungs sitz in dem regelnden Staat anwendbar, (2) Normen betreffend das Abstimmungs-
ver hal ten der Kapitaleigner gehör ten traditionell zum Gesellschaftsrecht der Bundes staaten 
und (3) nach der geltenden Recht sprechung wögen diese beiden Gründe stets schwerer als 
das Argu ment der Behinderung der Freizügigkeit des Kapitals.

Schließlich sei bemerkenswert, dass weder der Supreme Court Beschränkun gen zwi-
schen staatlichen Handels durch Bundesgesetze kritisieren noch der EuGH – zumindest 
der zeit – Richtlinien anhand des EG-Vertrags korrigieren würde. Der EuGH fordere an-

Prof. Richard M. Buxbaum

Veranstaltungen
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ge sichts national unterschiedlicher Gesellschafts- und Kapitalmarktrechte durch seine für 
die Mit glied staaten teilweise sehr belastende Rechtsprechung ein Handeln des europäi-
schen Gesetz gebers heraus. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt scheine es von einer institutio-
nell ver gleichen den Perspektive nach allem unwahrscheinlich, dass sich in der EU ein 
Delaware herausbilden werde.

Hopt eröffnete die Diskussion mit einer Frage zur unterschiedlichen Rolle des Supreme 
Court und des EuGH vor dem Hintergrund, dass der EuGH in jüngerer Zeit nicht die 
Zurück haltung des Supreme Court geübt und dafür heftige Kritik geerntet habe. Buxbaum 
schloss sich der kürzlich von Jürgen Basedow geäußerten Meinung an, wonach die EuGH-
Recht sprechung als aggressive judicial legislation in Reaktion auf die Untätigkeit der 
euro päi schen Legislative zu verstehen sei. Womöglich antworte der EuGH auf Fra gen, die 
eigentlich der Gesetzgeber beantworten müsse, mit einer für die Mitglied staaten un an ge-
nehmen Rechtsprechung, um diese in Bewegung zu setzen. Während das Gericht in den 
1970er Jahren mit der Verwirkli chung der liberalen Auffassung vom Binnen markt einen 
guten Grund für eine weitgreifende Rechtsprechung gehabt habe, handele es sich hier 
wohl um einen institutionellen Hilferuf. Peter Behrens wies daran an schließend auf die 
Asymmetrie in der Entscheidungspraxis des EuGH hin. Wenn vor zehn Jahren die Sitz-
verlegungs richtlinie verabschiedet worden wäre, die nach seiner Ansicht gegen die Grund-
frei heiten verstoße, hätte der EuGH wohl dennoch keine Unvereinbarkeit mit dem EG-
Ver trag festgestellt. Ganz anders stelle sich die Rechtsprechung aber dar, wenn natio na le 
Normen geprüft würden. 

Basedow stellte fest, dass der Rückzug des Supreme Court aus der Kontrolle des Rechts 
der Bundesstaaten aus europäischer Perspektive erstaunlich und wohl nur so zu er klären 
sei, dass die Integration der USA zu einem Staat abgeschlossen sei. Im Ver gleich dazu 
komme die In tegration Europas nur mit kleinen Schritten voran, die zudem nur wirt schaft-
liche Aspekte be träfen. Ange sichts des ungeklärten Schicksals des Ver trags von Lissabon 

müsse man konsta tieren, dass letztlich nur die Verkehrsfreiheiten und das Wett bewerbs-
recht eine Erfolgsge schichte wären. In der Konsequenz falle dem EuGH die Auf gabe zu, 
den ursprünglichen In tegrationswillen weiter voranzutreiben. Buxbaum stimm te dieser Be-
stands auf nahme zu und ergänzte, interessant sei die Frage, was der EuGH hinsichtlich der 
Neutralität des Managements bei Übernahmen entscheiden würde, wenn die 13. Richtlinie 

Klaus J. Hopt 

eröffnet die Diskussion

Beifall für den Vortrag Richard Buxbaums im Ernst-Rabel-Saal
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nicht erlassen worden wäre. Peter Doralt erinnerte daran, dass die Regierungsbildung in 
Österreich fast an der Frage gescheitert wäre, ob Än derun gen des EU-Vertrags einer lokalen 
Volksabstimmung zu unter werfen seien. Daran zeige sich, dass die Vorstellung von einer 
Einheit Europas im Ver gleich zu den USA noch schwach ent wickelt sei. Was die Frage 
nach der Hal tung des EuGH bei Nichterlass der 13. Richt linie an gehe, äußerte Doralt die 
Vermutung, der EuGH hätte sich vermutlich zurückge hal ten, weil die euro päischen Staaten 
zu diesem Zeitpunkt das Neutrali tätsgebot bereits in ihren Ge setzen veran kert 
gehabt hätten.

Hopt wies sodann auf die stockende Fortentwicklung des europä ischen 
Ge sell schafts rechts einerseits und die beeindruckenden Fortschritte des 
europäischen Privat rechts an de rer seits hin und schloss die Frage an, ob es 
eine vergleichbare Diskre panz in den USA ge geben habe. Zudem fragte er, 
ob der Wettbewerb der Bundes staaten in den USA im Be reich der Kapitalisie-
rungsanforderungen zwar nicht auf dem Gebiet des Mindest kapi tals statt fi nde, 
dafür aber auf dem Gebiet der Durchgriffshaftung und ihrer Schärfe. Buxbaum 
ant wortete, dass die Entwicklung des US-amerikanischen Rechts stets eine bottom up Ent-
wick lung gewesen sei und die Gesetzgeber nur dann aktiv geworden wären, wenn Be darf 
be stan den habe. Er bezweifelte, dass US-amerikanische Gerichte Entscheidungen über die 
Durch griffs haftung als Integrations motor nutzen würden, da man solche privatrecht li chen 
Fra gen nicht als verfassungsrechtliches Problem begreife.

Abschließend nannte Basedow einen wichtigen Unterschied zwischen der Ver fas sung 
der USA und dem EU-Vertrag, nämlich die Kompetenzzuord nung für das inter na tio nale 
Pri vat recht. Durch den Vertrag von Amsterdam sei der Gemeinschaft dafür ein gesetz ge-
berischer Auftrag erteilt worden, woraus der EuGH bei Untätigkeit möglicher wei se die Be-
rech tigung für eine integrationsfördernde Rechtsprechung auf dem Gebiet des inter natio-
na len Gesell schaftsrechts ableiten könne. Darin komme ein Rechtsverständ nis zum Aus-
druck, das sich elementar von dem verfassungspolitischen Selbstverständnis des Supreme 
Court unterscheide.

Reinhard Zimmermann im Gespräch 

mit Dr. Hariolf Wenzler 

und Hein Kötz
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Festkolloquium für Professor Klaus J. Hopt :

Rechtsvergleichende Beiträge zur Juristen- und Richterausbildung

Anlässlich seiner Auszeichnung mit dem „Preis für Mentorship“ der Claussen-Simon-Stif tung 
lud Klaus J. Hopt zu einem Kolloquium mit rechtsvergleichenden Beiträgen zur Juristen- und 
Richterausbildung. Dabei wurden insbesondere die Ausbildungssysteme für Juristen in Frankreich, 
England, USA, Japan sowie Russland, Georgien und weiteren GUS-Staaten erörtert und diskutiert. 
Abschließend wurde das Modell der Ausbildung „Europäischer Jurist“, wie es an der Humboldt-
Universität Berlin in Kooperation mit aus län dischen Universitäten angeboten wird, dargestellt.

Frankreich
Katrin Deckert von der Université Paris-Assas Paris II legte die Juristenausbildung in 
Frank reich dar: Die allgemeine Juristenausbildung ist seit 2002 in drei eigenständige Ab-
schnitte untergliedert. Zunächst die License, sie dauert drei Jahre und gewährleistet eine 
um fassende Ausbildung. Hierauf folgt eine zweijährige Ausbildung zum Master, die ent-
weder als forschungs- oder als praxisorientiertes Zusatzstudium absolviert werden kann. 
Schließ lich folgt das dreijährige Doctorat, das ausschließlich der Forschung dient. Neben 
der allgemeinen Juristenausbildung existieren in Frankreich spezielle Ausbildungswege für 
die Anwalts- und Richterausbildung sowie eine Universitätslaufbahn. Deckert bewertete 
die französische Ausbildung eher skeptisch: das juristische Studium in Frankreich sei ein 
Massen studium, bei dem es keine Möglichkeit gebe, seine Universität frei zu wählen. Das 
Sti pen dienwesen sei kaum entwickelt und die Raum- und Sachausstattung vieler Uni ver-
si tä ten mangelhaft. Positiv hob sie jedoch hervor, dass die Sprachen- und Informatik aus-
bil dung in Frankreich sehr gefördert werde.

Großbritannien
Prof. Eva Micheler, die sowohl an der London School of Economics als auch an der 
Wirtschaftsuniversität Wien lehrt, be tonte in ihrem Vortrag die Unterschiede der Juristen-
aus bildung im Vereinigten Kö nig reich im Vergleich zu Österreich. Wäh rend es in 
Großbritannien weniger auf die Vermittlung von Inhalten als auf die Entwicklung analy-
tischer Fähigkeiten ankomme, müssten die österreichischen Studenten weiterhin die 
entscheidenden Inhalte des Rechts auswendig lernen. Diesen wesentlichen kon zeptio nel-
len Unterschied veranschaulichte sie an einem Prüfungsbeispiel zu den Grün dungs vor aus-
setzun gen von Kapitalgesellschaften. Anschließend legte Micheler dar, welche Berufsbil-
der und Ausbildungswege sich an den Abschluss der Universitäts aus bil dung anschließen. 
Ins be sondere wies sie auf die Teilung in Solicitor und Barrister hin und erläuterte, wie 
sich die Berufung von Richtern auf den verschiedenen Gerichtsstufen vollzieht.

USA
In ihrem Vortrag über die Juristenausbildung in den USA stellte Prof. Katharina Pistor 
von der Columbia University zunächst den historischen Hintergrund der Ausbil dung seit 
dem Sezessionskrieg dar. Hierauf aufbauend skizzierte sie die gegenwärtige Aus bil dungs-
situation mit ihrem Eingangstest LSAT (Law School Admissions Test) und dem drei jäh-
ri gen JD-Studium (Juris Doctor). Weiterer Schwerpunkt des Vortrags von Pistor war die 
Darlegung folgender vier Punkte: Es sei eine klare Entwicklung von der Lehre des Rechts 

Preisübergabe an Prof. Klaus J. Hopt

Katrin Deckert und 

Prof. Eva Micheler



95

Veranstaltungen

der Einzelstaaten hin zur Lehre des nationalen Rechts zu erkennen. Da rüber hinaus stellte 
sie die dezentrale Organisation des Ausbildungssystems als Spezifi kum für die USA dar. 
Außer dem leide das System in den USA  trotz seiner Innovations fähig keit an einer zu-
nehmend zu beobachtenden Versteinerung, die insbesondere auch von der Ein stellung der 
Studenten herrühre. Als letzten Punkt führte sie die zunehmen den Reak tionen auf die Glo-
ba lisierung an. Beispielhaft stellte sie hierfür den von ihr an der Columbia Universität an-
ge botenen Kurs vor, in dem sie den Studenten die grundle gen den Rechts gebiete aus einer 
rechts vergleichenden Perspektive nahe bringt.

Japan
Harald Baum, der das Japan-Referat am Institut leitet, gab einen Überblick über die 
aktuelle grundlegende Reform der Juristenausbildung in Japan und deren Einbindung in 
eine umfassende Neuausrichtung des dortigen Regulierungs modells. Jahrzehntelang ist 
die Zahl der Richter und Rechtsanwälte durch extreme Zu gangs beschränkungen zu dem 
zentralen Juristen ausbildungs institut, das für die prak tische Aus bildung vergleichbar dem 
deutschen Referendariat zuständig ist und dessen erfolg rei cher Abschluss die Zu gangs-
voraussetzung für die klassischen juristischen Berufe bildet, künst lich verknappt worden. 
Im Zuge eines angestrebten Wechsels von einer büro kratie ge steu er ten und beim Markt-
zutritt ansetzenden ex ante-Regulierung hin zu einer ex post-Regu lierung, die am Markt-
verhalten orientiert und Fehlverhalten über die Gerichte im Nach hinein sanktioniert, hat 
sich in Japan die Erkenntnis durchgesetzt, dass Quantität und Qua lität der im Lande prak-
ti zie renden Juristen ebenso dringlich wie nach haltig zu erhöhen ist. Zu diesem Zweck sind 
in Japan zwischen 2002 und 2004 an fast allen juris tischen Fa kul täten nach US-ameri ka-
nischen Vorbild sogenannte Law Schools eingerich tet wor den, die künf tig eine an spruchs-
volle und stärker praxisorientierte Juristenausbil dung gewährleisten sollen.

Russland, Georgien und GUS-Staaten
Prof. Lado Chanturia, Universitäten Bremen und Tifl is, erörterte die Bedeutung der Re-
form der Juristenausbildung als essentielle Voraussetzung für die erfolgreiche Durch-
setzung der Rechts- und Gerichtsreformen in Russland, Georgien und anderen Staaten der 
GUS. Im sowjetischen Juristenausbildungskonzept war das Universitätsstudium eine not-
wendige, aber zugleich ausreichende Voraussetzung für den Zugang zu den juristi schen 
Pro fessio nen. Die Staaten der GUS führen nun zunehmend Eignungs- und Zu lassungs-
prü fun gen sowie postuniversitäre Bildungseinrichtungen ein, um die Zulassungsvoraus-
setzun gen für die einzelnen juristischen Berufe zu verschärfen. Und auch bei der univer-
si tären Aus bildung lässt sich eine zunehmende Europäisierung beobachten. So wurde in  
vielen Staaten der GUS das Studium an die Grundsätze des Bologna-Prozesses ange passt 
und eine Umstellung auf Bachelor- und Masterabschlüsse vorgenommen. Chanturia er-
klärt, dass trotz der umfassenden Reform der Juristenausbildung und des Versuchs, inter-
na tio nal an er kann te und geltende Standards umzusetzen, sich diese Bemühungen bisher 
unzu rei chend auf die Methoden des Unterrichts und den Inhalt ausgewirkt hätten: Traditio-
nell sei das Studium in den GUS-Staaten sehr theoretisch orientiert sowie verschult und 
lasse kaum Raum für die Berücksichtung der Praxis.

Prof. Lado Chanturia, Harald Baum 

und Dr. Florian Möslein

Prof. Stefan Grundmann, Klaus J. 

Hopt und Prof. Katharina Pistor
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Ausbildung zum „Europäischen Juristen“ 

Prof. Stefan Grundmann von der Humboldt-Universität zeigte am Beispiel verschie de ner 
in Europa existierender Richter-Typen wie wichtig eine internatio nale Juristen aus bil dung 
im vereinten Europa ist. Hierbei unterschied er zwischen den programma tisch-erfah renen 
Richtern wie sie in England ausgebildet werden, den sozialwissenschaftlichen Rich-
tern in Frankreich und den eher wissenschaftlichen Richtern in Deutschland. Um junge 
Elite-Juristen auf eine internationale Arbeitsumwelt vorzubereiten, wurde die European 
Law School gegründet. Sie ist ein Netzwerk aus der Humboldt-Universität zu Berlin, der 
Universität Paris II (Panthéon-Assas) und der University of London (King’s College). 
Gemein sam bieten die Universitäten das neuartige Studienangebot „Europäischer Jurist“ 
und damit den ersten grundständigen juristischen Studiengang überhaupt an, der natio nale 
und europäische Ausbildung integriert. Mit einem obligatorischen Auslandsstudium an 
den genannten Universitäten wird das Studium der europäischen Wirklichkeit gerecht. 
Deutsche Studenten studieren damit im Regelfall drei Jahre an der Juristischen Fakul-
tät der Humboldt-Universität und dann je ein Jahr in Frankreich und England. Neben 

dem deutschen ersten Staatsexamen erreichen sie in ihrer Studienzeit von fünf Jahren 
zusätzlich noch den Abschlussgrad des französischen Masters und des britischen LLM.

Second Max Planck PostDoc-Conference on European Private Law

Am 19. und 20. Mai 2008 fand im Institut die zweite Max Planck PostDoc-Conference on 
European Private Law statt, zu der Nachwuchswissenschaftler aus ganz Europa eingeladen 
wurden, um ihre Forschungsarbeiten zu präsentieren und zu diskutieren. Der ausführliche 
Veranstaltungsbericht hierzu fi ndet sich im Bereich Forschungsschwerpunkte auf Seite 19 ff.

Georg W. Claussen war persönlich bei der Vergabe anwesend
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Europäisierung des georgischen Rechts

Am 24. Mai 2008 fand am Institut ein deutsch-georgisches Kolloquium zum Thema 
„Europäisierung des georgischen Rechts“ statt. Damit stand eine Trans for ma tions rechts -
ordnung im Vordergrund, die durch eine besondere Nähe zum deutschen Recht ge kenn-
zeichnet ist. Das georgische Zivilgesetzbuch von 26. Juli 1997 wurde durch deutsche 
Juristen, die dem georgischen Gesetzgeber beratend zur Seite standen, maßgeblich mit-
geprägt. Auch heute fi ndet zwischen deutschen und georgischen Juristen ein reger Ge dan-
ken austausch statt. Der ausführliche Veranstaltungsbericht hierzu fi ndet sich im Bereich 
Forschungsschwerpunkte auf Seite 40 ff.

30 Jahre Reform und Öffnung: 

Wohin entwickelt sich das chinesische Recht?

Die Deutsch-Chinesische Juristenvereinigung (DCJV) veranstaltete ihre diesjährige Jah res ta gung 
in Kooperation mit dem Hamburger Max-Planck-Institut für ausländisches und inter nationales 
Privatrecht. Die Tagung fand am 19. September in den Räumen des Max-Planck-Instituts statt 
und war eingebettet in die China Time Hamburg 2008, in deren Rah men vom 12. bis 27. September 
2008 zahlreiche Veranstaltungen zu den ver schie densten Aspek ten Chinas angeboten wurden. 
Die mehr als 60 Teilnehmer der Jahres ta gung wur den durch den Präsidenten der DCJV Prof. Dr. Uwe 
Blaurock (Universität Frei burg) be grüßt. Im Namen der DCJV und der Tagungsteilnehmer dankte 
Blaurock dem Or gani sator der Veran stal tung Knut B. Pißler für sein Engagement sowie dem Institut 
für seine Gast freundschaft. Das sechs Vorträge umfassende ganztägige Programm widmete sich 
der Frage „30 Jahre Reform und Öffnung: Wohin entwickelt sich das chinesische Recht?“.

Insolvenzrecht
Die neuesten Entwicklungen des chinesischen Insolvenzrechts stellte Dr. Elske Fehl 
(Schultze & Braun, Nürnberg) dar. Das neue Unternehmenskonkurs gesetz der VR China 
ist nach zwölfjähriger Vorbereitungszeit am 1. Juni 2007 in Kraft getreten und gilt für 
alle un ter nehmenstragenden juristischen Personen ( ) chinesischen Rechts ein-
schließ lich der Foreign Invested Enterprises (FIEs). Erstmals wurde ein Recht (jedoch 
keine Pfl icht) des Schuldners selbst normiert, einen Insolvenzantrag zu stellen. Praktische 
Fra gen ergeben sich unter anderem hinsichtlich der Bestellung des Insolvenzverwalters, 
der nach § 24 entweder eine Einzelperson oder eine Personenvereinigung, z.B. eine An-
walts kanz lei oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, sein kann. Problematisch ist – 
und dies wur de auch in der an den Vortrag Fehls anschließenden Diskussion deutlich –, 
dass kein An reiz für den Schuldner besteht, einen Insolvenzantrag zu stellen, da er zur 
Antrag stel lung nicht verpfl ichtet ist.

Kartellrecht
Die Rolle der Staatsunternehmen in der durch das am 1. August 2008 in Kraft getretene 
Anti mo no pol gesetz der VR China geregelten Wettbewerbsordnung beleuchtete der 
Vortrag von DONG Yiliang. Die besondere Bedeutung dieser Frage für das chine si sche 
Kar tell recht zeigt sich bereits darin, dass die chinesische Wettbewerbsordnung ne ben den 
klassi schen drei Säulen des Kartellrechts, nämlich dem Verbot wettbewerbsbes chrän-
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ken der Verein barungen, dem Verbot des Missbrauchs einer marktbeherrschen den Stel-
lung und der Zusammen schlusskontrolle, auf einer „vierten Säule“ ruht: dem Ver bot des 
Missbrauchs von Verwaltungs befugnissen, um den Wettbewerb auszuschließen oder ein-
zuschränken (§§ 32 ff.).

Treuhandrecht
Mit dem Trust im chinesischen Recht befasste sich der Beitrag von Raimund Behnes 
(PricewaterhouseCoopers, Hamburg). Die Geschichte des Trust in China reicht nach um-

stritte ner Ansicht zurück bis in die Han-Dynastie. Eine Blütezeit erlebte der 
Trust zu nächst in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, bevor er im Zuge 
der wirtschaft lichen Öff nung der Volks republik seit 1978 erneut praktische 
Bedeutung erlangte. Den vor läufi gen End punkt der Ent wicklung markiert 
das Inkrafttreten des Treuhandgesetzes der VR China am 1. Oktober 2001. 
Die Schwierigkeit der Rezeption des dualen Eigentums begriffs im Trust 
des englischen Rechts hat dazu geführt, dass die dingliche Rechts zuständig-
keit am Trust ver mö gen im chinesischen Treuhandgesetz unklar bleibt. 
Auch nimmt im chine si schen Recht der Gründer eine stärkere Position ein 
als im angelsächsischen Trustrecht. Dies rührt daher, dass der chinesische 
Gesetzgeber als Gründer in erster Linie den Staat vor Augen hatte, bestätigte 
Behnes eine in der Diskussion geäußerte Vermutung.

Frachtrecht
Einen Einblick in das chinesische Frachtrecht gewährte Dr. Christoph Schröder (CMS 
Hasche Sigle, Hamburg), der zunächst das komplexe Zusammenspiel der zahlreichen zu 
beach tenden Rechts grund lagen des Frachtrechts erläuterte. Grundlegend ist hierbei die 
Unter scheidung zwischen allgemeinem Frachtrecht einerseits (insbesondere gelten die 
§§ 288 ff. des Vertragsgesetzes der VR China) und dem besonderen Frachtrecht, also den 
spe ziel len Vor schriften für Transporte in der Luft, per Eisenbahn, zur See usw. Inner-
halb die ser bei den Bereiche sind jeweils Normen verschiedener Rangstufen (Gesetze, 
justizielle Aus legun gen etc.) zu berücksichtigen.

Gesellschaftsrecht
Dr. Benjamin Kroymann, E.M.L.E. (Salans LLP, Berlin) ging in seinem Vortrag der Fra ge 
nach, ob in näherer Zukunft eine Vereinheit lichung des Rechts rahmens für FIEs und chine-
si sche Unter nehmen zu erwarten sei. Im Zuge der Entwicklung des Rechts der aus län di-
schen In vesti tio nen seit 1978 entstand durch den Erlass von Spezialregelungen für aus län-
disch in ves tier te Unternehmen eine Zweiteilung der Rechtsordnung. Teilweise durch bro-
chen wur de die Zweiteilung durch das Gesellschaftsgesetz von 1994, das subsidiär auch 
auf FIEs an wend bar war. Gleiches gilt für das aktuelle Gesellschaftsgesetz der VR China, 
wo bei nun mehrere Ergänzungs bestim mungen klar stellen, inwieweit das Gesellschafts ge-
setz für FIEs gilt. Die voll ständige Über windung der Zwei teilung des Rechts rahmens in 
na her Zu kunft be zeich nete Kroymann trotz aller aufgezeigten Vereinheitlichungs ten den-
zen als unwahr schein lich.

Prof. Dr. Uwe Blaurock begrüßt die 

Teilnehmer
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Investitionsrecht
Die Möglichkeiten, M&A-Transaktionen als Alternative zum Greenfi eld Project einzu-
setzen, bewertete im letzten Vortrag des Tages Dr. Oliver Kirschner (Taylor Wessing). 
In ei nem Über blick über die grundsätzlich zur Wahl stehenden Investitions formen von 
der Neu grün dung einer 100prozentigen-Tochergesellschaft (Greenfi eld Project) über die 
Neugrün dung eines Joint Venture bis hin zur Akqui sition eines bestehenden chine sischen 
Unterneh mens zeig te Kirschner die Vor- und Nachteile der verschiedenen Investitions-
modelle im Einzelnen auf. Anschließend ging Kirschner auf das Recht der M&A-
Transaktionen ein und fächerte die verschiede nen Varianten von Asset Deal und Share 
Deal auf. Grund la gen einer erfolg reichen Akquisition in China sind Transparenz (die u.a. 
mit der Durch führung von Due Diligences herzustellen ist), die Auswahl einer geeigneten 
Projekt struktur sowie die Aus handlung möglichst lückenloser Verträge. Dies ergänzte 
Kirschner um einen inter ess anten Punkt: Wichtiger als die Herbeiführung rechtlicher 
Sicherheit sei es nach wie vor, den Geschäfts partner für die Zukunft von sich abhängig zu 
machen und dadurch fak ti sche Sicher heit zu schaffen.

Fazit
Die Jahrestagung bot eine gelungene Mischung von Referenten aus Wissenschaft und Praxis, 
de ren Vorträge zu aktuellen Themen des chinesischen Rechts fruchtbare Diskussionen an-
reg ten. Es wurde deutlich, dass das chinesische Rechtssystem immer vollständiger, da-
durch aber auch komplexer wird. Wie sich in der Beseitigung der Rechtsdualis men im 
Ge sell schafts-, Insolvenz- und Steuerrecht zeigt, ist das chinesische Recht auf dem Weg 
zur Norma lität. Jedoch ist der Gesetzgeber weiterhin unsicher und unentschlossen, so dass 
eini ge Grund satzfragen, im Treuhandrecht etwa die Frage der Rechtszuständigkeit am 
Trustvermögen, vorerst unbeantwortet bleiben.

Symposium zum Koreanischen Zivilgesetzbuch 

Das koreanische Zivilgesetzbuch feierte im Jahre 2008 sein 50jähriges Bestehen. Aus 
diesem An lass fand am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privat-
recht in Ham burg am 7. und 8. November 2008 ein Symposium statt. Der ausführliche 
Veranstaltungsbericht ist auf Seite 23 ff. unter Forschungsschwerpunkte zu fi nden.

Veranstaltungen
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Akademische Feier für Professor Jan Kropholler

Überreichung der Festschrift „Die richtige Ordnung“

Im Jahr 2008 vollendete Jan Kropholler, langjähriger Wissenschaftlicher Referent am 
Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht, sein siebzigstes 
Lebens jahr. Zu Jan Krophollers Ehren ist unter dem Titel „Die richtige Ordnung“ im Okto ber 
2008 im Verlag Mohr Siebeck eine Festschrift erschienen, die Ausdruck der hohen Wert-
schätzung ist, die dem Rechtswissenschaftler in der Fachwelt entgegenge bracht wird. 

Die Festschrift wurde herausgegeben von Krophollers Schülern Prof. Dr. Dietmar 
Baetge (Rostock), Prof. Dr. Jan von Hein (Trier) und Notar Dr. Michael von Hinden 
(Hamburg) und enthält 52 Beiträge vor allem zum Internationalen Privatrecht, aber auch 
zum Internationalen Zivilverfahrensrecht und zum materiellen Recht. Sie wurde in einer 
akademischen Feier am Hamburger Max-Planck-Institut überreicht. 

Reinhard Zimmermann begrüßte als einer der Direktoren des Instituts die Gäste der Fest-
ver anstaltung und stellte insbesondere Jan Krophollers Verdienste um die Rechts ver ein-
heit lichung und seine langjährige Tätigkeit als Referent am Institut heraus. 

Im Anschluss sprach Prof. Dr. Ulrich Magnus als Vertreter der Hamburger rechts-
wissen schaftlichen Fakultät, wobei er insbesondere auf Jan Krophollers Umhabilitation 
von München nach Hamburg und sein Wirken am Hamburger Fachbereich einging. Er 
wür digte das wissenschaftliche Lebenswerk von Jan Kropholler und hob dabei das grund-
le gende Lehrbuch zum IPR (6. Aufl age 2006) als herausragendes wissenschaftliches 
Werk hervor. Von seinem nachhaltigen Wirken im Internationalen, vornehmlich euro-
pä ischen Zivilprozessrecht legt sein 2005 in achter Aufl age erschienener Kommentar zur 
EuGVO Zeugnis ab. Bereits in seiner Promotion Das Haager Abkommen über den Schutz 
Minderjähriger (1966) habe Jan Kropholler seine besonderen wissenschaftlichen Fähigkeiten 
im Bereich des Internationalen Privatrechts bewiesen. Dies bewirkte, dass sie elf Jahre nach 
ihrem Erscheinen neu aufgelegt wurde. Am Beispiel des Kommentars zum Europäischen 

Jan Kropholler hält eine kurze Ansprache

Jan von Hein überreicht die 

Festschrift an den Geehrten
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Zivilprozessrecht (8. Aufl age 2005) und des Studienkommentars zum BGB (11. Aufl age 2008) 
hob er die Fähigkeit Jan Krophollers hervor, bei komplexen Problemen das Wesentliche klar 
und übersichtlich darzustellen. Dies habe dazu geführt, dass der Studien kommentar zum 
BGB ein Standardwerk für Studenten wurde. Die große Anzahl an Schülern und ehemaligen 
Mitarbeitern, die sich im Bereich des IPR einen Namen gemacht haben und ihm bis heute eng 
verbunden sind, zeichneten ihn als Wissenschaftler und Lehrer aus. 

Jan von Hein sprach über Jan Kropholler als akademischen Lehrer und hob in diesem 
Rah men vor allem die Pionierleistungen des Geehrten auf den Gebieten des Internationa-
len Privat- und Verfahrensrechts hervor. Anschließend stellte er das wissenschaft liche 
Lebens werk Jan Krophollers aus der Perspektive des Schülers dar. Dabei hob er vor allem 
die handwerkliche Sorgfalt und die Fähigkeit der präzisen und doch auf das Wesentli-
che redu zierten Darstellung komplexer Sachverhalte hervor, die sich zum Beispiel bei 
der von 1970 bis 2004 von Jan Kropholler betreuten Zusammenstellung Die deutsche 
Recht sprechung auf dem Gebiete des Internationalen Privatrechts zeigte. Als wesentliche 
Punkte des Werkes von Jan Kropholler stellte er die Konzentration auf das klassische IPR 
im Sinne von Savigny und die Offenheit für die internationale Rechtsvereinheitlichung bei 
gleichzeitiger Argumentation auf klarem methodologischem Fundament dar.

Nach der Übergabe der Festschrift hielt schließlich der Geehrte Jan Kropholler selbst 
eine kurze Ansprache, in der er nicht nur Worte des Dankes fand, sondern auch inhaltliche 
Aus führungen zur Frage eines Allgemeinen Teils des europäischen IPR machte.

Nur wenige Wochen nach der Übergabe der Festschrift verstarb Jan Kropholler in 
Hamburg. Das Institut verliert mit ihm einen Wissenschaftler von Rang, dessen Ruf weit 
über Deutschland hinausreicht, und einen allseits geschätzten Kollegen.

Veranstaltungen



TÄTIGKEITSBERICHT | 2008

102

Symposium des Forums für Internationales Sportrecht

„Die Tätigkeit von Spielervermittlern im nationalen und internationalen 

Sportrecht“

Das jährlich am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht 
statt fi ndende Sportrechtssymposium befasste sich 2008 ausgehend von den rechtlichen 
Rahmen bedingungen der Tätigkeit von Spielervermittlern mit den Verschränkungen natio-
nalen und internationalen Rechts einerseits und der Geltungs reichweite von verbands-
autonom gesetzten Rechtsregeln andererseits. Die vom Fachpublikum und interessierten 
Zuhörern aus Wissenschaft und Praxis besuchte Veranstaltung am 8. Dezember gab einen 
umfassenden Einblick. Das Symposium wurde in Zusammenarbeit mit dem Max-Planck-
Institut für ausländisches und internationales Sozialrecht München veranstaltet.

Die Beteiligung von Spielervermittlern bei Spielertransfers und sonstigen Vertrags ver-
hand lungen zwischen Sportlern und Vereinen ist ein inzwischen häufi ges Phäno men des 
professionellen Sports. In der Saison 2005/2006 erfolgten seitens der Fußball vereine Ho-
no rar zahlungen an Vermittler in Höhe von 32 Millionen Euro. Sechsstellige Honorare für 
die Vermittlung eines Toppspielers ziehen auch einige unseriöse Akteure an. Vor allem 

im Fußball hat die Tätigkeit der Spielervermittler in den 
vergangenen Jahren zu einigen Miss ständen geführt. So wurde 
durch die Presse aufgedeckt, dass im englischen Fußball 
Agenten Schmiergelder an Trainer zahlten, damit diese einem 
wechselwilligen Spieler keine Steine in den Weg legen.

Um den Missständen zu begegnen, erließ die Fédération 
Internationale de Football Association (FIFA) Ende 2007 ein 
neues Reglement für Spielervermittler, dessen wesentlicher 
Kern weiterhin in einer Lizenzpfl icht für Spielervermittler 
besteht. Die Deutsche Fußball Liga (DFL) hat 2007 einen 
Arbeitskreis eingerichtet, um dadurch der Aufforderung 
der FIFA, das Reglement auf nationaler Ebene umzusetzen, 

nachzukommen. Ein Entwurf dieser Ausführungsbestimmungen liegt inzwischen vor. 
Auch auf europäischer Ebene sieht man Handlungsbedarf. Im Weißbuch Sport hält die 
EU-Kommission die Erarbeitung effektiver Gegenmaßnahmen für erforderlich. Da in den 
europäischen Staaten kein einheitlicher Rechtsrahmen für die Tätigkeit der Spieleragenten 
besteht, rufen die Verfasser des Weißbuchs den europäischen Gesetzgeber zum Handeln 
auf.

Die Reglementierung der Tätigkeit von Spielervermittlern wirft vielschichtige rechtliche 
Fragestellungen auf. Zunächst werden mit der FIFA und dem DFL privatrechtliche 
Organisationen „gesetzgeberisch“ tätig. Es stellt sich somit die Frage nach der Einordnung 
der Reglements in das bestehende Normengefüge und die Reichweite ihrer Wirkungskraft. 
Grundrechtlich geschützte Verbandsautonomie und staatlicher Rechtssetzungsanspruch 
treffen hierbei aufeinander. Das EuG führt hierzu in der Entscheidung Piau/Kommission 
(Rs. T-193/02) aus:

„Es kann nämlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass die Regelung 
einer wirtschaftlichen Tätigkeit, die weder den spezifi schen Charakter des Sports noch die 
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Organisationsfreiheit der Sportverbände betrifft, durch eine privatrechtliche Einrichtung 
wie die FIFA, der hierzu keinerlei hoheitliche Befugnisse übertragen worden sind, 
grundsätzlich mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar ist, besonders soweit es um die 
gebotene Beachtung der bürgerlichen und wirtschaftlichen Freiheiten geht. Eine solche 
die Grundfreiheiten berührende Reglementierung einer wirtschaftlichen Tätigkeit fällt 
grundsätzlich in die Zuständigkeit der Träger hoheitlicher Gewalt.“

Das FIFA-Reglement weist darüber hinaus die Besonderheit auf, dass seine Regelungen 
durch die Lizenzpfl icht auch für verbandsexterne Spielervermittler Auswirkungen haben 
können. In größerem Zusammenhang hierzu stellen sich folgende Fragen: Wie weit reicht 
die Autonomie der Sportverbände? In welchem Verhältnis stehen internationale und 
nationale Verbandsregelungen zu staatlichem Recht? Treten durch die neuen Regelungen 
Konfl ikte mit europäischem und nationalem Recht auf und wie sind diese zu lösen?

Nach einleitenden Worten von Reinhard Zimmermann befasste sich Johannes Wertenbruch 
in seinem Hauptvortrag mit dem rechtlichen Rahmen für die Tätigkeit von Spielervermittlern 
in Deutschland. Zunächst erläuterte Wertenbruch dabei den sozialrechtlichen Begriff der 
Arbeitsvermittlung und wies nach, dass die Spielervermittlung keine Erlaubnispfl icht 
nach SGB III bedarf. Jedoch unterfalle das Aushandeln eines Spielervertrages mit 
dem Verein, das einen wesentlichen Teil der Tätigkeit der Spielervermittler bilde, dem 
Rechtsdienstleistungsgesetz. Da sich infolge des Bosman-Urteils die Laufzeit von 
Spielerverträgen tendenziell verlängert habe, sei hiermit auch der Bedarf an juristischer 
Beratung gestiegen. Demzufolge müsse davon ausgegangen werden, dass die Beratung 
des Spielers bei Vertragsverhandlungen auch eine Rechtsdienstleistung umfasse und nicht 
lediglich als einfache Rechtsanwendung angesehen werden könne. Uneinheitlich wird in 
diesem Zusammenhang beurteilt, ob bei der Verwendung des DFL-Mustervertrages auch 
eine rechtliche Beratungstätigkeit erfolge oder lediglich eine einfache Rechtsanwendung. 
Der Mustervertrag biete ein standardisiertes Vertragswerk, was für eine einfache 
Rechtsanwendung spräche. Jedoch gelte es bei den Vertragsverhandlungen, juristische 
Spielräume auszuloten und diese durch eine möglichst günstige Vertragsgestaltung für 
den Spieler nutzbar zu machen. Aus diesen Gründen kam Wertenbruch zu dem Ergebnis, 
dass auch bei der Verwendung des Mustervertrages eine Rechtsberatung erfolge und nicht 
lediglich eine bloße Rechtsanwendung.

Schließlich unterliegen Spielervermittler bei der Vermittlung von Fußballspielern den 
Regelungen des neuen FIFA-Spielervermittler-Reglements von 2007. Diese Regelungen 
werden ergänzt durch die vom Deutschen Fußballbund (DFB) und DFL erarbeiteten 
Ausführungsbestimmungen. Hierbei stellen sie zwei Probleme: 

Zum einen dürfen nach dem Reglement nur von der FIFA lizenzierte Spielervermittler 
für Spieler und Vereine tätig werden. Damit stellt das FIFA-Reglement an die 
Arbeitsvermittlung von Fußballspielern höhere Anforderungen als das nationale Recht, 
wonach die Arbeitsvermittlung erlaubnisfrei ist. Diese Einschränkung hält Wertenbruch 
jedoch mit Verweis auf die Vertragsfreiheit für rechtmäßig. Wenn es den Vereinen im 
Rahmen ihrer Vertragsfreiheit erlaubt sei, nur mit lizenzierten Spielervermittlern 
Spielerverträge auszuhandeln, so könne dies auch durch in der Verbandshierarchie höher 
stehende Institutionen wie die FIFA oder den DFB in Regelwerken vorgeschrieben werden. 
Da das FIFA-Reglement bei Verstößen lediglich Sanktionen gegen Spieler und Vereine 
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vorsehe, richte sich das Reglement nicht unmittelbar an die außerhalb der Verbandsstruktur 
stehenden Spielervermittler. Allein einschlägig bliebe noch das Kartellrecht. Im Hinblick 
auf die kartellrechtliche Zulässigkeit des FIFA-Reglements teilte Wertenbruch die 
Einschätzung des EuG in der oben bereits erwähnten Piau-Entscheidung.

Zum anderen stelle sich die Frage der Vereinbarkeit des FIFA-Reglements mit 
nationalem Recht, insbesondere mit den Regelungen des Rechtsdienstleistungsgesetzes 
(RDG), wonach Vertragsverhandlungen eine Rechtsdienstleistung darstellen. Art. 2 Nr. 
1 Satz 3 des Reglements enthält jedoch einen Vorbehalt zugunsten nationaler Gesetze. 
Dieser Vorbehalt führe, so Wertenbruch, dazu, dass eine mögliche Kollision von 
nationalem Recht und Reglement zugunsten des nationalen Rechts gelöst werde. Eine 
FIFA-Spielervermittlerlizenz entbinde den jeweiligen Spielervermittler somit nicht von 
der Beachtung des Rechtsdienstleistungsgesetzes. Ein Verstoß des FIFA-Reglements 
gegen nationales Recht bestünde somit nicht.

Abschließend untersuchte Wertenbruch die grenzüberschreitende Spielervermittlung. 
Auch ausländische Spielervermittler, die in Deutschland Spielervermittlung betreiben, 
unterliegen nach dem Bestimmungslandprinzip dem Rechtsdienstleistungsgesetz (§ 15 
RDG). Selbst wenn der ausländische Spielervermittler nach seinem Heimatrecht Verträge 
aus handeln dürfe, da eine dem Rechtsdienstleistungsgesetz ähnliche Regelung im Heimat-
staat nicht existiere, so verstoße eine Anwendung des Rechtsdienstleistungsgesetzes auf 
ausländische Spielervermittler nicht gegen die Dienstleistungsrichtlinie. Für rechts be ratende 
Tätigkeiten gelte nämlich nicht die Dienstleistungsrichtlinie, sondern die Anwalts richt linie. 
Nach dieser bedürfen ausländische Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat recht liche 
Beratungen anböten, bis auf wenige Ausnahmen einer vergleichbaren Qualifi kation.

Im Anschluss an den Hauptvortrag nahmen Vertreter der betroffenen Interessenkreise zum 
FIFA-Reglement Stellung. Gregor Reiter, Geschäftsführer der Deutschen Fußballspieler-
Ver mittler Vereinigung (DFVV), kritisierte die im FIFA-Reglement vorgesehene Aus-
nah me für Rechtsanwälte. Nach seiner Ansicht müssen einheitliche Qualitätsstandards 
ge sichert werden und dies erfordere, dass auch Rechtsanwälte die Lizenzprüfung ab-
leg ten. Eine Qualitätssicherung könne zudem auch nicht dadurch erfolgen, dass eine 
Lizenz alle fünf Jahre neu erworben werden müsse. Überzogen sei schließlich auch die 
Ver schuldensvermutung zuungunsten des Spielervermittlers, wenn der Spieler bei einem 
ver mittelten Transfer seinen bestehenden Vertrag gebrochen habe (Art. 22 Nr. 2 FIFA-
Regle ment). Dem Weißbuch Sport, nach dessen Publikation sich die DFVV sowie eine 
inter nationale Interessenvertretung der Spielervermittler gegründet hatte, hielt Reiter eine 
starke Überzeichnung der tatsächlichen Situation vor, die den gesamten Berufsstand unter 
Gene ral verdacht stelle.

Mathias Hain (Mitgl. d. Spielerrates d. VDV Spielergewerkschaft / FC St. Pauli, 
Hamburg) betonte, dass gerade junge Fußballspieler oder Spieler, die in ihren Vereinen nicht 
zu den Stammspielern gehören, auf die Unterstützung von Vermittlern angewiesen seien. 
Den Beratern und Vermittlern werde von den Spielern großes Vertrauen entgegengebracht, 
dement sprechend sei es erforderlich, auf Seriosität und Fairness zu achten. Das FIFA-
Regle ment biete hierfür eine gewisse Gewähr.

Abschließend betonte Holger Hieronymus als Mitglied des DFB-Vorstandes, dass ein 
großes Bedürfnis der Vereine an stabilen Vertragsverhältnissen zwischen Vereinen und 
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Spielern bestehe, die durch eine Zusammenarbeit von Spielervermittlern und Rechtsan-
wäl ten erreicht werden können. Den Vereinen sei mit kurzfristigen Vertragslaufzeiten und 
einfachen Wechselmöglichkeiten der Spieler nicht gedient, da dies die Saisonplanungen 
erheblich beeinträchtigen könne. Gerade für die Fußballklubs sei eine Reglementierung 
der Spielervermittlertätigkeit von großer Wichtigkeit. In der Transferperiode 2008 hätten 
die Vereine 40 Millionen Euro an Provisionen für Vermittlungstätigkeiten gezahlt. Auch 
wies Hieronymus noch auf eine damit zusammenhängende steuerliche Problematik hin: 
Die Steuerbehörden beurteilten uneinheitlich, wer Empfänger der Vermittlungsleistung 
und damit steuerpfl ichtig ist. Selbst wenn der Verein die Provision gezahlt hat, sähen 
einige Finanzämter hierin eine Leistung an den Fußballspieler, der einen geldwerten 
Vorteil erhält. Im Hinblick auf die Ausführungsbestimmungen zum FIFA-Reglement 
erklärte Hieronymus, dass der DFB ähnlich wie in England, wo eine Registrierungspfl icht 
bestehe, eine Einbindung der Spielervermittler in die Verbandshierarchie anstrebe.

Den Abschluss der Veranstaltung bildete eine Diskussion zwischen Referenten und Sym-
po siums teilnehmern, in der sowohl die angesprochenen Problematiken kontrovers vertieft 
wurden als auch zusätzliche Aspekte aufgeworfen wurden. So wurde infrage gestellt, 
weshalb es trotz zahlreicher Scouts der Fußballvereine überhaupt der Spielervermittlung 
bedürfe. Angesichts der Höhe der gezahlten Provisionen sahen manche Teilnehmer darüber 
hinaus die Gegenleistungsäquivalenz nicht gegeben.
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Europäisches Kreditsicherungsrecht 

Tagung zu Ehren von Professor Ulrich Drobnig aus Anlass seines 80. Geburtstages

Seit dem Jahr 2000 leitet Ulrich Drobnig eine Arbeitsgruppe am Hamburger Max-
Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht, die ein ge meinsa mes 
Euro päi sches Kreditsicherungsrecht als Grundlage für eine zukünftige Rechts ver ein-
heitlichung in der Europäischen Gemeinschaft entwirft. Den institutionellen Rahmen 
des Forschungsprojekts bildet die Study Group on a European Civil Code. Die Arbeit der 
Gruppe um Drobnig ist bereits weit fortgeschritten: Der Entwurf zum Recht der per sön-
lichen Sicherheiten wurde 2007 veröffentlicht, der Regelungsvorschlag zu den Mobiliar-
siche rungs rechten steht kurz vor der Vollendung. 

Im Dezember 2008 veranstaltete das Institut anlässlich Drobnigs 80. Geburtstages eine 
Ta gung zum Euro päischen Kredit sicherungs recht. Hier bot sich die Gelegenheit, die von 
Drobnig vor gelegten Ergebnisse zu diskutieren und den Blick auch auf andere Gebiete 
zu len ken, mit denen die Arbeitsgruppe nicht betraut war. Zusätzliche Brisanz erhielt das 
Symposium durch die aktu elle weltweite Finanzmarktkrise, die auf dem amerikanischen 
Hypo thekar kre dit markt ihren Ausgang genommen hatte: Die Krise veranschaulicht 
nicht nur in be sonders drastischer Weise die enor me volks wirtschaft liche Bedeu tung des 
Kre dit siche rungswesens. Sie hat auch schon – so zum Beispiel mit dem Risiko be gren-
zungs gesetz in Deutsch land – kon krete ge setzgeberische Reaktionen hervor ge rufen, die 
unmittelbar das Recht der Kre dit sicherheiten berühren.

In seiner Einleitung hob Jürgen Basedow hervor, dass das Kredit siche rungsrecht, das 
eine Vielzahl von Rechtsinstituten aus unterschied lichen Rege lungs zu sam men hängen im 
Schuld- und Sachenrecht umfasse, keine Kategorie der pan dek tisti schen System bil dung sei. 
Der Begriff beruhe vielmehr auf einer funktiona len Be trach tung. Eine solche Per spek tive 
auf das Recht sei immer dann besonders dienlich, wenn es – wie bei der aktu ellen Ta gung – 
um den Vergleich und die Harmonisie rung ver schie de ner Rechts ord nun gen gehe. Der Blick 

auf die ökonomische Funktion eines bestimmten Instituts 
biete einen nütz li chen Re fe renzpunkt für die Untersuchung 
und Angleichung unterschied licher natio naler Vor schrif ten.

Den ersten Vortrag des Tages hielt Matthias Storme 
(Universitäten Antwerpen und Leuven), der selbst dem 
Advisory Council der von Drobnig geleiteten Arbeits gruppe 
an ge hört und in dieser Funktion am Entwurf der Regeln 
über persönliche Sicherhei ten mit ge wirkt hatte. Storme 
setzte sich mit der Frage auseinander, wie sich der Abschnitt 
über die per sönlichen Sicherheiten in die Gesamtkonzeption 
der Arbeit der Study Group on a European Civil Code 
einfügt. Er wies darauf hin, dass zahlreiche Bestimmungen, 
die für die Bestellung persönlicher Sicherungsrechte von 

Bedeutung seien, in den Abschnitten über das allgemeine Schuld- und Vertragsrecht „vor 
die Klammer“ gezogen seien. Dieser Umstand belege im Übrigen auch die abstrahierende 
Regelungstechnik in den euro päischen Restatements. Diese sei nicht allein damit zu 

Ulrich Drobnig
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erklären, dass die Verfasser der Entwürfe einer „pandektistischen Verführung“ erlegen 
seien. Vielmehr zwängen ob jek tive Gründe zur Schaffung 
abstrakter Bestimmungen. So verlange das Prinzip der Ver-
trags frei heit die Formulierung allgemeiner Regeln, die auch 
dann zur Geltung kämen, wenn die Parteien vertragliche 
In halte vereinbarten, die sich nicht in die vom Gesetz ge ber 
vor ge sehe nen Vertrags typen einordnen ließen. Fer ner sei die 
Abstraktion auch ein Mittel, die zahl reichen Rege lungs un-
ter schiede in den nationalen Rechtsordnungen zu überwin-
den und zu gemeinsamen Prinzipien zu fi nden.

Im Anschluss wandte sich Karl Kreuzer (Universität 
Würzburg) dem Recht der Mobi liar sicher heiten zu. Kreuzer 
betonte die Notwendigkeit einer europäi schen Rechts har-
moni sierung auf diesem Gebiet. Auf lange Sicht sei eine befriedigende Lösung nur von 
einer Vereinheitlichung der sachrechtlichen Vorschriften zu erwarten. Die Anglei chung 
der kollisions rechtlichen Bestimmungen bringe hingegen nicht die erwünsch ten Vor teile 
in puncto Transparenz und Rechtssicherheit mit sich: Sie könnte näm lich nicht verhindern, 
dass im gemein samen Binnen markt eine Vielzahl verschiedener nationaler Si cherungs-
rechte mit jeweils unterschiedlich ausgestalteten Gläubiger rechten kursiere. Kreuzer schlug 
als Übergangs modell bis zur vollständigen sachrechtlichen Rechtsvereinheitlichung die 
Ein führung eines optionalen Europäischen Sicherungsrechts (ESR) vor, das den Bürgern – 
ähn lich wie etwa die europäische Gemeinschafts marke – zusätzlich zu den fort be stehen den 
natio nalen Mobiliar sicherungs rechten zur Verfügung stünde. Als Grundlage für das ESR 
könnten der unter Leitung von Ulrich Drobnig ausgearbei tete Entwurf sowie die Rege-
lungen aus dem Übereinkommen von Kapstadt über internationale Sicherungs rechte an 
beweglicher Ausrüstung aus dem Jahr 2001 dienen.

Tatjana Josipovic (Universität Zagreb) beschäftigte sich mit der europäi schen Har moni-
sierung des Immobiliar sicherungs rechts und dem gegenwärtigen Stand der Pla nun gen für 
die sogenannte „Euro-Hypothek“. Josipovic hob die wichtige Rolle hervor, die die Ein-
füh rung der „Euro-Hypothek“ für die Integration des Hypothekarkredit marktes inner halb 
der Europäi schen Gemein schaft hätte: Nicht nur die Vergabe grenzüberschrei ten der Kre-
dite, auch die Besicherung inländischer Kredite mit ausländischen Grund stücken würde 
er leich tert. Die zentrale Frage bei der rechtlichen Ausgestaltung betreffe die Akzesso rie-
tät des Sicherungs rechts. Favorisiert würde das Modell „geschwächter“ Nicht akzesso rie-
tät nach dem Vor bild der deutschen Grundschuld und des schweizerischen Schuld briefs. 
Beide Institute seien zwar im Kern nicht akzessori scher Natur, doch böten sie im Rah men 
der Sicherungs abrede die Möglichkeit, im Verhältnis inter partes die Sicherungs bezie hung 
ganz oder teilweise akzessorisch auszugestalten. Josipovic wies allerdings darauf hin, dass 
die Zukunft des nichtakzessorischen Modells seit Inkraft treten des deut schen Risiko be gren-
zungs gesetzes im Sommer 2008 nunmehr unklar sei: Mit dem Ausschluss des gut gläu bigen 
einredefreien Erwerbs von Sicherungsgrundschulden (§ 1192 Abs. 1a BGB n.F.) könne 
man sich die Frage stellen, inwiefern man noch vom nichtakzessori schen Charak ter der 
(Sicherungs-) Grundschuld sprechen könne.

Veranstaltungen

Jürgen Basedow bei seiner 

Eröffnungsansprache
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Franco Ferraris (Universität Verona) Vortrag war der internationalen Harmoni sie rung 
des Abtretungsrechts gewidmet. Ferrari konzentrierte sich dabei auf das Facto ring-
Übereinkommen von 1988 sowie auf das Zessionsübereinkommen von 2001. Er kritisierte 
am Factoring-Übereinkommen, dass dieses – ähn lich seinem Vorbild, dem CISG – von 
einem fal schen Verständnis des Verhält nisses zwischen kolli sions- und sach recht licher 
Verein heit lichung getra gen sei: Die Verfasser seien davon ausgegan gen, die beiden Har-
monisierungsansätze stünden in einem Alternativitätsverhält nis, und hätten sich des-
wegen auf die Festlegung einheitlicher sach recht licher Vor schrif ten beschränkt. Richti-
ger weise sei aber eine Harmonisierung des Kollisions rechts zusätzlich zur Vereinheitli-
chung des Sach rechts erforderlich, um einen internationalen Ent scheidungsgleich klang 
in den Punkten zu ge währ leisten, in denen die sachrechtlichen Einheitsvorschrif ten 
Lücken aufwiesen. Begrüßenswert sei hin gegen das Zessionsüberein kommen, das sach- 
und kollisions rechtliche („Mini-IPR“) Bestimmungen kombiniere. Ferrari führte noch 
weitere Beispiele für seine These an, dass die verschiedenen Instru mente zur Har moni-
sie rung des Abtretungsrechts eine Reihe sehr allgemeiner Problem fragen wider spiegeln, 
die sich bei der Vereinheitlichung des Internationalen Handels rechts in unter schied lichen 
Zu sammenhängen stellen.

Im Anschluss wandte sich Eva-Maria Kieninger 
(Universität Würzburg) der kollisions recht li-
chen Behandlung des Abtretungsrechts in der 
gemeinschaftsrechtlichen Verord nung über das 
auf vertragli che Schuld verhältnisse anzu wen den-
de Recht (VO 593/2008, „Rom I“) zu. Im Mittel-
punkt des Vortrages stand die Frage nach dem 
Regelungsinhalt des Art. 14 Abs. 1 der Ver ord-
nung, der das maßgebliche Recht für „das Ver-
hältnis zwischen Zedent und Zessionar aus der 
Übertragung der Forderung“ bestimmt. Die Vor-
schrift wirft Rätsel auf: Auf der einen Seite wollte 
der Gemeinschaftsgesetzgeber bewusst die Frage 
noch un geregelt lassen, welchem Recht die Wirkung 

der Forderungsabtre tung gegen über Dritten unterliege. Auf der anderen Seite geht aus den 
Erwägungsgründen her vor, dass Art. 14 „auch auf die dinglichen Aspekte des Vertrages 
zwischen Zedent und Zessionar“ gilt. Knüpfe man, so Kieninger, die dingliche Wirkung 
der Abtretung im Drittverhältnis und im Innen verhältnis zwischen den Abtretungsparteien 
jeweils unterschiedlich an, ergäben sich im prakti kable Folgen. Wolle man aber einen 
Gleichlauf gewährleisten und gleich zeitig auch die Entscheidung des Gesetzgebers 
respektieren, über das Drittwirkungsstatut erst später zu entscheiden, dann müsse Art. 14 so 
verstanden werden, dass er überhaupt keine Aus sage über die Anknüpfung der dinglichen 
Abtretungswirkung treffe. Die Vor schrift regele allein das Zessionsgrundstatut, also nur die 
Verpfl ichtungs ebene zwischen Zedent und Zessionar. Kieninger erläuterte ihren Standpunkt 
im Einzelnen näher und zeigte im übrigen Sympathie für den gesetzgeberischen Vorschlag, 
künftig grund sätzlich den Zedentensitz als Anknüpfungsmoment für die dingliche Wirkung 
der Abtre tung fest zu schreiben.

Jürgen Basedow überreicht den

 Referenten eine zum 

150.  Geburtstag Max Plancks 

erschiene Publikation der MPG
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In seinem Abschlussvortrag unterzog Hans-Jürgen Lwowski (Hamburg) das Projekt eines 
Europäi schen Kredit sicherungs rechts einer kritischen Würdigung aus Sicht der Praxis. 
Lwowski äußerte Zweifel, ob ein prakti sches Bedürfnis nach einheit lichen euro päi schen 
Sicherungs rechten bestehe. Er zeigte sich insbesondere gegenüber der Einfüh rung Euro-
pä i scher Mobiliar sicherheiten skeptisch. Im grenzüberschreitenden Wirtschafts ver kehr 
würden Dokumentenakkreditive die Sicherungsfunktion übernehmen, während seiner 
Ein schätzung nach die Bestellung von Sicherheiten an körperlichen Ge gen stän den keine 
wich tige Rolle spiele. Höchst bedenklich sei zudem das Erfordernis des notice fi ling, mit 
dem zu Publizitätszwecken die Belastung eines Gegenstandes mit einem Sicherungs recht 
in einem öffentlichen Register anzumelden sei. Die Vermögens verhältnisse eines Unter-
nehmers würden so für jedermann transparent, was im Einzelfall dazu führen könne, dass 
ein Unternehmer weder Waren- noch Geldkredite erhalten könne.

Das Schlusswort des Symposions sprach Ulrich Drobnig. Er hielt daran fest, dass im 
Wirt schafts ver kehr des europäischen Binnenmarktes ein echtes Bedürfnis nach einheit li chen 
Kredit sicherungs regeln bestehe. Es komme nur eine Vereinheitlichung der sach recht lichen 
Vor schriften in Betracht, die Har moni sierung der Kollisionsregeln ver möge hin ge gen ange-
sichts der komplexen rechtlichen Mehrper sonen beziehungen, die Siche rungs rechte zwangs-
läufi g mit sich führten, nicht für umfassende Rechts klarheit zu sor gen. Er hoffe, dass die 
von seiner Arbeits gruppe vorgelegten Entwürfe als Ausgangs punkt für eine sachrechtliche 
Vereinheit lichung des Europäischen Kreditsicherungs rechts dienen könn ten.

Überblick Gastvorträge 2008

Prof. Dr. Calixto Salomão Filho (Universidade de São Paulo, Brasilien), “Structural Ana-
ly sis of Corporate Law – A Developing Country Perspective„, 14.01.2008.

Prof. Adrian Briggs (University of Oxford, UK), “Brussels Jurisdiction and Common Law 
Juris diction: understanding and misunderstanding what courts may be asked to do„, 
04.02.2008.

Prof. Hiroshi Oda (University of London, University College / College d‘Europe, Brugge), 
“Hostile Takeovers and Defensive Measures in Japan„, 25.02.2008.

Prof. Dr. LU Song (Director, Institute of International Law, China Foreign Affairs Univer-
si ty), “Introduction to the New Confl ict Rules for Foreign-related Contracts in China 
– Judicial Interpretation by the Chinese Supreme Court”, 31.03.2008.

Prof. Dr. Joseph Thomson (Scottish Law Commission, Edinburgh), “Some Thoughts 
about Loss“, 14.04.2008.

Sir Christopher Bellamy QC, “What next on private enforcement of EU/competition 
law?“, 23.06.2008.

Prof. Erik Røsæg (University of Oslo) im Rahmen der „Hamburg Lectures”, “The Athens 
Convention on Passenger Liability and the EU”, 25.08.2008.

Prof. Frank Smeele (Erasmus University Rotterdam) im Rahmen der „Hamburg Lectures“  
“Inter national Civil Litigation and the Pollution of the Marine Environment”, 
22.09.2008.

Prof. Carlos Esplugues Mota (University of Valencia) im Rahmen der „Hamburg Lectures“, 
“Recent Developments in International Maritime Arbitration”, 01.10.2008.

Veranstaltungen
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Forschungskooperationen 

Kooperation mit der University of Oxford

Seit dem Sommer 2007 besteht eine Vereinbarung über eine wissenschaft liche Kooperation 
zwischen dem Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht und 
der University of Oxford.

Im Rahmen des Austauschprogramms erhält ein Doktorand oder wissenschaft li cher 
Mitarbeiter des Instituts die Möglichkeit, ein Jahr lang an der juristischen Fakultät eigen-
ständige Forschun gen zu betreiben. Der Austausch wird von Oxforder Seite durch das Institute 
of European and Comparative Law (Prof. Stefan Vogenauer) betreut. Zu sätzlich wird das 
Austauschprogramm durch das St. Catherine’s College, Oxford, unter stützt. Im Gegenzug 
werden Graduierte und Fakultätsmitglieder aus Oxford zu Forschungs zwecken an das 
Hamburger Institut kommen. Koordinator auf Hamburger Seite ist Reinhard Zimmermann.

Ein Jahr in Oxford
Walter Doralt als erster Max-Planck-Fellow am Institute of European and Comparative Law.

Als ich im Frühjahr 2007 von der Möglichkeit erfuhr, das Jahr 2007/2008 in Oxford zu verbringen, 

war ich sofort interessiert. Das neue Austauschprogramm schien eine wunder bare Gelegenheit, um in 

das englische Rechtssystem vor Ort einzutauchen, neue Kollegen kennen zulernen, eine ganz andere 

Rechtskultur erleben zu können. Ein wenig unsicher war ich dennoch, ob ich mich in Oxford, wo ich 

davor noch nie gewesen war, wohl fühlen würde. Alle Zweifel verfl ogen schnell nach der Ankunft: 

Die Mischung Oxfords hatte mich sofort fasziniert. Die Stadt ist zwar klein, aber so pulsierend, 

vielseitig und international, dass die Vorteile einer Großstadt in weiten Teilen auch vorhanden sind.

Die Universität bot zahlreiche, für mich fremde Eindrücke: Eine völlig andere Heran gehens weise 

an den Unterricht (für die handverlesenen Studenten gibt es mehrmals pro Woche Unter richt zu zweit), 

die Möglichkeit zu intensivem, informellen Austausch auf Fakultäts ebene, alles in einem Umfeld 

des Strebens nach Qualität und akademischer Spitzenleistung. Ein Unterschied hatte mich besonders 

überrascht, weil er Dynamik, Vielfalt und damit auch Qualität steigert: Gemeint ist die Internationalität 

der Fakultät, die wie selbstverständlich auch bei den Juristen gege ben ist. Selbstverständlich ist sie 

aber – jedenfalls in Kontinentaleuropa – bei Juristen keines wegs. So kamen etwa bei den Juristen 

Fakultätsmitglieder aus Deutschland, Österreich, Schweden, Spanien, Frankreich, Süd-Afrika, 

Australien, Polen. Viele hatten ihre Ausbildung auch in diesen Ländern absolviert.

Inhaltlich konnte ich weitgehend meinen eigenen Interessen und Arbeiten nachgehen. Neben 

ein paar kleineren Publikationen wollte ich vor allem mit dem englischen Recht vertrauter 

werden. Daher nutzte ich die Gelegenheit, verschiedene Vortrags- und Seminarveranstaltungen 

zu besuchen. Die Anbindung am Institut und im St. Catherines College war dafür unglaublich 

wertvoll. Als Institutsmitglied und senior common room member in meinem College durfte ich 

das Universitätsgeschehen „von innen“ erleben. Hin und wieder waren damit kleinere Aufgaben 

verbunden, die aber durchwegs lehrreiche Erfahrungen für ein besseres Verständnis der Universität 

und ihrer Abläufe waren. In meinem College wurde ich etwa gebeten, die Auswahlgespräche 

mit den Bewerbern des undergraduate Programms des nächsten Jahres mitzuführen, oder eine 

rechtsvergleichende Lehrveranstaltung mit einer Kollegin zu halten. 

Die Zeit in Oxford war eine große Bereicherung, eine Horizonterweiterung und ein Anfangspunkt 

für eine wohl dauerhafte Auseinandersetzung mit dem Rechtssystem Englands.
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Forschungskooperationen

Kooperation mit der University of Cambridge

Bereits seit 2004 besteht eine Kooperation des Instituts mit der University of Cambridge. 
Jährlich können zwei Institutsmitarbeiter jeweils einen term (8 Wochen) zu Forschungs-
zwecken an der juristischen Fakultät verbringen. Die Teil nehmer des Aus tausches werden je 
nach fachlichem Interesse einem der an der juristischen Fakultät bestehen den Forschungs-
zentren (IPR, Europarecht und Rechtsvergleichung, Gesellschaftsrecht) zugeord net und 
von diesem betreut. Weiterer Kooperationspartner ist das Wolfson College. In glei chem 
zeit lichem Umfang gewährt das Hambur ger Institut Rechts wissenschaft lern der University 
of Cambridge stipendierte Forschungs aufenthalte.

Koordina toren des Austauschprogramms sind Prof. John Bell – bis 2006 Direktor des 
Centres for European Legal Studies in Cambridge – und Reinhard Zimmermann.

Aufenthalt in Cambridge
Christoph Kumpan und Rainer Kulms forschen als Gäste an der University of Cambridge

Im Jahr 2008 hatten im Frühjahr Rainer Kulms und im Herbst Christoph Kumpan jeweils die Ge-

legen heit, je einen term an der University of Cambridge zu verbringen, um sich dort ihren For-

schun gen zu widmen. Aufgrund ihrer fachlichen Ausrichtung vor allem auf das Gesellschafts recht 

schlossen sie sich schwerpunktmäßig dem Center for Corporate and Commercial Law an. Neben 

den Veranstaltungen des Centres besuchten sie auch die wöchentlichen Seminare des Centre for 

European Legal Studies (CELS); außerdem hatten sie die Möglichkeit, an den Vorlesungen der Law 

Faculty teilzunehmen sowie die Einrichtungen benachbarter Fakultäten zu nutzen. Von besonderer 

Bedeutung war aber vor allem der persönliche Austausch mit den dortigen Wissenschaftlern.

 Für die beiden Referenten war der Austausch außerordentlich nutzbringend für ihre jeweiligen 

Forschungsprojekte. Die Gesellschaftsrechtler der University of Cambridge gehören zu den füh-

renden Wissenschaftlern ihres Fachs im Vereinigten Königreich, und die Möglichkeit des per sön-

lichen Gedankenaustauschs mit ihnen hat die Forschungsarbeit der beiden Referenten sehr be fruch-

tet. So konnten sie die vielfältigen neuen wirtschaftsrechtlichen Entwicklungen im Vereinigten 

Königreich aber auch auf europäischer Ebene mit ihren englischen Kollegen diskutieren und so 

ihr Verständnis des englischen Rechts vertiefen, Anregungen in Bezug auf funktional äqui va lente 

Regelungen in Deutschland erhalten sowie Ergebnisse der eigenen Forschungsprojekte vor stel len 

und in gemeinsamen Diskussionen kritisch überprüfen. Die gewonnenen Erkenntnisse haben sich 

zum Teil bereits in einigen voraussichtlich 2009 erscheinenden Publikationen niedergeschlagen.

Während des Aufenthaltes in Cambridge waren die beiden Referenten im Wolfson College 

untergebracht, das eine sehr angenehme Unterkunft bot und sich sehr um die beiden Referenten 

bemühte. So hatten diese die Gelegenheit, auch das Leben im College und die damit verbundenen 

Traditionen kennen zu lernen und so ein tieferes Verständnis für die englische Kultur und damit 

auch für das englische Recht zu gewinnen.

Insgesamt war der Aufenthalt in Cambridge für beide Referenten eine große Bereicherung, die 

zu einer engeren Zusammenarbeit mit den englischen Kollegen sowie einem grundlegenderen Ver-

ständ nis des englischen Rechts geführt hat.
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Kooperationsvertrag mit der juristischen Fakultät der Universität Kyoto

Im September des Berichtsjahres haben das Max-Planck-Institut und die Juristische Fakul-
tät der Universität Kyoto mit einem Kooperationsvertrag den akademischen Aus tausch 
zwischen beiden Institutionen besiegelt. Damit wird die bereits seit Jahrzehnten beste hen-
de enge wissenschaftliche Verbindung zwischen dem Institut und der japa ni schen Spitzen-
uni versität auf eine offi zielle Ebene gehoben. Zur Unterzeichnung waren Klaus J. Hopt und 
Harald Baum nach Kyoto gereist, wo Hopt aus Anlass der Unter zeich nung auf Einladung 
der Fakultät einen gesellschafts rechtlichen Vortrag hielt. Baum nahm an schließend an dem 
japanisch-deutschen Symposium „Markt und Staat in einer glo ba li sierten Wirtschaft“ teil, 
an dessen Ausrichtung Mitglieder der Fakultät maßgeblichen Anteil hatten. 

Ziele der Kooperation sind der regelmäßige Austausch von Wissenschaftlern, ins be-
sondere Nachwuchswissenschaftlern, die an den beiden Institutionen tätig sind, und eine 
Intensivierung der projektbezogenen Zusammenarbeit. Die Gastwissen schaftler genießen 
jeweils völlige Forschungsfreiheit an dem gastgebenden Partner institut, sind aber 

eingeladen, an dessen akademischen Leben teilzunehmen. Nach Vereinbarungen mit 
den Uni versitäten Cambridge und Oxford ist dies die dritte große Kooperation mit einer 
Elite uni ver sität für das Max-Planck-Institut. Auch für die japanische Partnerinstitution 
ist die Ver einbarung von herausgehobener Bedeutung. Für die Koordinierung des 
Austausches ist auf deutscher Seite Harald Baum und auf japanischer Frau Prof. 
Maki Saito ver ant wortlich, die zuvor zwei Jahre als Gastwissen schaftlerin am Institut 
geforscht hat.

Die Universität Kyoto gehört zu den japanischen Spitzenuniversitäten. Ihre 
Juristische Fakultät hat seit langem ein großes Interesse am deutschen Recht bekundet, 
das an den Ein fl uss anknüpft, den dieses auf die Ausgestaltung vor allem des modernen 
japanischen Zivil rechts seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert  hatte. Angesichts der 
vielerorts auch in Japan zu beobachtenden Hinwendung zum US-amerikanischen Recht 
kommt dem an dauernden Interesse in Kyoto am deutschen und anderen europäischen 
Rechten eine besondere Bedeutung zu.  Diese rechtsvergleichende Ausrichtung gilt 

es, bestmöglichst zu unter stützen und insbesondere der jüngeren Generation 
japanischer Rechts wissenschaft ler auf Dauer eine Anlaufstelle mit attraktiven 
Forschungsmöglichkeiten zu bieten, von der aus sie sich das deutsche und das 
europäische Recht erschließen können.

Das Japan-Referat des Instituts ist eine der wenigen Einrichtungen in Europa, an 
denen systematisch Rechtsvergleichung mit Japan betrieben wird. Dort wird seit 1996 
die einzige regelmäßig erscheinende Zeitschrift zum japanischen Recht in westlichen 
Sprachen herausgebracht. Das Institut verspricht sich aus der Kooperation wichtige 

Impulse für seine Japan bezogene Forschungsarbeit insbesondere in den Bereichen des 
Zivilrechts wie des Handels-, Gesellschafts- und Kapitalmarktrechts. Japan ist nach 
wie vor die zweitgrößte Wirtschaftsmacht der Welt und steht in vielfacher Hinsicht vor 
ähnlichen Herausforderungen wie Deutschland.

Der Kooperationsvertrag zwischen 

der Juristischen Fakultät der 

Universtität Kyoto und dem Max-

Planck-Institut ist besiegelt 

Universität Kyoto



113

Stipendien an ausländische Gastwissenschaftler

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht bietet eine 
begrenzte Zahl von Forschungsstipendien für ausländische Wissenschaftlerinnen und 
Wissen schaftler an. Die Stipendien werden von der Max-Planck-Gesellschaft fi nanziert 
und dienen dazu, Forschungsaufenthalte am Institut zu unterstützen. Die Dauer dieser 
Stipen dien beträgt üblicherweise zwei bis vier Monate. Das Stipendienprogramm dient dem 
Aus bau der internationalen Zusammenarbeit, die für ein rechtsvergleichend forschendes 
Institut unerlässlich ist.

Im Jahr 2008 haben insgesamt 71 Stipendiatinnen und Stipendiaten für jeweils 
einige Monate am Institut geforscht. 39 von ihnen kamen aus europäischen Ländern. 
Einen Schwerpunkt der Forschung bildete wie im letzten Jahr die Kooperation mit den 
Ländern Südosteuropas im Bereich der dortigen Reformvorhaben. Im Übrigen haben die 
europäischen Stipendiaten zum Beispiel zu folgenden Themen geforscht: Harmonisierung 
des europäischen Privat-, Kollisions- und Verfahrensrechts, Rechtsvergleichung zwischen 
ihren Heimatrechtsordnungen und maßgebenden Rechtsordnungen der europäischen 
Union und Untersuchung bilateraler Rechtsfragen. 

Von den Stipendiaten aus Asien und Lateinamerika, die auch eine kleinere Gruppe der 
Gesamt stipendiaten stellen, wurde vor allem im Bereich des internationalen Schuld- und 
Handelsrechts  geforscht.

Die kleinste Gruppe der Stipendiaten stellten wie auch in den letzten Jahren diejenigen 
Forscher aus Afrika. Ein Schwerpunkt ihrer Tätigkeit lag im Bereich der lokalen 
Rechtsordnungen im südlichen Afrika.

Bibliotheksgäste

Schließlich pfl egt und erweitert das Institut sein Kontaktnetz zu in- und ausländischen Wis-
sen schaft lern und Universitäten durch die Nutzungs möglichkeiten der Institutsbibliothek. 
Die Bibliothek begrüßt jedes Jahr zahlreiche Dauergäste mit mehrwöchiger Zu las sung 
und Kurzbesucher aus dem In- und Ausland. Die Bibliothek selbst sowie die Gäste be auf-
tragten des Instituts Jan Peter Schmidt und Imen Gallala vermitteln den Kontakt zu den 
Institutsmitarbeitern, insbesondere den je wei ligen Länderreferenten.
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Nachwuchsförderung

Wissenschaftliche Qualifi kationen

Abgeschlossene Habilitationen
Metzger, Axel, Allgemeine Rechtsgrundsätze im Europäischen Privatrecht.
Roth, Markus, Private Altersvorsorge – Eine Gesamtschau des Betriebsrentenrechts und des 

Rechts der individuellen Vorsorge.
Wurmnest, Wolfgang, Marktmacht und Verdrängungsmissbrauch: Eine rechtsvergleichende 

Neubestimmung des Verhältnisses von Recht und Ökonomik in der deutschen und 
europäischen Missbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Unternehmen.

Habilitationsvorhaben
Dutta, Anatol, Postmortale Vermögensbindung.
Fleckner, Andreas M., Handeln für fremde Rechnung.
Heinze, Christian, Europäisches Privatrecht und nationales Sanktionsrecht.
Hellwege, Phillip, Allgemeine Geschäftsbedingungen, einseitig gestellte Vertrags be din gun-

gen und die allgemeine Rechtsgeschäftslehre. Eine historisch-vergleichende Stu die.
Kleinschmidt, Jens, Delegation von Privatautonomie auf Dritte.
Kumpan, Christoph, Die Regelung von Interessenkonfl ikten im Deutschen Privatrecht.
Leyens, Patrick C., Informationsintermediäre des Kapitalmarkts.
Meier, Sonja, Gesamtschulden in rechtshistorischer und rechtsvergleichender Perspektive.
Rehm, Gebhard, Rechtsnormexport.
Rösler, Hannes, Justizstrukturen in den USA und der EU.
Rühl, Giesela, Ökonomische Analyse des Internationalen Privatrechts.
Yassari, Nadjma, Vermögensverfügungen unter Lebenden und von Todes wegen in aus ge-

wählten mittelöstlichen Rechtsordnungen.

Abgeschlossene Dissertationen
Böger, Ole, System der vorteilsorientierten Haftung im Vertrag.
Fleckner, Andreas M., Antike Kapitalvereinigungen.
Hawellek, Jeronimo, Subrogation und Legalzession.
Hellgardt, Alexander, Kapitalmarktdeliktsrecht.
Steinbrück, Ben, Die Unterstützung ausländischer Schiedsverfahren durch staatliche 

Gerichte.
Trillmich, Philip, Klauselkontrolle nach spanischem Recht – im Vergleich mit der Klausel-

richt linie 93/13/EWG [Nachmeldung: 2007].
Troge, Thorsten, Staatsangehörigkeitsprinzip im IPR und europarechtliches Diskrimi nie-

rungsverbot.

Promotionsvorhaben
Andresen, Jan-Eike, Die Deutsche Schiffsfi nanzierung und der US-amerikanische Oil 

Pollution Act.
Annoff, Daniel, Risikomanagement im Gesellschafts- und Aufsichtsrecht.
Bischoff, Jan Asmus, Die Europäische Gemeinschaft und die Abkommen des einheitlichen 

Privat rechts.
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Buchner, Jenny, Unionsbürgerschaft und Internationales Privatrecht.
Brandt, Ella Verena (geb. Schub), Sachverhaltsaufklärung im englischen und deutschen Zivil-

prozess. Könnte das System der englischen Disclosure als Vorbild für den deut schen Zivil-
pro zess dienen?

Bruder, Florian, Die Entwicklung der Arzneimittelhaftung.
Deckert, Katrin, Der öffentliche Vertrieb von Wertpapieren im europäischen, französischen und 

deutschen Recht.
Eidtmann, Kristin, Entfl echtungsmaßnahmen in der Energiewirtschaft.
Eimer, Martin, Rechtsprobleme der Bergrettung.
Flohr, Martin, Elemente des Dogmatischen im englischen Rechtsdenken der Gegenwart.
Gherdane, David, Clearing und Settlement von Wertpapiertransaktionen.
Hauck, Judith, Strukturelle Abwehrmaßnahmen gegen öffentliche Übernahmeangebote nach 

deutschem, belgischem und französischem Recht. 
Herrler, Sebastian, Testamentsauslegung/-anfechtung im englischen, französischen und 

deutschen Recht.
Liebrecht, Johannes, Kategorienwandel in der rechtshistorischen Germanistik im früheren 20. 

Jahrhundert.
Lüttringhaus, Jan D., Das Internationale Privatrecht der Nichtdiskriminierung.
Maurer, Tobias (geb. Gleissner), Schuldübernahme in rechtsvergleichender Perspektive.
Massing, Dominik, Internationales Kartelldeliktsrecht nach Rom II.
Mittermeier, Martin, Empty voting – Interessenkonfl ikte bei der Stimmrechtsausübung in der 

Aktiengesellschaft.
Moser, Dominik, Konzepte der Offenkundigkeit der Stellvertretung im deutschen und eng li -

schen Recht und in den internationalen Modellregelungen.
Müller, Eva, Herrschaft der toten Hand? Das Institut der Nacherbschaft in rechtsvergleichen der 

Perspektive.
Ostrovska, Kateryna, Schutz des Markenrechtsinhabers nach ukrainischem und deutschem 

Recht unter Berücksichtigung der Entwicklungen in der Russischen Föderation.
Pluta, Max, Insolvenzaufrechnung und der Grundsatz der par conditio creditorum.
Schmidt, Jan Peter, Grundfragen der Zivilrechtskodifi kation – Eine historisch-vergleichende 

Untersuchung zum neuen brasilianischen Zivilgesetzbuch (2002).
Schmiedel, Liane, Die Stellung des überlebenden Ehegatten im gesetzlichen Erbrecht. Eine 

Suche nach dem angemessenen Interessenausgleich – rechtsvergleichende Betrachtung 
des niederländischen und deutschen Erbrechts.

Schwarz, Simon, Das Haager Übereinkommen über die auf bestimmte Rechte in Bezug auf 
intermediär-verwahrte Wertpapiere anzuwendende Rechtsordnung vom 13. De zem ber 
2002.

Schwittek, Eva, Internationales Gesellschaftsrecht in Japan.
Trautmann, Clemens, Europäisches Kollisionsrecht und ausländisches Recht im nationalen 

Zivil verfahren.
Trümper, Tjard-Niklas, Rechtsprobleme des Schiffskaufs.
Wendenburg, Felix, Vertragsgerechtigkeit in der Mediation.
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Promotionsvorhaben IMPRS
Anweiler, Anne-Kristin, Laboratory Experiments on Turbulence Mediated Air-Sea Ex change 

Processes.
Becker-Weinberg, Vasco, Joint development agreements of offshore hydrocarbon deposits.
Bredehöft, Sirid, Police Law on Sea.
Chen, Chen-Ju, Fischery Subsidies under International Law.
Damar, Duygu, Wilful Misconduct in International Transport Law: A Comparative Study.
Egler, Philipp, Maritime Disputes under the Brussels I Regulation.
Engels , Urs, The Compliance Regime of the IMO Convention on Safe and Environmentally 

Sound Recycling of Ships.
Genova, Nikolinka, Climate Change and Pesticides Externalities.
Huang, Yuna, Pure Economic loss in Compensation of Oil Pollution Damages from Ships.
Liebich, Viola, Invasive Species with Special Focus on Species Adaptability.
Liu, Hongyan, Liner Conferences in Competition Law: A Comparative Analysis of the Euro-

pean and Chinese Law.
Mai, Carolin, Atmospheric Deposition of Organic Contaminants to the North Sea .
Mudric, Miso, The Law of Salvage and Marine Pollution.
Patnaik, Vaneeta, Protection and Indemnity Clubs – Assessment of Adequacy and the Proce-

dure of Payment.
Rösel, Anja, Measurement of the Distribution of the Melt Pond Areas on the Arctic Sea Ice 

with Opti cal Satellite Data.
Sparka, Felix, Jurisdiction and Arbitration Clauses in Maritime Transport Documents: A 

Com pa rative Analysis.
Wang, Runyu, Protection of Arctic Environment-Interplay International and National Law.
Weidemann, Lilly, A legal regime for environmental protection in the Arctic.
Stemmler, Irene, Modelling the Fate of Anthropogenic Organohalogen Pollutants in the Ma-

rine Environment.
Weseloh, Annika, Modelling Fish Larvae Dynamics (Fam. Clupeidae) in an Up Welling Area 

off the Vietnamese Coast in the South China Sea.

Entwicklung ehemaliger Habilitanden

Abgeschlossene Habilitationen
Baetge, Dietmar, Habilitation 2007, Thema: Globalisierung des Wettbewerbsrechts – Eine 

inter nationale Wettbewerbsordnung zwischen Kartell und Welt handelsrecht, Prof. 
Hanse-Universität Rostock.

Baum, Harald, Habilitation 2004, Thema: Sammelhabilitation (Schwerpunkte: Deutsches 
und Europäisches Kapitalmarkt- und Wirtschaftsrecht, Japanisches Recht), 
Privatdozent Universität Hamburg 2004.

Becker, Michael, Habilitation 1996, Thema: Verwaltungskontrolle durch Gesell schafter-
rechte, Prof. Technische Universität Dresden 1998.

Donath, Roland, Habilitation 1995, Thema: Erbrecht und Erbschafts steuer, Prof. 
Universität Halle 1995, † 1998.

Ehricke, Ulrich, Habilitation 1997, Thema: Das abhängige Konzernunter nehmen in der 
Insolvenz, Prof. Universität Bremen 1999, Universität Köln 2003.
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Ellger, Reinhard, Habilitation 2000, Thema: Bereicherung durch Eingriff, Privatdozent 
Universität Hamburg 2000. 

Engel, Christoph, Habilitation 1992, Thema: Planungssicherheit für Unter nehmen durch 
Ver waltungsakt, Prof. Universität Osnabrück 1992, Direktor am MPI zur Er for schung 
von Gemeinschaftsgütern 2003.

Haar, Brigitte, Habilitation 2004, Thema: Das Konzernrecht der Personengesellschaften, 
Prof. Universität Frankfurt a.M. 2004.

von  Hein, Jan, Habilitation 2007, Thema: Die Rezeption US-amerikanischen Gesellschafts-
rechts in Deutschland, Prof. Universität Trier 2007.

von Hippel, Thomas, Habilitation 2006, Thema: Grundprobleme von Nonprofi t-Orga ni sa-
tionen, Vertretungsprof. Universität Hamburg 2006, Uni ver si tät Heidelberg 2006/07, 
TU Dresden 2007, Universität Bochum 2007.

Jansen, Nils, Habilitation 2002, Thema: Die Struktur des Haftungsrechts, Prof. Universität 
Augsburg 2002, Prof. Universität Düs seldorf 2003, Prof. Universtität Münster 2006.

Kieninger, Eva-Maria, Habilitation 2001, Thema: Institutioneller Wettbe werb und 
Binnenmarktziel, Prof. Universität Würzburg 2001.

Kulms, Rainer, Habilitation 1999, Thema: Schuldrechtliche Organisationsverträge in der 
Unternehmenskooperation.

Martiny, Dieter, Habilitation 1995, Thema: Unterhaltsrang und Unterhalts rückgriff, Prof. 
Universität Frankfurt/Oder 1996.

Merkt, Hanno, Habilitation 2000, Thema: Unternehmenspublizität, Prof. Bucerius Law 
School 2000, Universität Frei burg/Brsg. 2003.

Metzger, Axel, Habilitation 2008, Thema: Allgemeine Rechtsgrundsätze im Europäischen 
Privat recht, Prof. Universität Hannover.

Remien, Oliver, Habilitation 2000, Thema: Zwingendes Vertragsrecht und Grundfreiheiten 
des EG-Vertrages, Prof. Universität Würzburg 2001.

Wenckstern, Manfred, Habilitation 1994, Thema: Die Immunität interna tionaler Orga ni sa tio-
nen, Notar in Hamburg.

Berufungen ohne Habilitation
Bälz, Moritz, Prof. für Japanisches Recht, Universität Frankfurt am Main 2008. 
Kleinheisterkamp, Jan, Lecturer in Law, Department of Law, London School of Economics  

2008.
Leyens, Patrick C., Jun.-Prof. Universität Hamburg 2007.
Michaels, Ralf, Prof. Duke University 2002.
Pistor, Katharina, Prof. Harvard 2000, Prof. Columbia New York 2001.
Scherpe, Jens, Temporary Fellow, Trinity College, Cambridge 2005-2006; Gonville and 

Caius College, Cambridge 2006; University Lecturer in Law, University of Cambridge 
2007.

Schweitzer, Heike, Prof. European University Institute (EUI) Florenz 2006.
Vogenauer, Stefan, Prof. University of Oxford 2003.
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Interne Veranstaltungen
Wissenschaftliches Konzil am Institut
Ole Böger, Gewinnhaftung und verwandte Haftungsformen im Vertrag, 28.01.2008.
Imen Gallala, Die Reform des Familienrechts in den nordafrikanischen Ländern, 

28.01.2008.
Anatol Dutta, Amtshaftung bei bewaffneten Auslandseinsätzen deutscher Streitkräfte – Indi-

vi dual  ansprüche wegen Völkerrechtsverstößen nach nationalem Recht, 12.03.2008.
Alexander Hellgardt, Kapitalmarktdeliktsrecht, 16.05.2008.
Christian Heinze, EG-Vertrag und Zivilprozess, 08.09.2008.
Andreas M. Fleckner, Die kulturgeschichtliche Dimension vertikaler Rechtsvergleichung, 

20.10.2008.

„Aktuelle Stunde“ (wöchentlicher Mitarbeiter- und Gästeworkshop der Arbeitsgruppe Zimmermann)

Andreas M. Fleckner (MPI), Anfechtung und Drittschadensliquidation, 10.01.2008.
Martin Eimer (Düsseldorf), Deliktische Schadensersatzansprüche von Bergrettern wegen 

bei der Rettung erlittener Schäden, 17.01.2008.
Dr. Daniel Schwander (Zürich), Das Zürcher Handelsgericht und die branchenspezifi sche 

Zusammensetzung seines Spruchkörpers: Herkunft – Praxis – Kritik, 24.01.2008.
Vanessa Mak (MPI), Review of the Consumer Acquis – Towards Maximum Harmonisation, 

31.01.2008.
Markus Roth (MPI), Der Schutz Hochbetagter und die Teilnahme Geschäftsunfähiger am 

Rechtsverkehr, 07.02.2008.
Sebastian Martens (MPI), Die dogmatischen Folgen des § 358 IV 3 BGB in der Insolvenz 

des Verbrauchers – Gesetzliches Rosinenpicken?, 14.02.2008.
Dr. Marc Weber (Zürich), Haftung für Eingriffe in absolute Rechte, 20.02.2008.
Jan Peter Schmidt (MPI), Nutzen und Gefahren von Generalklauseln, 28.02.2008.
Martin Illmer (MPI), Das Erfordernis des Inverkehrbringens des Produkts in Art. 5 Abs. 1 

Rom II-Verordnung, 06.03.2008.
Sebastian Herrler (Regensburg), Ergänzende Testamentsauslegung und Formerfordernis, 

13.03.2008.
Prof. Kenneth Reid (Edinburgh), Parking Cars and Implying Rights: a Navigation round 

Moncrieff v Jamieson [2007] UKHL 42, 20.03.2008.
Prof. Peter Kutner (Oklahoma), What is Truth? True Suspects and False Defamation, 

27.03.2008.
Johannes Liebrecht (MPI), Die Rolle des Naturrechts in der privatrechtlichen 

Dogmengeschichte, 03.04.2008.
Prof. Marius de Waal (Stellenbosch), Real Subrogation: An Obstacle to a Proper European 

Trust?, 10.04.2008.
Prof. Kjell Modéer (Lund), Das historische Argument und seine rechtliche Entwicklung, 

18.04.2008.
Markus Roth (MPI), Die Teilnahme Minderjähriger am Rechtsverkehr in historischer und 

vergleichender Perspektive, 24.04.2008.
Phillip Hellwege (MPI), Der Begriff der Unwirksamkeit in den europäischen Privatrechten, 

29.04.2008.
Mr. Justice Fritz Brand (Supreme Court of Appeal, South Africa), The Impact of the South 

African Constitution on the Role of Good Faith, Equity and Fairness in the Law of 
Contract, 08.05.2008.
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Prof. Jane Stapleton (Canberra), Choosing what we Mean by “Causation” in the Law, 
15.05.2008.

Prof. Dr. Christian Bumke (BLS), Verfassungsrechtliche Direktiven für die Ausgestaltung 
der Vertragsfreiheit, 22.05.2008.

Dominik Moser (MPI), Unmittelbare Rechtsbeziehungen zwischen Geschäftsgegner und 
Prinzipal bei der mittelbaren Stellvertretung: Die Regelung der PECL, 29.05.2008.

Dr. Birke Häcker (Oxford), Der gutgläubige Erwerb im englischen Recht: Gestern, heute, 
morgen?, 06.06.2008.

Prof. Dr. Martin Häublein (Berlin), Schutz des redlichen Verwenders von AGB vor dem 
Verbot der geltungserhaltenden Reduktion, 12.06.2008.

Alexander Hellgardt (MPI), Produkthaftung für inhaltliche Fehler in Büchern, 19.06.2008.
Matthew Dyson (Cambridge), Perseverare Diabolicum: The Spanish Criminal Code’s 

Regulation of Tort Law since 1848, 26.06.2008.
Stijn Damminga (Nijmegen), Underlying Principles in Three Party Situations of Unjustifi ed 

Enrichment, 03.07.2008.
Prof. Dr. Wojciech Dajczak (Poznan), Römisches Recht in Polen, 10.07.2008.
Jan-Eike Andresen (MPI), Schifffahrt und Haftung für Ölschäden: Eine Einführung unter 

besonderer Berücksichtigung der Finanzierungsinstitute sowie des US Oil Pollution 
Act, 17.07.2008.

Prof. James Gordley (Tulane), The Origins of Sale in Roman Law, 24.07.2008.
Johannes Liebrecht (MPI), Fritz Kern und das „gute alte Recht“, 28.08.2008.
Prof. Dr. Detlef Leenen (Berlin), Willenserklärung und Rechtsgeschäft in der Regelungs-

tech nik des BGB, 04.09.2008.
Thomas Führich (MPI), Minderung des Flugpreises im System des internationalen Luft-

be förderungsrechts, 11.09.2008.
Jens Kleinschmidt (MPI), Leistungsbestimmung durch Dritte und erbrechtliches Dritt -

bestimmungs verbot, 18.09.2008.
Florian Bruder (MPI), Haftung für Entwicklungsrisiken bei Arzneimitteln, 24.09.2008.
Andreas M. Fleckner (MPI), Handeln in eigenem Namen für fremde Rechnung: Umgehung 

oder Ergänzung?, 02.10.2008.
Sonja Meier (MPI), Die Konkurrenz von Mängelbeseitigungsansprüchen gegen Vor- und 

Nach unternehmer – BGHZ 155, 265, 09.10.2008.
Dr. Andrew Steven (Edinburgh), Lien: Lessons from Scotland?, 16.10.2008.
Prof. Peter Watts (Auckland), Is There a Tort of Refusing to Contract in the Common Law 

of the Commonwealth?, 21.10.2008.
Phillip Hellwege (MPI), § 305 Abs. 2 Nr. 2 BGB und die allgemeine Rechtsgeschäftslehre, 

30.10.2008.
Martin Illmer (MPI), Zivilrechtliche Haftung für den Bruch von Schieds- und Gerichts-

stands vereinbarungen, 06.11.2008.
Ben Steinbrück (MPI), Bankenhaftung bei kommunalen Zinsswapgeschäften, 13.11. 2008.
Liane Schmiedel (MPI), Zeitgemäßes Pfl ichtteilsrecht – Betrachtungen zu den Grundlagen 

des Pfl ichtteilsrechts unter Berücksichtigung soziologischer und rechtsvergleichender 
Erkenntnisse, 18.11.2008.

Daniel Annoff (MPI), Die mangelhafte Sacheinlage, 27.11.2008.
Prof. Tom Bennett (Cape Town), Legal Pluralism in Southern Africa, 04.12.2008.
Prof. Stefan Vogenauer (Oxford), Die Kündigung von Verträgen auf unbestimmte Zeit 

sowie die Regeln über „obligations de résultat“ und „obligations de moyens“ in den 
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UNIDROIT Principles, 11.12.2008.
Prof. Dr. Norbert Reich (Florenz), Der Kommissionsvorschlag einer neuen Verbraucher-

rechte-Richtlinie vom 8.10.2008, 18.12.2008.

Treffen Team Hopt
Markus Roth, Empfehlen sich besondere Regelungen für börsennotierte und geschlossene 

Gesellschaften?, 02.6.2008.
Brigitte Haar, Law & Finance, 18.07.2008.
Heike Schweitzer, Der „more economic approach“ im EU-Wettbewerbsrecht, 

29.08.2008.
Daniel Annoff, Material Adverse Change-Klauseln, 17.11.2008.
Patrick C. Leyens, Reform der Einlagensicherung und Anlegerentschädigung, 18.12.2008.

„Club Mittelweg“
Jan Peter Schmidt (MPI), Anerkennung außereuropäischer Urteile in Deutschland – Probleme 

bei der Anwendung des Spiegelbildprinzips, 19.03.2008.
Gotscha Giorgidse (Universität Hamburg), Die Anwendung von § 39 InsO auf Aus lands ge-

sell schaften nach dem MoMiG, 30.07.2008.
Marina Tamm (Universität Rostock), Aktuelle Entwicklungen im deutschen Arzthaf-

tungs recht unter Bezugnahme auf Entwicklungen in anderen europäischen Ländern, 
10.09.2008.

Marjan Heydari (Universität Hamburg), Der ordre public im deutschen und iranischen Inter-
nationalen Privatrecht, 17.09.2008.

Alexandre Saydé (European University Institute, Florenz), Transsexuals are not Opportu nists: 
Regulatory Incentives, Opportunism and Abuse of Community Law, 08.12.2008.

„GUS-Runde“
Zurab Chechelashvili, Vertragsrecht der GUS-Staaten. Rechtsvergleichende Aspekte, 

11.01.2008.
Jan Peter Schmidt, Charakteristika des neuen brasilianischen Zivilgesetzbuchs, 

14.03.2008.
Eugenia Kurzynsky-Singer, Neukodifi zierung des Zivilrechts – die Erfahrungen Brasiliens 

und Russlands im Vergleich (Gemeinsam mit Jan Schmidt / Arbeitskreis Lateinamerika), 
14.03.2008. 

Svetlana Koslova, Rechtliche Rahmenbedingungen für die Förderung der Bodenschätze, 
insbesondere der Kohlenwasserstoffe, in der Russischen Föderation, 25.04.2008.

Rati Bregadze, Reform der georgischen Verfassung nach der Rosenrevolution, 11.07.2008.
Anton Asoskov, Договорные отношения в российском международном частном праве 

(Vertragsbeziehungen im russischen IPR), 13.06.2008. 
Dmitrij Mazein, Культурные ценности в праве России (Kulturgüter im russischen Recht), 

20.06.2008.
Dmitry Marenkov, Ausländische Investitionen in sog. strategische Branchen in Russland: 

Neuer gesetzlicher Rahmen und erste praktische Erfahrungen, 14.11.2008.
Dmitrij Mazein, Регулирование вывоза культурных ценностей из Российской 

Федерации (Regelung der Ausfuhr von Kulturgütern aus der Russischen Föderation), 
28.11.2008.
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Gutachten und Rechtsauskünfte
Das Institut wird aus unterschiedlichem Anlass gutachtlich tätig: durch Auskünfte zu Ein-
zel fragen des ausländischen Rechts, durch größere, vertiefte Gutachten zu Rechts pro ble-
men, die über den konkreten Fall hinaus allgemeinere Bedeutung haben, und schließ lich 
durch rechtsvergleichend angelegte und rechtspolitisch orientierte Groß gut achten zur wis-
sen schaftlichen Vorbereitung von Gesetzgebungsvorhaben. Als derartiges Groß  gut ach ten 
ist die im Jahr 2008 fertig gestellte umfassende rechtsvergleichende Unter su chung zum 
Recht der Mediation zu nennen, die das Institut im Auftrag des Bundes justiz ministe riums 
er stellt hat und an der viele Referate des Instituts beteiligt waren.

Rechtsauskünfte zu Einzelfragen des ausländischen und internationalen Privat-, Ver-
fah rens- und Kollisionsrechts erstattet das Institut in erster Linie im Auftrag von Ge rich-
ten, bisweilen auch für Behörden und Anwaltskanzleien, nicht jedoch im Auftrag von 
Pri vat personen. Das Institut ist zur Erteilung derartiger Rechtsauskünfte nicht verpfl ichtet, 
son dern übernimmt Aufträge nur, soweit es seine Forschungsaufgaben zulassen und es in 
seinem wissenschaftlichen Interesse liegt. Gleichwohl erfüllt das Institut mit seinen Rechts-
aus künften ein „nobile offi cium“ gegenüber der Allgemeinheit, indem es seine Kenntnisse 
in unparteiischer Weise dort zur Verfügung stellt, wo den Gerichten aus eigener Sachkunde 
der Zugang zum ausländischen Recht fehlt. Für das Institut stellt diese Auskunftstätigkeit 
zu konkreten gerichtlichen Verfahren eine Brücke von der Wissenschaft zur Rechtspraxis 
dar. Im Jahr 2008 wurden 54 derartige Rechtsauskünfte erteilt. Ansprechpartner für die 
Auf trag geber ist Detlev Witt, der auch im Benehmen mit den jeweiligen Referentinnen 
und Referenten über die Annahme von Aufträgen entscheidet.

Die Auskunftstätigkeit erstreckt sich grundsätzlich auf alle Bereiche des ausländischen 
Zivil- und Zivilverfahrensrechts einschließlich des Kollisionsrechts und grundsätzlich auf 
alle Rechtsordnungen, soweit die jeweiligen Referate besetzt sind. Über die Hälfte der 
Rechts aus kunfts ersuchen hatte persönliche Rechtsbeziehungen im Rahmen des Familien- 
und Erb rechts zum Gegenstand. Davon betrafen die größten Fallgruppen die Ehe schei dung 
aus län discher Staatsangehöriger mit den damit zusammenhängen den Fra gen des Ehe- und 
Ehe güterrechts, die Gel tend machung von Unterhalts an sprü chen sowie die Nach lass re-
ge lung nach dem Tod eines ausländischen Staatsangehörigen. Daneben gehörten Fragen 
des Sorge- und Betreuungsrechts sowie des Adoptionsrechts zu den Schwerpunkten des 
Familien rechts.

Eine weitere wichtige Gruppe von Rechtsauskünften widmete sich Fragen des Schuld-
rechts, insbesondere des Vertragsrechts in Fällen, in denen kraft Rechts wahl oder auf-
grund der engsten Verbindung des Ver tragsverhältnisses ausländisches Recht an wend bar 
ist. Hierzu gehörten Fälle des internationalen Handelskaufs und internationa ler Trans port-
ver träge, aber auch bank- und wertpapierrechtliche Fragen. Daneben waren Fragen des 
aus län dischen Sachen rechts zu beantworten, unter anderem im Zusammen hang mit Aus-
lands immobilien deutscher Eigentümer. Nach wie vor von großer Bedeutung in der Aus-
kunfts praxis des Instituts ist das Gesellschaftsrecht. Hier standen Fragen der ord nungs ge -
mäßen Gründung und Vertretung einer ausländischen Gesellschaft sowie die Haf tung von 
Ge sell schaftern und Geschäftsführern im Vordergrund. Dabei hatte sich das Institut auch 
mit besonderen gesellschaftsrechtlichen Gestaltungen zu befassen, wie das nach fol gen de 
Bei spiel zeigt.

Gutachten
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Singapur: Der Nominee Director zwischen Prinzipal und Gesellschaft
Singapur gehört zu den bedeutendsten Wirtschaftspartnern Deutschlands in Südostasien. 
Daher bestehen in Singapur viele Gesellschaften, an denen auch Deutsche beteiligt 
sind. Das Recht Singapurs fordert allerdings für eine dort gegründete Kapitalgesell-
schaft min destens einen ortsansässigen director (Residenzpfl icht). Aus diesem Grunde 
setzen aus wärts ansässige Gesell schafter oft einen Ortsansässigen ein, der als director 
dem board of directors der Gesellschaft angehört, dort aber die Interessen seines aus-
wär ti gen Geschäfts her ren ver treten soll. Ein solcher director wird als nominee director 
bezeichnet – eine Rechts fi gur, die vom Recht Singapurs anerkannt wird.
In einem vom Institut zu begutachtenden Fall betrieb der Beklagte mit Wohn sitz in 
Deutsch land eine Gesellschaft in Singapur. In seinem Auftrag trat ein Rechtsanwalt aus 
einer in Singapur ansässigen Anwalts sozietät als nominee director mit einem minima len 
treu hän deri schen Gesell schaftsanteil in die Gesellschaft ein. Der Kläger machte Ver gü-
tungs an sprüche der Sozietät für ihre Tätigkeit im Rahmen der nominee directorship gel-
tend. Um stritten war, ob der Beklagte persönlich für die Vergütung in Anspruch ge nom-
men werden konnte oder ob dafür allein die singa purische Gesellschaft haftete. Da zu 
waren zunächst die Rechtsbeziehungen zu klären, in denen ein nominee director steht. 
Ein nominee director hat eine zwiespältige Rolle. Einerseits ist er gegen über dem 
so genann ten nominator, der ihn in den board of directors entsandt hat, treuhän de-
risch ge bun den. Er muss dessen Interessen vertreten und seinen Anweisungen Folge 
leisten, will er sich nicht schadensersatzpfl ichtig machen. Andererseits ist der nominee 
director auch der Gesellschaft gegenüber verpfl ichtet, deren Interessen treuhänderisch 
zu wahren. Seine Loyalitäts pfl ichten gegenüber der Gesellschaft reichen dabei ebenso 
weit wie die Pfl ichten jedes anderen director. 
Nach dem Recht Singapurs ist der nominee director also nicht ausschließ lich seinem 
Prin zi pal oder der Gesellschaft verpfl ichtet, vielmehr stehen seine jeweiligen treu hän-
de ri schen Pfl ichten als director und als nominee nebeneinander. Sollte es allerdings 
zu einer Kol li sion dieser Pfl ichten kommen, so muss der nominee director nach dem 
Recht von Singa pur den Interessen der Gesellschaft Vorrang vor den Weisungen seines 
Prinzipals geben. 
Nominee directors erhalten für diese Tätigkeit häufi g keine separate Vergütung. In der 
Praxis verbreitet ist es, dass ein nominee director Angestellter desjenigen ist, der ihn in 
die Ziel ge sell schaft entsendet. Die zusätzliche Direktoren tätigkeit ist dann regel mäßig 
mit der An gestellten vergütung ab gegolten. Im vorliegenden Fall war der nominee 
director indessen unabhängiger Rechts berater und nicht abhängig Beschäftig ter des 
Beklagten. Recht sprechung zu dieser Fallgestaltung war nicht ersichtlich. Die Lösung 
musste aus einer Analyse der doppelten Rechts beziehungen des nominee director 
gewonnen werden. 
Einerseits hat grundsätzlich eine Gesellschaft ihre Direktoren in Übereinstimmung 
mit dem Companies Act, der Gesellschaftssatzung und gegebenenfalls einem Anstel-
lungs vertrag zu entlohnen. Andererseits ist ein Geschäftsherr (principal) im Rahmen 
einer Agency-Beziehung verpfl ichtet, dem Geschäftsführer (agent) die ausdrücklich 
oder stillschweigend vereinbarte Vergütung zu zahlen. Die Beziehung zwischen dem 
nominator und dem nominee director entspricht zwar nicht in allen Punkten, aber doch 
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Griechenland: Muslime in Thrazien
In Griechenland, dem Land mit griechisch-orthodoxer Kirche, gibt es einen Landstrich, 
in dem hauptsächlich muslimische Bürger griechischer Staats an ge hörigkeit wohnen 
und nach islamischem Recht leben. Das ist im griechi schen Thrazien der Fall. Dort 
genießen die griechischen Staatsbürger muslimischen Glaubens  eine gewisse Auto-
nomie. Diese Autonomie beruht auf Vorgängen, die fast hundert Jahre zurück liegen. 
Nach dem Balkankrieg von 1912/13 und im Rahmen der Auf he bung der Konsular-
gerichtsbarkeit im osma nischen Reich anerkannte Griechen land im Frieden von 
Athen am 14.11.1913 die Gerichtsbarkeit des islamischen Muftis in Grie chen-
land. Dieser Schutz einer religiösen Minderheit ist im Frieden von Lausanne vom 
24.07.1923 bestätigt worden. In Erfüllung dieser völkerrechtlichen Verpfl ichtun gen 
hat Griechen land Vorschriften erlassen, und zwar zunächst das Gesetz Nr. 147 vom 
05.01./01.02.1914 und das Gesetz Nr. 2345 vom 24.06./03.07.1920. Diese Gesetze sa-
hen vor, dass religiöse Instanzen in Thrazien für die Ehescheidung zuständig sind und 
ihr religiöses Recht anwenden. Diese Gesetze sind später abgeändert, auf ihren wah-
ren Gehalt reduziert und schließlich durch neue Vorschriften ersetzt worden. Nach dem 
der Areopag als höchstes griechisches Gericht festgestellt hatte, dass der griechische 
Staat die früheren Gesetze revidieren darf, solange er den Sonderstatus der Muslime in 
Thrazien respektiert, erging im Anschluss an die Präsidial-Verordnung vom 24.12.1990 
das bestätigende Gesetz Nr. 1920/1991 vom 04.02.1991, das unter ausdrücklicher und 
still schwei gender Aufhebung der früheren Gesetze Nr. 147/1914 und Nr. 2345/1920 die 
Rechtsstellung der thrazischen Muslime und die Gerichtsbarkeit der Muftis in Thrazien 
abschließend regelt.
Diese Rechtssituation führt häufi g zu der Annahme, dass muslimische Griechen aus 
Thrazien, die in Deutschland wohnen, nach muslimischem Recht geschieden werden, 
also durch dreimalige Verstoßung der Ehefrau durch den Ehemann. Diese Auffassung 
ist unrichtig. Die muslimische Autonomie gilt nämlich nur für das Gebiet von Thrazien. 
Wenn muslimische Griechen zum Beispiel in Athen wohnen, ist für sie das normale 

im Wesentlichen einem Agency-Verhältnis. Im vorliegenden Fall war der nominee 
director tatsächlich auf Veranlassung des Beklagten als dessen agent in der Gesell-
schaft aktiv geworden. Der Umstand, dass nur eine einzelne Person oder Gruppe von 
Per so nen innerhalb oder außerhalb der Gesellschaft einen nominee director bestellen 
kann, nicht aber die Gesellschaft selbst, gab den Ausschlag für die Einschät zung, dass 
singa pu rische Gerichte den Geschäfts herrn zumindest auch als zur Zahlung der Ver gü-
tung seines nominee director verpfl ichtet ansehen dürften.

Gutachten

Dass sich innerhalb eines Staates persönliche Rechtsbeziehungen im Familien- oder Erb-
recht entsprechend der Zugehörigkeit zu einer Bevölkerungsgruppe nach verschiede nen 
Rechts ord nun gen richten können, erwarten wir heute vorwiegend in außereuropäi schen 
Län dern (so genanntes interpersonales Recht). Differenziert wird dabei meist nach der 
Reli gions zuge hörig keit der Beteiligten (so genanntes interreligiöses Recht). Ein an das 
Insti tut gerich tetes Rechts auskunfts ersuchen zeigt jedoch, dass es interreligiöses Recht 
auch im Bereich der Europäischen Union gibt.
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griechi sche Recht maßgebend, also das griechische Recht, wie es im griechischen Zivil-
gesetz buch (ZGB) von 1940/46, ergänzt und modernisiert durch Gesetz Nr. 1329/1983, 
nieder ge legt ist. Dasselbe gilt, wenn muslimische Griechen in Deutschland wohnen. So 
war es in einem Fall, den das Institut zu begutachten hatte: Griechische Staats bür ger 
hat ten als Angehörige des Islam vor einem Mufti in Thrazien die Ehe ge schlos sen. Sie 
wohn ten nunmehr in Deutschland und der Ehemann klagte hier auf Scheidung. Das 
Ge richt fragte beim Institut nach den für die Scheidung maßgebenden Vor schrif ten, 
ins be son dere danach, ob islamisches Recht anwendbar sei. Aufgrund der gemein samen 
grie chi schen Staats ange hörig keit verweist das deutsche internationale Privat recht auf 
grie chi sches Recht. Dieses nimmt die Verweisung an. Isla misches Recht ist hier je doch 
nach den oben erläuterten Grundsätzen nicht anzuwenden, weil die Schei dung außer-
halb der Gerichts barkeit Thraziens begehrt wurde. Auch hier ist das griechi sche ZGB 
maß gebend und eine Verstoßung nicht statthaft. Auch auf anderen Gebieten des Fami-
lien- und Erbrechts gilt für muslimische Griechen aus Thrazien das all ge meine grie chi-
sche Recht. Wollen Eheleute das islamische Recht zur Anwendung bringen, müssten 
sie nach Thrazien zurückkehren und die dortigen Gerichte anrufen. Nur sie können in 
Grie  chen land muslimisches Recht anwenden. 

Die von den Referentinnen und Referenten erarbeiteten Rechtsauskünfte des Instituts – 
mit Ausnahme kürzerer Briefauskünfte – werden von Reinhard Ellger als Koordinator im 
Auftrag des Direktoriums durchgesehen und gegengezeichnet. Die Auskünfte des Instituts 
unter scheiden sich durch dieses besondere institutsbezogene Verfahren von der Gut-
achten praxis persönlich bestellter Sachverständiger. Eine Auswahl der Aus künfte ist zur 
Veröffentlichung in der im Auftrag des Deutschen Rates für Internationales Privatrecht 
von Jürgen Basedow, Dagmar Coester-Waltjen und Heinz-Peter Mansel herausgegebenen 
Sammlung IPG-Gutachten zum internationalen und ausländischen Privatrecht vorgesehen.

Kurzbezeichnung des Referats                                     In 2008 erstattete Gutachten

Skandinavien-Referat –

Common Law-Rechtsordnungen I (England-Referate I u. II) 2

Common Law-Rechtsordnungen II (Afrika-Referat) 4

Common Law-Rechtsordnungen III (Indien-Referat) 7

Niederlande-Referat 6

Frankreich-Referat (einschl. frankophones Afrika) 1

Schweiz-/Österreich-Referate 2

Spanien-Referat 1

Italien-Referat –

Südosteuropa-Referat 10

Griechenland-Referat 5

Polen-Referat 4

Russland-Referat 1

Islam-Referat 1

China-/Südostasien-Referat 3

Japan-Referat –

USA-Referate I u. II 4

Lateinamerika-Referat 3
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Sonstige Tätigkeiten der wissenschaftlichen Mitarbeiter

Lehrveranstaltungen

Andresen, Jan-Eike, Schuldrecht AT, Arbeitsgemeinschaft, Universität Hamburg, WS 
2008/09 (2 SWS).

Baetge, Dietmar, Handels- und Gesellschaftsrecht, Vorlesung, Universität Bamberg, WS 
2007/08 (2 SWS).

– Recht der Marktkommunikation, Vorlesung, Universität Bamberg, WS 2007/08 
(2 SWS). 

– Europäisches Wirtschaftsrecht, Vorlesung, Universität Bamberg, WS 2007/08 (2 SWS).
– Öffentliches Recht II, Vorlesung, Universität Bamberg, WS 2007/08 (2 SWS). 
– Schuldrecht, Allgemeiner Teil II, Examenskurs, Universität Hamburg, WS 2007/08

 (1 SWS).

Basedow, Jürgen, Europäisches Privatrecht, Vorlesung, Universität Hamburg, WS 2007/08, 
(2 SWS)

– Einführung in das internationale Recht, Vorlesung, Universität Hamburg, SS 2008 (1 
SWS).

– Europäisches Privatrecht, Vorlesung, Universität Hamburg, WS 2008/09 (2 SWS).
– Summer School of the International Foundation for the Law of the Sea, Hamburg, 

August 2008.

Baum, Harald, Seminar zum deutschen und europäischen Gesellschafts- und Kapital-
markt recht, Universität Hamburg, Vorlesung, SS 2008 (Block 1tg.) 

– Einführung in das japanische Recht, Vorlesung, Universität Hamburg, WS 2008/09 
(2 SWS). 

Deckert, Katrin, Deutsches Zivilrecht II (Droit allemand civil II), Vorlesung, Universität 
Paris 1 Panthéon-Sorbonne, 2. Sem. 2008. 

– Deutsches Gesellschaftsrecht (Droit allemand des affaires, Cours magi stral), 
Vorlesung, Universität Paris 1 Panthéon-Sorbonne, 2. Sem. 2008.

– Einführung in das deutsche Recht (Licence 1), AG, Universität Paris 12 Val de Marne, 
2. Sem. 2008.

– Einführung in das deutsche Recht (Licence 3), AG, Universität Paris 12 Val de Marne, 
2. Sem. 2008.

– Vertrags- und Deliktsrecht, Certifi cat de Droit Allemand 1. Jahr (Licence 2), Vorlesung, 
Univer si tät Paris 12 Val de Marne, 2. Sem. 2008.

– Sachenrecht, Certifi cat de Droit Allemand 2. Jahr (Licence 3), Vorlesung, Universität 
Paris 12 Val de Marne, 2. Sem. 2008.

– Deutsch-französisches Zivilrecht (Droit civil franco-allemand), Vorlesung, Universität 
Paris 12 Val de Marne, 2. Sem. 2008.

– Droit commercial – Handelsrecht, Vorlesung, Universität Paris 1 Panthéon-Sorbonne, 
2008/09. 

Sonstige Tätigkeiten
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– Droit des sociétés – Gesellschaftsrecht, Vorlesung, Universität Paris 1 Panthéon-Sor-
bonne, 2008/09.

– Droit des obligations – BGB-AT, Vorlesung, Université Paris 12 Val de Marne, 1. Sem. 
2008/09.

– Droit des obligations – Schuldrecht (AT und BT), Vorlesung, Université Paris 12 Val 
de Marne, 2. Sem. 2008/09. 

– Droit constitutionnel et droits fondamentaux – Staatsorganisationsrecht und Grund-
rechte, Vorlesung, Université Paris 12 Val de Marne, 1. Sem. 2008/09. 

– Droit des biens – Sachenrecht, Droit des sociétés – Gesellschaftsrecht, Droit commer-
cial – Handelsrecht, Vorlesung, Université Paris 12 Val de Marne, 2. Sem. 2008/09. 

– Introduction au droit allemand – Einführung in das deutsche Recht, Droit constitutionnel/
Droits fondamentaux – Verfassungsrecht/Grundrechte, Arbeitsgemeinschaft, 
Université Paris 12 Val de Marne, 2. Sem. 2008/09. 

– Droit des obligations – BGB AT, Arbeitsgemeinschaft, Université Paris 12 Val de 
Marne, 1. Sem. 2008/09. 

– Vorlesung, Introduction au droit civil allemand – Einführung in das deutsche Zivil-
recht, Université Paris 12 Val de Marne, 2. Sem. 2008/09.

Doralt, Walter, Contract Law, Lecture, Università Luigi Bocconi, Milano, WS 2008/2009 
(4 SWS).

Doralt, Walter; Scott, Helen, Professional negligence, Lecture, St. Catherine’s College, 
University of Oxford, 2008.

Dutta, Anatol, Vertiefungskurs Erbrecht, Vorlesung (mit integrierter Übung), Universität 
Hamburg, WS 2008/09 (2 SWS). 

– Allgemeine Lehren des Internationalen Privatrechts, Vorlesung, Akademie für Per so-
nen stands wesen, Bad Salzschlirf, 2008 (Block 2tg.).

– Familien- und Erbrecht, Examenswiederholungskurs, Universität Hamburg, 2008. 
– Vertiefungskurs Erbrecht, Vorlesung (mit integrierter Übung), Universität Hamburg, 

WS 2007/08 (2 SWS).

Dutta, Anatol; Gruber, Urs Peter, Rechtsquellen im globalisierten Wirtschaftsrecht, 
Ar beits gruppe, Studienstiftung des Deutschen Volkes, Sommerakademie Guidel, 
September 2008 (Block 14tg.).

Dutta, Anatol; Heiderhoff, Bettina, Europäisierung des Familien- und Erbrechts, Seminar, 
Universität Hamburg, SS 2008 (Block 1tg.).

Dutta, Anatol; Heinze, Christian, Internationales Wirtschaftsvertragsrecht, Vorlesung, 
Adam-Mickiewicz-Universität Posen, Vorlesung, 2008 (Block 2tg.).

Ellger, Reinhard, Europäisches Wettbewerbsrecht, Vorlesung, Universität Hamburg, WS 
2008/09 (2 SWS).

– Europäisches Kartellrecht, Universität Hamburg, SS 2008 (Block 1tg.). 
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Fornasier, Matteo, Examensvorbereitungsprogramm, Handels- und Gesell schafts recht, 
ZPO, Kleingruppe, Bucerius Law School, Hamburg, Oktober 2008 (2 TWS). 

– Examensvorbereitungsprogramm, BGB Allgemeiner Teil, Kleingruppe, Bucerius 
Law School, Hamburg, April 2008 (2 TWS). 

– Tutorium Zivilrecht, BGB AT, Schuldrecht AT, Examinatorium, Ludwig-Maximilians-
Universität, München, WS 2007/08 (2 SWS).

Friedman, Michael, Negotiation Workshop, Seminar, Bucerius/WHU Masters of Law and 
Business Program, Hamburg, 2008/09. 

– Presentation Workshop, Seminar, Bucerius/WHU Masters of Law and Business 
Program, Hamburg, 2008/09. 

– International Legal English, Seminar, Bucerius/WHU Masters of Law and Business 
Program, Hamburg, 2008/09. 

– Negotiation Workshop, Seminar, Bucerius/WHU Masters of Law and Business 
Program, Hamburg, 2007/08. 

– Academic Writing, Seminar, Bucerius/WHU Masters of Law and Business Program, 
Hamburg, 2007/08. 

– Presentation Workshop, Seminar, Bucerius/WHU Masters of Law and Business 
Program, Hamburg, 2007/08. 

– Evidence and Procedure, Seminar, Bucerius Law School, LL.B. Program, Hamburg, 
2007/08. 

– Anglo-American Commercial Law, Vorlesung und Kleingruppen Bucerius Law 
School, LL.B. Program, Hamburg, 2007/08 (6 Term). 

– Legal Writing and Business Correspondence, Seminar, Bucerius/WHU Masters of 
Law and Business Program, Hamburg, 2007/08. 

– Legal and Professional English, Seminar, Bucerius/WHU Masters of Law and 
Business Program, Hamburg, 2007/08.

von Hein, Jan, Aktuelle Entwicklungen des europäischen IPR, Seminar, Universität Bonn, 
WS 2007/08 (2 SWS).

– Einführung in die Rechtsvergleichung, Vorlesung, Universität Trier, WS 2007/08 
(2 SWS).

– Internationales Privatrecht, Allgemeiner Teil, Vorlesung, Universität Trier, 
WS 2007/ 08 (2 SWS).

– Übung im Bürgerlichen Recht für Fortgeschrittene, Universität Trier, WS 2007/08 
(2 SWS).

– Die Rom II-Verordnung, Seminar, Universität Trier (mit Dr. Angelika Fuchs, LL.M.), 
WS 2007/08 (2 SWS).

Heinze, Christian, Zivilprozessrecht I (Erkenntnisverfahren), Vorlesung, Universität Ham-
burg, SS 2008 (2 SWS).

– Urheberrecht II, Vorlesung, Universität Hamburg, SS 2008 (2 SWS). 
– Examenskurs Internationales Privatrecht, Vorlesung, Universität Hamburg, SS 2008 

(6 Std.). 

Sonstige Tätigkeiten
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Heinze, Christian, Dutta, Anatol, Internationales Wirtschaftsvertragsrecht, Vorlesung, 
Adam-Mickiewicz-Universität Poznán (Polen), Schule des deutschen Rechts, SS 2008 
(Block 2tg.).

Hellwege, Phillip, Introduction to Legal Reasoning, Master of Law and Business, Bucerius 
Law School/Otto Beisheim School of Management, Hamburg, Kleingruppe, August 
2008 (4stdg.). 

Hellwege, Phillip; Reinhard Zimmermann, Schuld- und Sachenrecht, Universität Regens-
burg, Intensivrepetitorium, WS 2008 (2 SWS).

Hopt, Klaus. J., Bankrecht, Vorlesung, Universität Hamburg, WS 2007/08. 
– European Corporate and Capital Market Law, Vorlesung, Universidade Católica 

Portuguesa, Lissabon, April 2008.
– European Corporate Law and Securities Regulation, Vorlesung, Libera Università 

Inter nazionale degli Studi Sociali (LUISS), Rom, Oktober 2008.

Hopt, Klaus. J.; Baum, Harald; Roth, Markus, Seminar zum deutschen und europäischen 
Ge sell schafts- und Kapitalmarktrecht, Universität Hamburg, SS 2008.

Kleinschmidt, Jens, Privatrechtsvergleichung, Vorlesung, Bucerius Law School Hamburg, 
Frühjahrs tri mester 2008 (2 TWS).

– Introduction to Legal Reasoning, Bucerius/WHU Master of Law and Business, Buce-
ri us Law School Hamburg, Kleingruppe, August 2008 (4stdg.). 

Kulms, Rainer, Corporate Governance Course – Financial Statements and Disclosure, 
Wirtschafts wissenschaftliche Fakultät der Universität Skopje, 19.4.2008 (6stdg.).

– Corporation Law Meets Law and Economics, Juristische Fakultät der Universität 
Belgrad, 17.5.2008 (1std.).

– European Corporate Governance in the Age of Sarbanes-Oxley, Juristische Fakultät 
der Universität Belgrad, 17.5.2007 (1std.).

– Employee Representation on Supervisory Boards – A German Perspective, Ju ristische 
Fakultät der Universität Belgrad, 17.5.2007 (1std.).

– Commercial Law – Commercial Partnership, Juristische Fakultät der Babeş-Bólyai-
Universität Cluj-Napoca (Klausenburg), 28.10.2008 (2std.).

– The German Law on Corporations (GmbH’s and Listed Corporations), Juristische 
Fakultät der Babeş-Bólyai-Universität Cluj-Napoca (Klausenburg), 29.10.2008 (2std.).

– Corporate Governance in Europe – US Infl uences, The EU Commission’s Action 
Plan, Juristische Fakultät der Babeş-Bólyai-Universität Cluj-Napoca (Klausenburg), 
31.10.2008 (2std.).

Kumpan, Christoph, Allgemeiner Teil des BGB, Arbeitsgemeinschaft, Universität 
Hamburg, SS 2008 (2 SWS).

– Schuldrecht Allgemeiner Teil, Arbeitsgemeinschaft, Universität Hamburg, WS 
2007/08 (2 SWS).
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Sonstige Tätigkeiten

Kurzynsky-Singer, Eugenia, Das russische Zivilrecht, Osteuropastudiengang, Universität 
Hamburg, Seminar, WS 2008/09 (2 SWS).

Leyens, Patrick C., Basic Concepts of Law and Economics: The Comparative Legal 
Perspective, Erasmus Mundus European Master in Law and Economics, Vorlesung, 
Uni versität Hamburg, WS 2007/08 (2 SWS).

– Unternehmensrecht: Corporate Governance im Spiegel der ökonomischen Analyse, 
Vorlesung, Uni versität Hamburg, WS 2007/08 (2 SWS). 

– Gesellschaftsrecht, Vorlesung, Universität Hamburg, WS 2007/08 (2 SWS). 
– Economic Analysis of Contracts II: Long Term Contracts, Erasmus Mundus European 

Master in Law and Economics, Vorlesung, Universität Hamburg, WS 2007/08 
(2 SWS).

– Basic Concepts of Law and Economics: The Comparative Legal Perspective, Erasmus 
Mundus European Master in Law and Economics, Universität Hamburg, WS 2008/09 
(2 SWS).

– Corporate Governance: Leitung und Überwachung im Recht der börsennotierten 
Aktien gesellschaft, Vorlesung, Universität Hamburg, WS 2008/09 (2 SWS).

– Unternehmensrecht: Corporate Governance im Spiegel der ökonomischen Analyse 
des Rechts, Vorlesung, Universität Hamburg, WS 2008/09 (2 SWS).

Leyens, Patrick C.; Eger, Thomas, Europäische Integration: Die Unternehmung im 
Spiegel der Europäischen Grund freiheiten, Seminar, Universität Hamburg, SS 2008 
(2 SWS).

– Europäische Integration: Banken und Finanzmärkte im Spiegel der ökonomischen 
Analyse des Rechts, Seminar, Universität Hamburg, WS 2008/09 (2 SWS).

Mittermeier, Martin, Baurecht und Recht der staatlichen Ersatzleistungen, Kleingruppe, 
Bucerius Law School, Hamburg, ST 2008 (4 TWS).

Pißler, Knut B., Chinese Business Law & Governance, International Business and 
Economics (MIBE) – China Focus, Seminar, Universität Hamburg, WS 2007/08 
(24stdg.).

– Fachchinesisch für Juristen, Einführung in das chinesische Recht und die chinesische 
Rechtsterminologie, Seminar, Universität Göttingen, SS 2008 (4 SWS).

– Contract Law in the People’s Republic of China and Uniform Law, Vorlesung, 
Summer Institute of International and Comparative Law in Paris of the Cornell Law 
School, USA, and the Université Paris I Panthéon-Sorbonne, France, at the Université 
Paris I Panthéon-Sorbonne, SS 2008 (2stdg.).

–  Chinese Business Law, Seminar, Universität Göttingen, SS 2008 (16stdg.).

Rösler, Hannes, Medien- und Telekommunikationsrecht im Zeichen von Konvergenz und 
Internationalisierung, Kolloquium, Universität Hamburg, SS 2008 (2 SWS). 

– International Contract Drafting, Lecture, Bucerius Law School, Hamburg, SS 2008 
(4stdg.). 

– Comparative Law, Koç University, Lecture, Law School, Istanbul/Türkei, 02./ 
03.12.2008 (7stdg.). 
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– International Sales Transactions, Vorlesung, Hochschule Frankfurt School of Finance 
& Management, Frankfurt, 10.01.2008 (8stdg.).

Rösler, Hannes; Grunewald, Barbara, Verbraucherschutz, Schwerpunktseminar, Univer-
si tät zu Köln, SS 2008 (gebl.).

Roth, Markus, Schuldrecht Allgemeiner Teil, Vorlesung, Philipps Universität Marburg, WS 
2008/09 (4 SWS).

– Grundzüge des Arbeitsrechts, Vorlesung, Philipps Universität Marburg, WS 2008/09 
(4 SWS).

Roth, Markus; Hopt, Klaus. J.; Baum, Harald, Seminar zum deutschen und europäischen 
Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht, Universität Hamburg, SS 2008

Rühl, Giesela, Internationales Privatrecht, Humboldt-Universität zu Berlin, Vorlesung, 
WS 2008/09 (2 SWS).

Schmidt, Jan Peter, Kleingruppe Vertragsrecht I, Bucerius Law School Hamburg, 
Herbsttrimester (4 TWS).

Siehr, Kurt, „Visual Arts and the Law”, Tel Aviv University, The Buchmann Faculty of 
Law, 16.03. - 15.04.2008.

– Doktoranden- und Habilitanden-Seminar „Kunst und Recht”, Berlin, 11.- 14.7.2008.
– 12th Hamburg – Tel Aviv Workshop on European and German Private Law, Hamburg, 

31.08. - 05.09.2008.
– Internationales Privat- und Zivilverfahrensrecht, Nachdiplomstudium LLM Interna-

tio nales Wirtschaftsrecht, Zürich , 05./06.12.2008.

Sperr, Anneken Kari, Einführung in das Recht der nordischen Länder, Seminar, Universität 
Hamburg, WS 2008/09 (2 SWS).

Steffek, Felix, Company Law Seminars, Summer School in English Legal Methods, 
University of Cambridge, Cambridge (UK), 07.07. – 01.08.2008 (insges. 24 Std.). 

– Kreditsicherheiten I und II, Deutsche Rechtsschule, Arbeitsgemeinschaft, Universität 
Warschau, 01.03.2008 (2 Std.).

– Bankrecht; Themen: Bank ge hei m nis, Bankauskunft, Geldwäsche, Vorlesung, 
Universität Hamburg, WS 2007/08 (2 Unterrichtsstunden in Vertretung für Herrn 
Prof. Dr. Dr. Klaus J. Hopt).

Wurmnest, Wolfgang, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts am Beispiel des 
Kaufvertrages, Vorlesung, Universität zu Köln, WS 2008/09. 

– Allgemeiner Teil des Schuldrechts, Juristische Fakultät der Universität zu Köln, 
Vorlesung, WS 2008/09.

– Materielles und Internationales Familienrecht, Juristische Fakultät der Universität zu 
Köln, Seminar, WS 2008/09.



131

Sonstige Tätigkeiten

Zimmermann, Reinhard; Hellwege, Phillip, Intensivrepetitorium Schuldrecht/Sachenrecht, 
Universität Re gens burg, 2007/08.

– Intensivrepetitorium Schuldrecht/Sachenrecht, Universität Re gens burg, 2008/09.

Zimmermann, Reinhard; Jansen, Nils (Universität Münster), Rechtsvergleichendes Semi-
nar zum europäischen Privatrecht – Gemeineuropäisches Privatrecht und der acquis 
commu nautaire, Universitäten Regensburg und Münster, SS 2008.

Vorträge

Annoff, Daniel, Material Adverse Change-Klauseln, MPI für Privatrecht, Team Hopt, 
17.11.2008.

Basedow, Jürgen, Die Europäische Union zwischen Marktfreiheit und Überregulierung 
– Das Schick sal der Vertragsfreiheit, Bitburg, 10.01.2008.

– Kartellrecht im Land der Kartelle – Zur Entstehung und Entwicklung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkung, Bonn, 15.01.2008.

– Optional application of the PEICL, Europäische Rechtsakademie, Trier, 22.01.2008.
– Duration of contract, Europäische Rechtsakademie, Trier, 22.01.2008.
– Federal choice of law in Europe and the USA – A comparative account of interstate 

con fl icts, Duke University, Durham, N.C., 09.02.2008.
– The modernization of European antitrust law, Duke University, Durham,  

11.02.2008.
– The private attorney general on both sides of the atlantic: Towards the private en-

force ment of EC competition law, Tel Aviv University, 24.03.2008.
– Perspektiven der deutschen Rechtsberatung in Transformations- und Ent wick lungs-

ländern – Die Bedeutung von Common Law und kontinen tal euro päi schem Recht, 
Berlin, 01.04.2008.

– Freedom of contract in the European Union, Ungarische Akademie der Wissen schaf-
ten, Budapest, 02.04.2008.

– Der Versicherungsombudsmann und die Durchsetzung der Verbraucherrechte in 
Deutschland, Akademie, Berlin, 08.04.2008.

– Damages actions for breach of European competition law, Kyoto University, Japan, 
16.04.2008.

– Contract law in transition – European and Eurasian perspectives for the 21st century, 
Koç University, Istanbul, 09.05.2008.

– The communiterization of private international law, MPI für Privatrecht, Hamburg, 
07.06.2008.

– Remonopolisierungstendenzen in der Bundesrepublik Deutschland – Warum die Wett-
bewerbspolitik eine Renaissance braucht, Huckelrieden im Oldenburger Münsterland, 
11.06.2008.

– Der Raum des Rechts und das internationale Privatrecht, Universität Wien, 
20.06.2008.
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– The role of comparative law in legal development and education, Xi‘an Jiaotong Uni-
ver sity, China, 12.09.2008.

– Studying law in foreign countries, Xi‘an Jiaotong University, China, 13.09.2008.
– The Rome II-Regulation in a maritime context, Bergen, 21.09.2008.
– European State Aid Control – The recommendations of the German Monopolies 

Com mission, European Commission, DG Competition, Brussels, 30.09.2008.
– The communiterization of the private international law of obligations, Xi‘an Jiaotong 

University, China, 30.09.2008.
– Versicherungsbinnenmarkt und Vertragsrecht, Berlin, 21.10.2008.
– Podiumsdiskussion im Rahmen der wissenschaftlichen Jahrestagung des Instituts 

der deutschen Wirtschaft Köln „Industriepolitik für das 21. Jahrhundert“; Thema der 
Podiumsdiskussion: „Europäische Industriepolitik: Quo vadis?“, zusammen mit Dr. 
Gerhard Cromme, Prof. Dr. Michael Hüther, Dr. Werner Schnappauf, Moderation: Dr. 
Werner Mussler, Königswinter, 22.10.2008.

– Entwicklungslinien des Versicherungsvertragsrechts – Die schweizerische Gesamt re-
vision im Lichte der Rechtsvergleichung, Luzern, 30.10.2008.

– La progresiva europeización del derecho contractual, Universidad del Externado, 
Bogotá, 10.11.2008.

– Transnational Codifi cation, Tulane Law School, New Orleans, 21.11.2008.
– Entwicklungslinien des europäischen Rechts der Wettbewerbs be schrän kungen – 

Von der Dezentralisierung über die Ökonomisierung zur privaten Durch setzung, 
Universität Wien, 27.11.2008.

Baum, Harald, Juristen- und Richterausbildung in Japan, MPI für Privatrecht und 
Claussen-Simon-Stiftung, Hamburg, 29.03.2008.

– Übernahmerecht im rechtsvergleichenden Kontext: Japan, Deutschland, Europa, 
Deutsch-Japanische Juristenvereinigung und Handelskammer Hamburg,  05.06.2008.

– Deutsches und japanisches Übernahmerecht in vergleichender Perspektive: Parallelen 
und Divergenzen, Institute for Advanced Studies Kyoto, 19.09.2008.

– Das ungelöste Problem des „acting in concert“: vergleichende Überlegungen aus 
über nahme- und kapitalmarktrechtlicher Perspektive, Wien, 04.11.2008.

– Protection of Third-Party Interests under German Takeover Law, Uni ver sität Ghent, 
05.12.2008.

Böger, Ole, Gewinnhaftung und verwandte Haftungsformen im Vertrag, Konzil, MPI für 
Privatrecht, 28.01.2008.

– Der Eigentumsvorbehalt und seine Übertragung nach der Entscheidung des BGH vom 
27.03.2008, IX ZR 220/05 (NJW 2008, 1803), Georg-August-Universität Göttingen, 
16.12.2008.

Drobnig, Ulrich, Unifi ed Rules on Proprietary Security – in the World and in Europe, Law 
Faculty, Universidade de Coimbra, 18.04.2008.

– European Principles on Security Rights in Movables – What is European?, 
International Academy of Commercial and Consumer Law, Conference 2008, 
Bamberg, 01.08.2008.



133

Sonstige Tätigkeiten

Dutta, Anatol, Amtshaftung bei bewaffneten Auslandseinsätzen deutscher Streitkräfte – 
Individualansprüche wegen Völkerrechtsverstößen nach nationalem Recht, Konzil, 
Hamburg, 12.03.2008.

– Wills and succession in the confl ict of laws on the eve of European harmonisation, Annual 
Meeting of the Friends of the Hamburg Max Planck Institute, Hamburg, 07.06.2008. 

– Krieg und Schaden, Abendvorträge auf der Sommerakademie der Studien stiftung 
des deutschen Volkes, Guidel, 17.09.2008. 

– Der Tod des Gesellschafters im Internationalen Privatrecht, Tagung „Nationale und 
internationale Rechtsfragen der Unternehmensnachfolge“, Max-Planck-Institut für 
Geistiges Eigentum, Wettbewerbs- und Steuerrecht, München, 27.10.2008. 

– Von Distomo nach Varvarin – Amtshaftung wegen Verletzung humanitären Völkerrechts 
bei bewaffneten Auslandseinsätzen deutscher Streitkräfte, Berlin, 05.12.2008.

Eidtmann, Kristin, The General Right of Personality in German Tort Law, 12th Hamburg-
Tel Aviv Workshop on German and European Private Law, MPI für Privatrecht, 
Hamburg, 04.09.2008.

Fleckner, Andreas M., Stockholder Protection, Universität Skopje, 02.02.2008.
– Struktur und Größe antiker Kapitalvereinigungen, Universität Breslau, 13.03.2008.
– The History of the Business Corporation (Gastvorlesung), Universität Breslau, 

13.03.2008.
– „Räuber“, „Piraten“ und „Heuschrecken“ – Ansehen des Handels in Deutschland, 

Meißen, 24.06.2008 und Dresden, 26.06.2008.
– Idee und Geschichte der Aktiengesellschaft, Pirna, 25.06.2008.
– Die kulturgeschichtliche Dimension vertikaler Rechtsvergleichung, Konzil, MPI für 

Privatrecht, Hamburg, 20.10.2008.
– FASB and IASB – Dependence despite Independence, Harvard Law School, 

Cambridge/Massachusetts, 27.10.2008.

Fornasier, Matteo, Zwingendes Vertragsrecht als Antwort auf bounded rationality?, 
Venice International University, Venedig, 21.05.2008.

Gallala, Imen, Die Reform des Familienrechts in den nordafrikanischen Ländern, Konzil, 
Hamburg, 28.01.2008.

– Die Scharia in Deutschland und im Jemen, Vortrag im Rahmen des Besuches der 
Delegation jemenitischer Richter, MPI für Privatrecht, Hamburg, 15.08.2008.

Heinze, Christian, Die Durchsetzung geistigen Eigentums in Deutschland und Europa, 
Hamburg, 04.03.2008.

– Courts and Procedure in Germany, 12th Hamburg-Tel Aviv Workshop on German 
and European Private Law, MPI für Privatrecht, Hamburg, 02.09.2008.

– Kommunikation und Recht, Kaiserslautern, 06.09.2008.
– EG-Vertrag und Zivilprozess, Konzil, MPI für Privatrecht, Hamburg, 08.09.2008.
– Die Überprüfung zivilgerichtlicher Entscheidungen in Deutschland, Hamburg, 

09.12.2008.
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Hellgardt, Alexander, Kapitalmarktdeliktsrecht, Konzil, Hamburg, 16.05.2008.
– Inhaltlicher Fehler als Sachmangel? - Zum Umfang der Gewährleistung beim Kauf 

von Büchern und Druckerzeugnissen, Universität Hamburg, 21.05.2008.
– Liability for Securities Fraud: Economic Foundations and European Law, 

Wirtschaftsuniversität Wien, 11.08.2008.

Hellwege, Phillip, Die historischen Wurzeln des modernen Rechts der Allgemeinen 
Geschäfts bedin gun gen, Julius-Ambrosius-Hülße Gymnasium, Dresden, 26.06.2008.

– Origin and characteristics of the BGB as an example of a codifi cation of private law 
in a continental European country, 12th Hamburg-Tel Aviv Workshop on German and 
European Private Law, MPI für Privatrecht, Hamburg, 01.09.2008.

Hopt, Klaus J., Obstacles to Corporate Restructuring – Observations from a European 
and German Perspective, Convergence and Divergence of Law – German and Israeli 
Perspectives, Tel Aviv University, 24.03.2008.

– European Corporate and Takeover Law Problems (public lecture), Universidade 
Católica Portuguesa, Lissabon, 23.04.2008.

– Recent Developments in Corporate Governance in Europe – Perspectives for the 
Future, Universität Coimbra, Coimbra, 30.04.2008.

– European Corporate and Takeover Law Problems, in Particular the Board and Takeovers, 
University of Santiago de Compostela, Santiago de Compostela, 09.05.2008.

– Law and Ethics – The Concept of the Fiduciary or Trustee and the Call for Ethical 
Behavior of Board Members and Professionals Such as Banks, Brokers, Lawyers, 
Auditors and Advisors, Kyoto University, 12.09.2008.

– Räuberische Aktionäre und die Beschlüsse des 67. Deutschen Juristentags 2008 in 
Erfurt, Börsensachverständigenkommission, Berlin, 30.10.2008.

– Corporate Governance – Theorie und Praxis Deutschland und Europa –, Rotary Club 
Hamburg, 19.11.2008.

– Obstacles to Corporate Restructuring, Universität Gent, 05.12.2008.
– European Takeover Law: The State of the Art (Einführung und Diskussionsleitung), 

Università Bocconi, Mailand, 15.12.2008.

Illmer, Martin, Applicable Law in non-contractual obligations - the new „Rome II“ 
Regulation, Academy of European Law, Trier, 01.07.2008.

– Einführung in die Grundlagen des internationalen Schiedsverfahrensrechts, Universität 
Hamburg, 10.07.2008.

– Einführung ins internationale Schiedsverfahren, Universität Hannover, 14.10.2008.

Kleinschmidt, Jens, Prescription: General Framework and Special Problems concerning 
Damages Claims (gemeinsam mit Reinhard Zimmermann), 7th Annual Conference 
on European Tort Law, Wien, 29.03.2008. 

– Delegation von Privatautonomie auf Dritte, Tagung des MPI-Fachbeirats, MPI für 
Privatrecht, Hamburg, 25.07.2008. 

– Protection of Personal Property and bona fi de-Purchase, 12th Hamburg-Tel Aviv-Workshop 
on German and European Private Law, MPI für Privatrecht, Hamburg, 02.09.2008.
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Kulms, Rainer, Privatising Civil Justice – Is There a US Lesson to be Learned by German 
Courts?, Convergence and Divergence of Law – German and Israeli Perspectives, Tel 
Aviv University, 25.03.2008.

– German Codetermination and Corporate Governance, Lunchtime Seminar, Financial 
Law Discussion Group der Juristischen Fakultät der Universität Oxford, 28.02.2008, 
und Juristische Fakultät der Universität Skopje, 18.04.2008.

– Private Equity – Corporate Governance Through Partnership Law?, Jahrestagung der 
Vereinigung serbischer Wirtschaftsjuristen, Vrnjačka Banja, 14.05.2008.

Kumpan, Christoph, Performance and Compensation of Directors, Skopje, 01.03.2008.
– Haftung am deutschen Kapitalmarkt, Hamburg, 28.05.2008.
– Hedge Fonds – Gefahr oder Chance für Europa?, Berlin, 29.05.2008.
– Introduction to Law and Economics and Information Asymmetries, Wien, 

07.08.2008.
– Confl icts of interest and the current fi nancial crisis, Oxford, 04.12.2008.

Kurzynsky-Singer, Eugenia, Neukodifi zierung  des Zivilrechts – die Erfahrungen Bra si-
liens und Russlands im Vergleich (gemeinsam mit Jan Schmidt / Arbeitskreis Latein-
amerika), GUS Runde, MPI für Privatrecht, Hamburg, 14.03.2008.

Leyens, Patrick C., A Functional Approach to Supervisory Information and Independence 
on Board Level, University of Ghent, 15.02.2008.

– Corporate Governance, Universität Hamburg, 03.03.2008.
– Interview: Aus der Traum – Das war der Beruf Investmentbanker [ad Manage ment-

ver gütung], NDR Info, 22.09.2008.
– Interview: Die Sparer können der Einlagensicherung trauen [ad Einlagensicherung], 

CAPITAL-Investor, Nr. 28, S. 14, 06.10.2008.
– Interview: Alles in einen Topf [ad gesetzliche Einlagensicherung], Süddeutsche Zei-

tung, Nr. 239, S. 22, 14.10.2008.
– The Financial Market Crisis and Deposit Insurance: Safe Deposits – a Fairy Tale?, 

Uni ver sity of Rotterdam, 18.10.2008.
– Interview: Wie sicher ist der Einlagensicherungsfonds? [ad freiwillige Einlagen si che-

rung], Rundfunk Berlin-Brandenburg, Radio Eins, 28.10.2008.
– Berufsperspektive: Rechtswissenschaft, Universität Hamburg, 31.03.2008.
– Discussion: Horst Eidenmüller, An Empirical Analysis on the Use of the Societas 

Europaea, University of Rotterdam, 06.11.2008.
– Reform der Einlagensicherung und Anlegerentschädigung, MPI für Privatrecht, Team 

Hopt, 18.12.2008.

Massing, Dominik, Europäisches Internationales Kartelldeliktsrecht, Konzil, MPI, 
Hamburg, 01.12.2008.

Meier, Sonja, Zur Reform der Solidarschuldregeln, Universität Zürich, 10.10.2008.

Mestmäcker, Ernst-Joachim, Interface of Competition and Regulation in EC Law, 

Sonstige Tätigkeiten
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Universität Lissabon, 26.06.2008.
– EU Competition Rules in New Member States, Prag, 03.07.2008.
– Rechtliche und ökonomische Grundlagen verfasster Frei heit, Freiburg, 20.11.2008.

Mittermeier, Martin, Empty Voting, Europäisches Hochschulinstitut, Florenz, 
18.04.2008.

– Freedom of Contract, 12th Hamburg-Tel Aviv Workshop on German and European 
Private Law, MPI für Privatrecht, Hamburg, 03.09.2008.

Pißler, Knut B. – Rechtliche Rahmenbedingungen bei der internationalen Alumni-Arbeit: 
Das Beispiel der Volksrepublik China, Deutscher Akademischer Austausch Dienst 
(DAAD), Bonn, 14.03.2008.

– Geschichte des taiwanischen Zivilrechts und sein Einfl uss auf das Recht der 
Volksrepublik China, Vereinigung der Juristen aus der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik China (Taiwan) e.V., Hamburg, 18.06.2008. 

– Der chinesische Finanzmarkt: Kapitalmarkt mit chinesischen Charakteristika, 
Symposium „China und der Westen“ des Humboldt Forums Wirtschaft, Humboldt-
Universität zu Berlin, 25.06.2008. 

– China: Chinesische Kultur und chinesisches Recht, Schulvortrag aus Anlass der 
Jahreshauptversammlung der Max-Planck-Gesellschaft am Julius-Ambrosius-Hülße 
Gymnasium, MPG, Dresden, 26.06.2008. 

– Chinesisches Recht, Interkulturelles Training, Universität Hamburg, 11.09.2008. 
– Nonprofi t Organizations in the People`s Republic of China: A Case Study, Jahrestagung, 

European China Law Studies Association e.V., Bologna, 02.10.2008.
– Chinesisches Wirtschaftsstrafrecht, Symposium „Das chinesische Strafrechtssystem 

im soziokulturellen Kontext“, Universität Würzburg, 11.10.2008.
– Das revidierte Wertpapiergesetz der Volksrepublik China: Kapitalmarktrecht zwischen 

Liberalisierung und Reglementierung, Symposium der Koreanisch-Chinesischen 
Juristenvereinigung, Seoul, 12.12.2008. 

Rösler, Hannes, Herausforderungen der Konvergenz für die Medienregulierung in Europa 
und den USA, Einleitungsreferat (sowie Moderation) zu gleichnamiger Veranstaltung, 
1. Hamburg International Media Law Forum (IMLF) der Deutsch-Amerikanischen 
Juristenvereinigung, Gruner + Jahr Pressehaus, Hamburg, 04.06.2008.

– The Infl uence of EU Law on Civil and Commercial Law, Konferenz „Codifi cation of 
the Macedonian Civil and Commercial Law“, Macedonian Academy of Sciences and 
Arts, Skopje/Mazedonien, 18.06.2008.

– Methods of Interpretation of European and Unifi ed Sales Law, 12th Hamburg-Tel 
Aviv Workshop on German and European Private Law, MPI für Privatrecht, Hamburg, 
05.09.2008.

– Consumption and the Transformation of Contractual Justice in Europe, Konferenz, 
„The Many Concepts of Social Justice in European Private Law (Contract Law)“, 
European University Institute (EUI), Law Department, Florenz/Italien, 07.11.2008.

– Protection of Personality Rights, Universität Hamburg, 15.11.2008.
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Roth, Markus, Die Rechtsgeschäftslehre im demographischen Wandel, Erlangen, 
07.01.2008.

– Vertragsbeendigung und Forderungsübergang im Darlehensrecht, Universität Mainz, 
29.01.2008. 

– Die Rechtsgeschäftslehre im demographischen Wandel, Hamburg, 07.02.2008.
– Private Altersvorsorge, Ruhr-Universität, Bochum, 08.02.2008.
– Der „more economic approach“ im Europäischen Wettbewerbsrecht, Universität 

Mannheim, 29.02.2008.
– Die unternehmerische Entscheidung im Arbeitsrecht, Universität Passau, 14.03.2008.
– The impact of the demographic change on contract law, MaxnetAging Workshop, 

Ralswiek, Rügen, 11.04.2008.
– Haftung von Vorstand und Aufsichtsrat, vor einer Delegation aus den Vereinigten 

Arabischen Emiraten, MPI für Privatrecht, Hamburg, 28.05.2008. 
– Empfehlen sich besondere Regeln für börsennotierte und für geschlossene 

Gesellschaften?, Team Hopt, MPI für Privatrecht, Hamburg, 02.06.2008.
– Die Rechtsgeschäftslehre im demographischen Wandel, Philipps-Universität, 

Marburg, 30.06.2008.
– Private Altersvorsorge – Eine Gesamtschau des Betriebsrentenrechts und des Rechts 

der individuellen Vorsorge, Fachbeirat, MPI Privatrecht, 25.7.2008.
– Private Altersvorsorge – Betriebsrentenrecht und das Rechts der indi vi du ellen 

Vorsorge aus rechtsvergleichender Sicht, MPI Sozialrecht, 18.11.2008.

Rühl, Giesela, Party Autonomy in International Contracts: Comparative and Economic 
Ob servations, Juristische Fakultät, Europäisches Hochschulinstitut, Florenz, 
28.01.2008.

– The Role of Judges in Times of Globlisation: A Private International Law Perspective, 
Juristische Fakultät, Europäisches Hochschulinstitut, Florenz, 29.01.2008.

– Choice of Law and Choice of Forum in the European Union: Recent Developments, 
Fa culty of Law, University of Oxford, 14.03.2008.

– Effi zienzprobleme bei grenzüberschreitenden Rechtsstreitigkeiten, VI. Tra ve münder 
Symposium zur ökonomischen Analyse des Rechts, Travemünde, 29.03.2008.

Schmidt, Jan Peter, Charakteristika des neuen brasilianischen Zivilgesetzbuchs, GUS 
Runde, MPI für Privatrecht, Hamburg, 14.03.2008.

– Anerkennung außereuropäischer Urteile in Deutschland – Probleme bei der An wen-
dung des Spiegelbildprinzips, Club Mittelweg, Hamburg, 19.03.2008.

Schmiedel, Liane, Gerichtliche Streitbeilegung in Deutschland – Der Zivilprozess, 
Hamburg, 09.12.2008.

– Wege der Alternativen Streitbeilegung in Deutschland unter besonderer Berück sich-
tigung der Mediation, Hamburg, 09.12.2008.

Siehr, Kurt, Internationaler Schutz von Kulturgütern, Schutz der bildenden Kunst in Vergan-
gen heit, Gegenwart und Zukunft, 18. Bundesweite Tagung der wissen schaft lichen 
Volon tärinnen und Volontäre an Museen, Gedenkstätten und der Denkmalpfl ege, 

Sonstige Tätigkeiten
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Natur museum Senckenberg, Frankfurt/Main, 15.03.2008.
– Kulturgüter im Irak, Könige am Tigris, Podiumsgespräch anlässlich von 175 Jahre 

Universität Zürich, 16.04.2008.
– Kunst und Recht. Die Schweiz ein Paradies für Museen, Sammler und Kunsthändler!?, 

Semi nar „Kunst und Recht“ des Europa Instituts der Universität Zürich, 28.05.2008.
– Internationaler Schutz von Kulturgut, Deutsche Richterakademie, Wustrau, 

13.06.2008.
– Schutz national wertvollen Kulturgutes – Modelle, Verwirklichung und Per spektiven, 

Kul tur stiftung der Länder, Berlin, 23.06.2008.
– Kunst und Recht, Überlegungen zum Estate Planning, Zug, 26.06.2008.
– Private International Law – Developments in Europe and Germany, Koç University: 

Seminar on:  The Private International Law in Europe and the Recent Turkish Statute 
on Private International and Procedural Law and its Relevant Provisions Regarding 
Law of Obligations and Business Law, Istanbul, 07.07.2008.

– Neueste Entwicklungen im Kulturgüterrecht 2007/2008, Doktoranden- und Habili-
tan den-Seminar „Kunst und Recht”, Berlin, 12.07.2008.

– Commercial Transactions and the Forfeiture of State Immunity under Private Inter-
na tional Law, Konferenz: Transparency, Integrity, Mobility and Security of Loan 
Transactions in Cultural Objects”, London, 18.07.2008.

– Marriage and Divorce in Germany and Europe, 12th Hamburg-Tel Aviv Workshop on 
European and German Private Law, Hamburg, 05.09.2008.

– UNESCO – Konvention von 1970. Umsetzung in Deutschland aus der Sicht der 
Wissen schaft, 2. Heidelberger Kunstrechtstag, Heidelberg, 06.09.2008.

– „Rome II – Regulation and Maritime Torts”, Group européen de droit international 
privé, Bergen/Norwegen, 19.09.2008.

– Österreichisches IPR-Gesetz und europäische Ideengeschichte, 30 Jahre öster-
reichisches IPR-Gesetz – europäische Perspektiven, Wien, 10.10.2008.

– International Cultural Property Disputes. Problems of Private International Law, Uni-
ver siteit Gent, 08.11.2008.

Steffek, Felix, Die Insolvenzverursachungshaftung des Geschäftsführers und ihr Verhältnis 
zur Gesellschafterverantwortung, Vortrag im Rahmen des Schüler-Symposions aus 
Anlass des 75. Geburtstages von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Ulmer, Internationales 
Wissenschafts forum, Heidelberg, 14.03.2008.

– Systematik des deutschen Zivilrechts, Multilaterales Hospitationsprogramm für 
Zivil- und Handelsrichter, Veranstalter: Deutscher Richterbund, Deutsche Stiftung 
für internationale rechtliche Zusammenarbeit, Bonn, 03.11.2008.

–  Grundlagen des deutschen Gesellschaftsrechts, Multilaterales Hospitationsprogramm 
für Zivil- und Handelsrichter, Veranstalter: Deutscher Richterbund, Deutsche Stiftung 
für internationale rechtliche Zusammenarbeit, Bonn, 03.11.2008.

– Beratung des Gesetzgebers durch das Max-Planck-Institut für Privatrecht am Beispiel 
des Großgutachtens zur Mediation für das Bundesministerium der Justiz, Präsentation 
des Instituts anlässlich einer Veranstaltung der Studienstiftung des deutschen Volkes, 
Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht, Hamburg, 
15.11.2008.
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Trautmann, Clemens, Intellectual Property Law in the European Union, 12th Hamburg-Tel 
Aviv Workshop on German and European Private Law, 04.09.2008.

– Europäisches Kollisionsrecht und ausländisches Recht im nationalen Zivilverfahren, 
MPI für Privatrecht, Konzil, 01.12.2008.

Witt, Detlev, European and German Antitrust Law and Law Against Unfair Competition, 
12th Hamburg – Tel Aviv Workshop on European and German Private Law, Hamburg, 
04.09.2008.

Wurmnest, Wolfgang, Auf dem Weg zu einem transatlantischen Standard zur Beurteilung wett-
be werbswidriger Kampfpreise?, Europäisches Hochschulinstitut, Florenz, 18.04.2008.

– Tort Law in Europe, 12th Hamburg-Tel Aviv Workshop on European and German 
Private Law, MPI für Privatrecht, Hamburg, 02.09.2008.

– Einseitige Beschränkungen des Parallelhandels durch Arzneimittelhersteller im 
Binnenmarkt – Innovationsschutz oder Marktabschottung?, Universität Mannheim, 
01.12.2008.

– Erfüllungsanspruch trotz Steuerverkürzung – Zur Rechtsprechung des BGH bei 
Werkverträgen „ohne Rechnung“, Universität Hannover, 10.12.2008.

Yassari, Nadjma, Das islamische Familienrecht zwischen Tradition und Wandel, Universität 
Halle, 29.10.2008.

– Das Internationale Privatrecht der Schuldverträge im Iran, Universität zu Köln, 
15.12.2008.

Zimmermann, Reinhard, Prescription: General Framework and Special Problems concerning 
Damages Claims (gemeinsam mit Jens Kleinschmidt), Wien, 29.03.2008.

– Aktuelle Perspektiven des Europäischen Privatrechts, Universität Kiel, 15.05.2008.
– Verbindungen zwischen Rechtsgeschichte und Rechtsvergleichung, Universität Bonn, 

16.10.2008.
– The Draft Common Frame of Reference, Keio Universität, Tokio, 28.10.2008.
– Contract Law Reform: The German Experience, Keio Universität, Tokio, 28.10.2008.
– Das Recht der ungerechtfertigten Bereicherung in Europa, Universität Kyoto, 

30.10.2008.
– Europäisierung der Privatrechtswissenschaft, Ryukoku Universität, Kyoto, 

31.10.2008.
– Europäisches Vertragsrecht, Universität Kyoto, 01.11.2008.
– Charakteristika der Entwicklung des Privatrechts in Deutschland unter dem BGB, 

Deutsch-Koreanisches Symposium, MPI Hamburg, 07.11.2008.
– Verbindungen zwischen Rechtsgeschichte und Rechtsvergleichung und die Euro-

pä isierung der Privatrechtswissenschaft, Vortrag vor dem Senat der MPG, Berlin, 
21.11.2008.

– Rechtsgeschichte, Rechtsvergleichung und die Europäisierung des Privatrechts, 
Universität Basel, 03.12.2008.

Sonstige Tätigkeiten
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Ehrungen

Basedow, Jürgen, Ernennung zum Ehrenprofessor der Xi’an Jiaotong-Universität, Septem-
ber 2008.

– Ernennung zum Mitglied des American Law Institute, November 2008.

Heinze, Christian A., Otto-Hahn-Medaille der Max-Planck-Gesellschaft für seine Disserta-
tion zum Thema „Einstweiliger Rechtsschutz im europäischen Immaterial güter recht“, 
Juni 2008.

Hopt, Klaus J., Preis für Mentorship der Claussen-Simon-Stiftung, März 2008.
– APTISSIMI-Preis ESADE Barcelona Alumni Derecho de los Negocios, Juli 2008.
– Ernennung zum Mitglied der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina 

(Halle), Dezember 2008.

Illmer, Martin, Förderpreis der Deutschen Institution für Schieds ge richts bar keit für seine 
Dissertation zum Thema „Der Arglisteinwand an der Schnittstelle von staatlicher 
Gerichtsbarkeit und Schiedsgerichtsbarkeit“, April 2008.

Leyens, Patrick C., Kurt-Hartwig-Siemers-Wissenschaftspreis der Hamburgischen 
Wissen schaftlichen Stiftung für seine Dissertation „Information des Aufsichtsrats – 
Ökono misch-funktionale Analyse und Rechtsvergleich zum englischen Board“ sowie 
weitere wissenschaftliche Arbeiten zur Corporate Governance, März 2008.

Martens, Sebastian, Dieter-Rampacher-Preis der Max-Planck-Gesellschaft, Juni 2008.
– Otto-Hahn-Medaille der Max-Planck-Gesellschaft für seine Promotion „Durch Dritte 

verursachte Willensmängel“, Juni 2008.

Steffek, Felix, Max-Hachenburg-Gedächtnispreis für seine Dissertation „Gläubigerschutz 
in der Kapitalgesellschaft – Krise und Insolvenz im englischen und deutschen Kapital-
ge sellschafts- und Insolvenzrecht“, Juni 2008.

Zimmermann, Reinhard, Ernennung zum Affi liate Professor an der Bucerius Law School, 
März 2008.

Tätigkeiten in wissenschaftlichen Gremien und Vereinigungen

Baetge, Dietmar, Prüfer für die Graduiertenförderung der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.
−  Mitglied des Panel of Arbitrators des Permanent Arbitration Court at the Croatian 

Chamber of Economy.
− Mitglied der Wissenschaftlichen Vereinigung für Internationales Verfahrensrecht.
− Mitglied der Academic Society for Competition Law (ASCOLA).
 – Mitglied der Zivilrechtslehrervereinigung.
 – Mitglied der Vereinigung der Zivilprozessrechtslehrer.
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Basedow, Jürgen, Mitglied des Deutschen Rates für Internationales Privatrecht.
– Mitglied des American Law Institute.
– Ehrenmitglied des Wissenschaftlichen Beirats bei dem Bund der Versicherten.
– Mitglied des Vorstandes der Argentinisch-Deutschen Juristen-Vereinigung.
– Mitglied und Präsident der International Academy of Commercial and Consumer 

Law.
– Titularmitglied und Generalsekretär der Académie Internationale de Droit Comparé.
– Mitglied der Akademie Europäischer Privatrechtswissenschaftler.
– Mitglied der Restatement Group European Insurance Contract Law.
– Mitglied des Beirats, Frankreich-Zentrum der Universität Frei burg/Brsg..
– Vorsitzender der Monopolkommission (2004-2008).
– Mitglied des Groupe Européen de Droit International Privé.
– Mitglied des Vorstands der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht.
– Gutachter der Deutschen Forschungsgemeinschaft sowie für verschiedene deut sche 

und ausländische Universitäten.
– Mitglied des Vorstandes der Gesellschaft für Rechtsvergleichung.
– Mitglied des Wirtschaftsbeirats der HUK Coburg VVaG.
– Vorsitzender des Beirats, „Versicherungsombudsmann e.V.“
– Mitglied der Academia Europea.
– Mitglied des Beirats des Forschungsinstituts für Wirtschaftsverfassung und Wett-

bewerb (FIW).
– Membre du Conseil, Institut de Droit Comparé Edouard Lambert, Universität Jean 

Moulin (Lyon III).
– Member of the Board, Academic Society for Competition Law.
– Mitglied des Versicherungsbeirats der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht (BAFIN).
– Mitglied des Kuratoriums, Hamburgische Wissenschaftliche Stiftung.
– Mitglied des Scientifi c Council, Barcelona Graduate School of Economics.
– Mitglied und Vorsitzender, Deutsch-Türkische Juristenvereinigung e.V.
– Ehrenmitglied, Ungarische Akademie der Wissenschaften.
– Mitglied des Deutschen Rates für Internationales Privatrecht.

Bauer, Cathrin, Redakteurin und (Mit-)Herausgeberin „Bucerius Law Journal“ – www.
law-journal.de.

Baum, Harald, Privatdozent an der Universität Hamburg.
– Senator (kraft Amt) der Max-Planck-Gesellschaft.
– Research Associate, European Corporate Governance Institute, Brüssel.
– Vertreter der wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen der Geistes-, Sozial- und Human-

wissen schaftlichen Sektion der Max-Planck-Gesellschaft.
– Schlichter der Geistes-, Sozial- und Humanwissenschaftlichen Sektion der Max-

Planck-Gesellschaft.
− Vizepräsident der Deutsch-Japanischen Juristenvereinigung.
− Member of the Advisory Board of the Australian Network of Japanese Law 

(ANJeL).

Sonstige Tätigkeiten
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− Member of the Editorial Advisory Board; „Asian Law Abstracts”; The Legal Scholar-
ship Network (www.ssrn.com).

–  Mitglied der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht.
–  External Examiner, University of London.
−  Gutachter für den Deutschen Akademischen Austauschdienst.
−  Gutachter für die Alexander v. Humboldt-Stiftung.

Bruder, Florian, Mitglied des Academic Forum, INSOL Europe.
– Mitglied der Deutsch-Britischen Juristenvereinigung e.V.

Deckert, Katrin, Stellvertretende Generalsekretärin der Internationalen Akademie für 
Rechts vergleichung.

Fiorentini, Francesca, Leitung des Forschungsprojektes über „Security Interests over Im-
mo vable Assets in European Law”, zusammen mit Prof. C. van der Merwe (Aberdeen) 
und G. Watt (Warwick), im Bereich des internationalen Projektes „The Common Core 
of European Private Law“, General Editors: Professoren M. Bussani (Triest) und U. 
Mattei (Turin und Hastings) (http://www.jus.unitn.it/dsg/common-core), seit 2005.

von Hein, Jan, Mitglied der Zivilrechtslehrervereinigung.
– Mitglied der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht.
– Mitglied der Wissenschaftlichen Vereinigung für Internationales Verfahrensrecht.
– Mitglied der Gesellschaft für Rechtsvergleichung.
– Vorstandsmitglied des DAJV; Regionalvorstand Trier der Deutsch-Amerikanischen 

Juristen-Vereinigung.
– Mitglied des Freunde des Hamburger MPI e.V.

Hellwege, Phillip, Mitglied der Gesellschaft Junger Zivilrechtswissenschaftler e.V.
– Mitglied der Gesellschaft für Rechtsvergleichung e.V.
–  Mitglied der Stair Society.

Hopt, Klaus J., Vizepräsident der Deutschen Forschungsgemeinschaft.
− Mitglied der Ständigen Deputation des Deutschen Juristentags e.V., Bonn.
− Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats der Fritz Thyssen Stiftung, Köln.
− Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats des Deutschen Aktieninsti tuts e.V. (DAI),  

Frankfurt a.M.
− Mitglied des Fachbeirats des Max-Planck-Instituts für ausländisches und inter na-

tiona les Patent-, Urheber- und Wettbewerbsrecht, München.
− Académie internationale de droit comparé/International Academy of Comparative 

Law, La Haye/The Hague (membre acco cié/associate member).
– Seniormitglied der Akademie der Wissenschaften in Hamburg.
− Braunschweigische Wissenschaftliche Gesellschaft (korrespondie ren des Mitglied in 

der Klasse für Geisteswissenschaf ten).
− Vetenskapssocieteten i Lund, Schweden (New Society of Letters at Lund) (korrespon-

dierendes Mitglied).
− Arbeitskreis Wirtschaft und Recht.
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− Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der Bankrechtlichen Vereinigung – Wissen-
schaft liche Gesellschaft für Bankrecht e.V.

− Kuratoriumsmitglied der Deutsch-Japanischen Juristenvereinigung.
− European Corporate Governance Institute (inaugural fellow, member of the board).
− International Faculty of Corporate and Capital Market Law.
− Society of European Contract Law (SECOLA, member of the advi sory board).
− Aufsichtsratsmitglied der Vereinigung für Gesellschaftsrecht (VGR).
− Mitglied Deutsch-Amerikanische Juristen-Vereinigung.
− Mitglied Deutsche Gesellschaft für Völkerrecht.
− Mitglied Gesellschaft für Rechtsvergleichung.
− Mitglied des Übersee-Club Hamburg (Kuratoriumsmitglied).
− Mitglied der Vereinigung für den Gedankenaustausch zwischen deutschen und italie-

nischen Juristen.
– Mitglied des Conseil d‘Administration Fondation Internationale pour l‘Enseignement 

du Droit des Affaires (FIEDA).
– Mitglied Zivilrechtslehrervereinigung.
– Mitglied des Übernahmerats bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs auf sicht.
– Mitglied der Börsensachverständigenkommission beim Bundesministerium der 

Finan zen.
– Senator (kraft Wahl) der Max-Planck-Gesellschaft.
– Mitglied des Wissenschaftlichen Evaluationsbeirats der Alexander von Humboldt-

Stiftung.

Illmer, Martin, Mitglied der Gesellschaft für Rechtsvergleichung e.V.
– Mitglied der Deutschen Vereinigung für Gewerblichen Rechtsschutz und Urheber-

recht (GRUR).
–  Mitglied der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit (DIS und DIS 40).
– Mitglied des Hamburg Arbitration Circle.

Jessel-Holst, Christa, Vorstandsmitglied der Deutsch-Bulgarischen Juristenvereinigung e.V.
– Mitglied Scientifi c Council „Revista romana de Drept als afacerilor“, Bukarest.

Knudsen, Holger, Immediate Past President und Member of the Nominating Committee, 
Inter national Association of Law Libraries.

− Vorsitzender der Wahlkommission des Vereins deutscher Bibliothekare.
− Vorsitzender der Law Libraries Section der International Federation of Law Libra ries.

Kropholler, Jan, Mitglied des Deutschen Rates für Internationales Privatrecht.
− Mitglied der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht.
– Mitglied der Wissenschaftlichen Vereinigung für Internationales Verfahrensrecht.

Kulms, Rainer, Editor-in-Chief der European Business Organization Law Review [EBOR], 
T.M.C. Asser Press, Den Haag.

– Mitglied des Internationalen Herausgeberbeirats von Pravo i Privreda (Belgrad).
– Mitglied der International Society for New Institutional Economics.

Sonstige Tätigkeiten
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Kumpan, Christoph, Mitglied der Arbeitsgruppe der Börsensachverständigenkommission 
beim Bundesministerium der Finanzen.

Kurzynsky-Singer, Eugenia, Mitglied der Vereinigung für deutsch-russisches Wirtschafts-
recht e.V. (VDRW).

Mestmäcker, Ernst-Joachim, Mitglied des Advisory Board: Journal of Institutional and 
Theoretical Economics (JITE). Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft J.C.B., 
Mohr Siebeck, Tübingen.

– Member of the Editorial Advisory Board: Journal of International Economic Law 
(JIEL), Oxford University Press, Oxford.

– Mitglied des Beirats: Wirtschaft und Wettbewerb (WuW), Zeitschrift für deutsches 
und europäisches Wettbewerbsrecht, Verlag Handelsblatt, Düsseldorf.

– Member of the Advisory Board: European Business Organization Law Review 
[EBOR], T. M. C. Asser Press.

Pißler, Knut B., Gründungsmitglied und Vizevorsitzender der European China Law Studies 
Association e.V.

– Vorstandsmitglied der Deutsch-Chinesischen Juristenvereinigung e.V.
– Internetbeauftragter der Deutsch-Chinesischen Juristenvereinigung e.V.
– Mitgliedschaft in der Deutsch-Koreanischen Juristischen Gesellschaft e.V.
– Mitglied im wissenschaftlichen Beirat der Zeitschrift für chinesisches Recht 

(ZChinR).
– Mitglied im Beirat (Advisory Board) der Zeitschrift „China aktuell“.

Rehm, Gebhard, Regionalvorstand, Deutsch-Amerikanische Juristen-Vereinigung e. V. 
(DAJV).

– Mitglied Deutscher Juristentag.

Rösler, Hannes, Mitglied der Gesellschaft für Rechtsvergleichung e.V.
– Mitglied der Deutsch-Amerikanischen Juristen-Vereinigung (DAJV).

Roth, Markus, Junior Fellow MaxnetAging.
− Mitglied der Deutsch-Amerikanischen Juristen-Vereinigung e.V. (DAJV).
– Mitglied Deutscher Juristentag.
– Mitglied Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft.

Rühl, Giesela, Mitglied des Deutschen Hochschulverbandes e.V.
– Mitglied der European Association for Law and Economics (EALE).
– Mitglied der Gesellschaft für Recht und Ökonomik e.V.
– Mitglied der Gesellschaft für Rechtsvergleichung e.V.
− Mitglied der Gesellschaft Junger Zivilrechtswissenschaftler.

Samtleben, Jürgen, Miembro Honorario de la Asociación Americana de Derecho 
Internacional Privado
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– Mitglied im Beirat der Deutsch-Brasilianischen Juristenvereinigung.
– Mitglied der Argentinisch-Deutschen Juristenvereinigung.
– Mitglied der Deutsch-Lusitanischen Juristenvereinigung.
– Mitglied der Gesellschaft für Rechtsvergleichung.

Schmidt, Jan Peter, Veranstalter des vierteljährlich tagenden Forums „Arbeitskreis Latein-
amerika” (gemeinsam mit RA Dr. Thilo Scholl).

– Vorstandsmitglied der Deutsch-Brasilianischen Juristenvereinigung.
– Mitglied der Deutsch-Argentinischen Juristenvereinigung.
– Mitglied der Deutsch-Lusitanischen Juristenvereinigung.

Siehr, Kurt, Mitglied der Academia dei Giusprivatisti Europei, Pavia.
− Mitglied der Deutsch-Italienischen Juristenvereinigung e.V.
− Mitlied der Deutsch-Türkischen Juristenvereinigung e.V.
− Mitglied der Deutsch-Amerikanischen Juristen-Vereinigung e.V.
− Mitglied der Deutsch-Israelischen Juristenvereinigung e.V.
− Mitglied der Groupe européen de droit international privé.
− Mitglied der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht.
− Mitglied der deutschen Zivilrechtslehrervereinigung.
− Mitglied des Deutschen Rats für Internationales Privatrecht.
− Mitglied der Internationalen Vereinigung für Familienrecht.
− Mitglied der Internationalen Vereinigung für Zivilverfahrensrecht.
− Vorstandsmitglied der International Cultural Property Society.
− Mitglied der Schweizerischen Vereinigung für Internationales Recht.
− Mitglied der Society of European Contract Law.
− Mitglied der deutschen Sektion der International Law Association.
− Gastprofessor der Tel Aviv University Buchmann Faculty of Law.
− Korrespondierendes Mitglied von UNIDROIT.
– Beirat des Instituts für Kunst und Recht, Heidelberg.
− Board Member der Uniform Law Foundation.

Sperr, Anneken Kari, Mitglied der Deutsch-Nordischen Juristenvereinigung e.V.
− Mitglied der Gesellschaft für Rechtsvergleichung e.V.

Steffek, Felix, Mitglied Deutscher Juristentag.

Steinbrück, Ben, Mitglied der DIS40, ASA Group below 40.
– Mitglied der Deutsch-Britischen Juristenvereinigung.

Wurmnest, Wolfgang, Mitglied der Gesellschaft Junger Zivilrechtswissenschaftler e.V.
− Mitglied der Hamburg Law and Economics Society e.V.
−  Mitglied der Deutsch-Amerikanischen Juristen Vereinigung e.V. (DAJV).
– Mitglied des Deutschen Vereins für Internationales Seerecht.

Sonstige Tätigkeiten
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Yassari, Nadjma, Vorsitzende der Deutsch-Iranischen Juristenvereinigung e.V. (DIJV).
– Kuratoriumsmitglied bei der Gesellschaft für Arabisches und Islamisches Recht e.V. 

(GAIR).

Zimmermann, Reinhard, Ordentliches Mitglied der Akademie der Wissenschaften zu 
Göttingen.

− Corresponding Fellow, Royal Society of Edinburgh.
− Korrespondierendes Mitglied der Bayerischen Akademie der Wissenschaften.
− Corresponding Fellow, British Academy.
− Auswärtiges Mitglied der Accademia delle Scienze di Torino.
– Korrespondierendes Mitglied der Österreichischen Akademie der Wissenschaften.
− Geschäftsfühender Vorstand der deutschen Zivilrechtslehrervereinigung.
− Fachgruppenleiter Zivilrecht und Vorstandsmitglied der Deutschen Gesellschaft für 

Rechts vergleichung e.V.
− Fachkollegium Rechtswissenschaft der Deutschen Forschungsgemeinschaft.
− Mitglied und stellvertretender Vorsitzender des Kuratoriums, Studienstiftung des 

Deutschen Volkes.
− Beirat des Center of European and Comparative Law, University of Cambridge.
− Visiting Professor, University of Edinburgh.
− Beirat der Forschungsstelle für Europäisches Schadensersatzrecht, Österreichische 

Akademie der Wissenschaften.
– Fachbeirat des Onderzoekcentrum Onderneming en Recht, Nijmegen.
− Member of the Selection Committee, Academy Professorship Programm der Königlich 

Niederländischen Akademie der Wissenschaften.
– Vorstandsmitglied der Association Internationale des Sciences Juridiques.
– Auswärtiges Mitglied, All Souls College, Oxford. 
– Vorsitzender der Geistes-, Sozial- und Humanwissenschaftlichen Sektion der Max-

Planck-Gesellschaft.
– Mitglied des Advisory Board des Tilburg Institute of Comparative and Transnational 

Law.



147

Bibliothek

Bibliothek
Das Jahr 2008 war für die Bibliothek durch eine tiefgreifende personelle Neuordnung und 
durch die Einführung weiterer elektronischer Angebote gekennzeichnet.

Nach fast 30 Jahren im Dienste des Instituts ist Marianne Runkel als Leiterin der inte grier-
ten Erwerbungs katalogisierung in den wohlverdienten Ruhestand getreten. Frau Runkel 
hat der Bibliothek ihren unverwechselbaren Stempel aufgedrückt und ihre jewei ligen 
Arbeits bereiche in hervorragendem Zustand hinterlassen. Auch an dieser Stelle gebührt 
ihr dafür Dank und Anerkennung.

Frau Runkel ist am 1. Oktober 2008 Frau Iris Kaiser als neue Abteilungsleiterin nach-
ge folgt. In enger Absprache mit Frau Kaiser hat die Direktion der Bibliothek auch die 
Zeit schriften stelle in die integrierte Erwer bungs katalogi sierung ein bezogen und an Stelle 
der bis herigen Abteilungen vier Teams gebildet, in denen auch die Aufgaben neu ver teilt 
wur den. Diese Neuordnung beruhte auf der Erkenntnis, dass für eine Biblio thek mit inter-
na ti o nalem Sammel profi l das Herkunftsland noch wichtiger ist als der Literaturtyp „Zeit-
schrift“, „Monographie“ oder „elektronische Publikation“.

Aufgabe der Bibliothek ist es, für die Institutsmitarbeiter und für die Gäste aus aller Welt 
das Zivilrecht aller Länder zu sammeln, zu erschließen und zur Verfügung zu stellen – 
unab hängig von der politischen Kultur und dem Rechtssystem des jeweiligen Landes, 
unab hängig von der Veröffentlichungssprache und unabhängig von der Frage, ob ein Werk 
in lateinischen oder eher „exotischen“ Buchstaben geschrieben wurde. In die sem Sinne 
bemüht sich die Bibliothek, von jedem der etwa 200 Länder der Welt mindestens eine 
Gesetzsammlung, mindestens eine Urteilssammlung, mindestens die führende juristische 
Fach zeitschrift und einen guten Grundstock an zivilrechtlicher Literatur vorzuhalten.

Allerdings gibt es in etwa der Hälfte der Länder der Welt kein funktionierendes Verlags-
wesen und keinen funktionierenden Buchhandel, so dass die genannten Erwer bungs-
prinzipien häufi g an ihre Grenzen stoßen. Das betrifft beispielsweise praktisch alle 
Staaten Schwarzafrikas, die meisten Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjet union, die 
Kleinstaaten der Karibik und des pazifi schen Raums und besonders isolierte asiatische 
Länder wie Nordkorea, Burma, Nepal oder Laos. Wenn es hier nach langer Suche und 
vielem Probieren doch einmal gelingt, ein Werk zu beschaffen, dann ist das immer ein 
Anlass für besonderen bibliothekarischen Stolz.

Für etwa ein weiteres Viertel der Länder der Welt können die Erwerbungsprinzipien zwar 
weit gehend eingehalten werden, aber auch hier ist es für die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Bibliothek nicht immer einfach. Von Neuerscheinungen Kenntnis zu er hal-
ten, die fort währende Belieferung mit Zeitschriften zu kontrollieren, schwer verständliche 
Rech nun gen richtig zu interpretieren und ein Netzwerk zuverlässiger Liefe ranten auf zu-
bau en, erfordert Spezialisten. Eben aus diesem Grunde ist jetzt die Entscheidung gefallen, 
Teams mit regionaler Ausrichtung zu gründen.

Überhaupt nur von etwa 50 Ländern (etwa dem letzten Viertel) lässt sich sagen, dass 
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Informationen über Neuerscheinungen und der Kontakt mit dem Buchhandel problemlos 
funktionieren.

Die Bibliothek hat mit der Einführung des sogenannten „Catalog Enrichment“ begon nen. 
Darunter versteht man, vereinfacht gesagt, die Anreicherung von digitalen Kata log daten 
mit zusätz lichen Informationen, in erster Linie Inhaltsverzeichnisse.

Auf diese Weise ist es für Interessenten möglich, sich komfortabel und unab hängig davon, 
wo sie sich befi nden, über den Inhalt eines Werkes zu informieren. Ein angereichertes 
Katalogisat ist durch ein entsprechendes Pikto gramm gekennzeichnet; durch einfaches 
Anklicken wird das Inhaltsverzeichnis sichtbar gemacht. Die Biblio thek hat das Projekt 
mit den jeweiligen Neuzugängen begonnen und mit bereits vorhan denen Werken, die 
für unsere Wissenschaftler und Gäste von besonderer Bedeutung sind und die zur guten 
Außen darstellung des Instituts beitragen, also Festschriften, hausinterne Schriften reihen, 
Sammelwerke und Publikationen unserer Wissenschaftler. Nach und nach soll auf diese 
Weise der gesamte Bibliotheksbestand in lateinischer Schrift erfasst werden. 

Seit Februar 2008 konnten die Inhaltsverzeichnisse von mehr als 4000 Titeln gescannt 
werden; von diesen wurden schon mehr als 1000 Titel nach einem relativ aufwendigen 
Verfahren indexiert. Damit konnten auch einzelne Wörter und Autorennamen aus 
dem Inhaltsverzeichnis im OPAC recherchierbar gemacht werden. Insbesondere die 
Festschriftenbeiträge als die berühmten und vielbeklagten „Grabstellen auf den Friedhöfen 
des Wissens“ können jetzt endlich, endlich, nach modernsten Verfahren erschlossen 
werden. Mit der unaufhaltsam steigenden Zahl von Festschriftenbeiträgen ist das wichtiger 
denn je. Und was geschieht mit den Fried höfen des Wissens? Je nach Betrachter können 
sie in interessante Freilichtmuseen oder in schöne Parks verwandelt werden.

Intern wurde ein Bibliotheks-Wiki eingeführt. Nach Art des bekannten Internet-Lexikons 
können sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bibliothek jetzt direkt am Bildschirm 
über alle für die Bibliothek wichtigen Fragen wie Geschäftsgang, Kata logisierung und 
Gästebetreuung informieren.
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Statistische Angaben zur Bibliothek (Stand 31.12.2008)

  2007   2008

Bestand (Bände)

(davon Mikroformen*)

Neuerwerbungen (Bände)

(davon Mikroformen*)

463.974

46.460

11.606

45

474.167

46.511

10.193

51

Laufende Periodika (inkl. Gesetzesblätter und 

Entscheidungssammlungen)

inländische 

ausländische

insgesamt 

359

1.619

1.978

375

1.648

2.023

CD-Roms

Neuerwerbungen

761

157

897

136

Bibliotheksgäste

davon aus dem Ausland 

Dauergäste mit mehrwöchiger Zulassung 

davon aus dem Ausland

Kurzbesucher laut Gästebuch 

davon aus dem Ausland

979

346

388

263

591

83

987

386

434

305

553

81

* Mikroformen werden nach einem auch von der American Associa tion of Law Schools zugrunde gelegten Schlüssel in Bände 

umgerechnet; danach ent sprechen 6 Mikroformen einem Band.

Für Einzelheiten sei auf den gesondert erschienenen Jahresbericht der Biblio thek hingewiesen. In diesem Bericht fi nden 

sich Informationen zum Personal bestand und zur Organisation der Bibliothek sowie zur Zu sammensetzung des Bibliotheks- und 

Dokumentationsausschusses. Zu dem wird über den Etat und den Bestand der Bibliothek und deren Ent wicklung über die letzten 30 

Jahre ausführlich und aufgeschlüsselt be richtet. Schließlich enthält der Bericht statis tische Angaben zur Benut zung der Bibliothek und, 

nach Herkunftsländern aufgeschlüsselt, zu den Gästen der Bibliothek. 

Bibliothek
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Redaktionen im Institut

Eine Reihe von Zeitschriften und Buchpublikationen werden vom Institut und seinen 
Mitarbeitern herausgegeben und im Institut redak tionell betreut. 

Rabels Zeitschrift

Die vierteljährlich erscheinende „Zeitschrift für ausländisches und inter nationales Privat-
recht/The Rabel Journal of Comparative and International Private Law“ wurde 1927 von 
Ernst Rabel als das deutsche Zentralorgan und Forum für die Grundlagenforschung auf 
den Gebieten des Privatrechts, des Wirtschaftsrechts und des Verfahrensrechts in ihren 
inter nationalen Aspekten gegründet. Dem Redaktionsausschuss der Zeitschrift gehören 
Christa Jessel-Holst, Jens Kleinschmidt, Christoph Kumpan, Kurt Siehr und Wolfgang 
Wurmnest an. Die Zeitschrift erscheint seit 1946 beim Verlag Mohr Siebeck in Tübingen 
und trägt seit 1961 den Namen ihres Gründers. Der durchschnittliche Umfang pro Jahrgang 
beträgt ca. 800 Druckseiten. Im Redaktionssekretariat werden von Irene Heinrich alle 
eingehenden Beiträge für die Zeitschrift erfasst und, soweit sie zur Veröffentlichung 
angenommen worden sind, redak tionell bearbeitet. 

Schriftenreihen „Studien“, „Beiträge“ und „Materialien zum ausländischen 

und internationalen Privatrecht“

Das Institut gibt im Verlag Mohr Siebeck drei Schriftenreihen heraus. In der Reihe „Beiträge 
zum ausländischen und internationalen Privatrecht“ werden wichtige Schriften, namentlich 
Ha bilitations schriften, aus den Forschungsgebieten des Instituts publiziert. Neben den 
„Bei trägen“ erscheinen seit 1951 die „Materialien zum ausländischen und internationalen 
Pri vatrecht“. Sie enthalten vor allem Quellen und Texte zur Reform und Praxis des in-
ter nationalen Privatrechts. In der Reihe „Studien zum ausländischen und internationalen 
Pri vat recht“ erscheinen vor allem herausragende Dissertationen. Alle drei Reihen stehen 
auch Autoren zur Verfügung, die nicht im Institut tätig sind. Die Reihen wer den im Institut 
re dak tionell betreut. Sobald ein Manuskript von den wissenschaftlichen Redakteuren zur 
Veröffentlichung angenommen wor den ist, erfolgt im Redaktionssekretariat von Irene 
Heinrich die Betreuung des Autors und seines Werkes. Die Manuskripte werden durch ge-
se hen und redigiert, damit das Erscheinungsbild der Schriftenreihen möglichst ein heit lich 
und drucktechnisch einwandfrei ist. (vgl. auch S. 62)

Buchpublikationen

Im Institut werden heute in zunehmendem Maße Arbeiten erledigt, die früher von den 
Verlagen geleistet wurden. Dies betrifft auch die unterschiedlichen Buchpublikationen 
des Instituts, also Tagungsbände, Sammelbände und sonstige Bücher, die unter der 
Herausgeberschaft des Instituts, seiner Direktoren und sonstigen Mitarbeiter erscheinen. 
Das Institut liefert heute zumeist fertig gesetzte Druckvorlagen. Dies betrifft zum einen 
die Betreuung und Koordinierung der beteiligten Autoren, die durch die beteiligten 
wissenschaftlichen Mitarbeiter erfolgt, aber auch das „Setzen“ der Manuskripte. Die Dateien 
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werden von Ingeborg Stahl so bearbeitet, dass sie dem Satzspiegel des jeweiligen Verlags 
entsprechen. Auch Register, Inhalts- und Autorenverzeichnis, Anhänge und Ähnliches 
werden bereits im Haus eingearbeitet. Sie gehen dann als PDF-Dateien an unterschiedliche 
Verlage (z.B. Mohr Siebeck, Oxford University Press, Kluwer International, de Gruyter).

IP-Rechtsprechung

„Die deutsche Rechtsprechung auf dem Gebiete des Internationalen Privatrechts“, ab ge-
kürzt IPRspr., ist eine Rechtsprechungssammlung, die das Institut seit seiner Grün dung 
im Jahre 1926 herausgibt. Sie wurde von 1964 bis 2004 von Jan Kropholler be treut, 
seit 2005 nimmt Rainer Kulms mit Unterstützung der Assistenten Anna Bitter, Johanna 
Kroh und Jan Lüttringhaus die se Aufgabe wahr. Jeder der jährlich bei Mohr Siebeck 
er scheinenden Bände umfasst gut 200 Entscheidungen auf rund 500 Seiten. Nach der 
erfolg reichen Implementierung eines eigenen Datenmanagement- und Layout pro gramms 
ent steht die IPRspr. mittlerweile als fertige Druckvorlage im Institut. Schluss redak tion 
und die Vorbereitung für den Export als PDF-Datei liegen in der Verantwortung von Uda 
Strätling.

Zeitschrift für Europäisches Privatrecht (ZEuP)

Die „Zeitschrift für Europäisches Privatrecht“ (ZEuP) wurde im Jahre 1993 gegrün-
det und ist seitdem über den deutschen Sprachraum hinaus ein führendes Forum für die 
Euro päisierung des Privatrechts und der Privatrechtswissenschaft. In vierteljährlicher 
Er scheinungsweise befasst sich die ZEuP mit Grundlagen und aktuellen Entwicklun gen 
des EU-Rechts mit Privatrechtsbezug, der Rechtsvergleichung und Rechtsgeschichte, der 
Rechts vereinheitlichung, des Internationalen Privatrechts sowie einzelner europäischer 
Privat rechtsordnungen. Die Zeitschrift wird herausgegeben von Jürgen Basedow, Uwe 
Blaurock, Axel Flessner, Reiner Schulze, Gerhard Wagner und Reinhard Zimmermann. 
Die ZEuP erscheint im Verlag C.H. Beck in Mün chen; der jährliche Umfang beträgt im 
Durchschnitt ca. 1.000 Druck seiten. 

European Business Organization Law Review

Der internationale Wettbewerb um die „richtige“ Organisationsform für unternehmerische 
Ak ti vitäten fordert die rechts- und wirtschaftswissenschaftliche Forschung heraus. Vor die-
sem Hintergrund will die „European Business Organization Law Review“ einen euro pä-
ischen Diskussionsbeitrag zur Corporate Governance und zum Kapitalmarktrecht leisten 
und die hierbei entwickelten Regulierungskonzepte kritisch begleiten. Die Zeitschrift ver-
folgt einen interdisziplinären Ansatz und wendet sich an Wissenschaftler und Praktiker. 
Sie erscheint viermal jährlich mit einem Gesamtumfang von etwa 850 Druckseiten und 
wird von der T.M.C. Asser Press in Zusammenarbeit mit dem Asser-Institut in Den Haag 
he raus gegeben. Rainer Kulms trägt als Editor-in-Chief die redaktionelle Verantwortung. 
Der Editorial Board ist mit Luca Enriques, Brigitte Haar, Vesna Lazić, Francisco Marcos, 
Joseph McCahery, Niamh Moloney und Katharina Pistor international besetzt. Das Re-
dak tions  sekretariat befi ndet sich im Asser-Institut, das die angenommenen Manuskripte 

Redaktionen
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edi torisch betreut und die Druckvorlage vorbereitet. Der Vertrieb der „European Business 
Or ga nization Law Review“ liegt in den Händen der Cambridge University Press.

Zeitschrift für Japanisches Recht/Journal of Japanese Law

In Zusammenarbeit mit der Deutsch-Japanischen Juristenvereinigung gibt das Institut die 
„Zeitschrift für Japanisches Recht/Journal of Japanese Law“ (ZJapanR/J.JapanL.) heraus. 
Die im Carl Heymanns Verlag verlegte Zeitschrift erscheint zwei mal jähr lich mit einem 
Gesamtumfang von ca. 600 Druckseiten. Sie wurde 1996 von Harald Baum ge gründet, der 
seither die redaktionelle Verant wor tung trägt. Ihm steht ein Redaktionsbeirat zur Seite, der 
mit Ex perten aus Japan, Australien, den USA und Deutsch land besetzt ist. Die Zeitschrift 
ver steht sich als internationa les Periodi kum für am japanischen Recht interessierte Juristen 
und hat sich zum Ziel gesetzt, in einem me tho disch wie formal breit gefächerten Ansatz alle 
Bereiche dieser Rechts ord nung publi zistisch zugänglich zu machen. Die Beiträge sind in etwa 
hälftig in Deutsch und in Englisch verfasst. Ausführliche Zusammenfassungen in der jeweils 
anderen Sprache tra gen der internationalen Verbreitung der Zeitschrift Rech nung, die derzeit 
die weltweit einzige Publikation ist, die regelmäßig, zeitnah und nach einem konsistenten 
Konzept die viel fältigen Entwicklungslinien des japanischen Rechts in west lichen Sprachen 
do ku men tiert und analysiert. Zu den Autoren zählen namhafte in- und aus ländische Wissen-
schaft ler als auch Praktiker mit Japanerfahrung, was ein besonders breites Spektrum in der 
Ana lyse ermög licht. Es besteht ein ausgebautes Netzwerk an inter nationalen Kooperationen, 
um das weltweit verstreut vorhandene Fachwissen in der Zeitschrift zu bündeln. 

Zeitschrift für Chinesisches Recht

Die vierteljährlich erscheinende „Zeitschrift für Chinesisches Recht“ (ZChinR) wurde 1994 
vom stellvertretenden deutschen Direktor des Deutsch-Chinesischen Instituts für Rechts-
wissen schaft der Universitäten Göttingen und Nanjing (VR China), Matthias Steinmann, 
gegründet, um an die Mitglieder der Deutsch-Chine si schen Ju risten ver eini gung e.V. (DCJV) 
aktuelle Informationen zum chinesischen Zivil-, Wirtschafts- und Außen wirt schafts recht 
heraus zugeben. Seit dem Jahr 2004 trägt die Publikation den Na men „Zeit schrift für Chine-
sisches Recht“. Die ZChinR ist die einzige fortlaufende deutsch spra chige Publi ka tion zum 
chine sischen Recht. In der ZChinR werden aus führ liche Be richte und Analysen unter der 
Rubrik „Aufsätze“ ver öffentlicht. Aktuelle Rechts ent wicklun gen werden unter der Rubrik 
„Kurze Beiträge“ dargestellt. In der Rubrik „Dokumenta tio nen“ fi n den sich Übersetzungen 
der wichtigsten neu en chinesischen Gesetze. Außer dem ver öffentlicht die ZChinR regelmäßig 
Tagungs berichte und Rezensionen von Bü chern zum chinesischen Recht.

Die ZChinR wird von der DCJV in Verbindung mit dem Deutsch-Chinesischen 
Institut für Rechtswissenschaft unter der Schriftleitung des derzeitigen stellvertretenden 
deutschen Direktors, Peter Ertl (Nanjing), herausgegeben. Der Schriftleitung steht ein 
wissenschaftlicher Beirat, bestehend aus Björn Ahl (City University of Hong Kong) und 
Knut B. Pißler (Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht), 
bei der Erstellung der ZChinR zur Seite. 
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Gutachten zum internationalen und ausländischen Privatrecht – IPG

Deutsche Gerichte und andere staatliche Stellen sind, soweit sie ausländisches Recht 
anwenden müssen, im Regelfall auf wissenschaftliche Gutachten angewiesen. Diese 
Gutachten, auf denen die spätere Entscheidung oftmals beruht, werden überwiegend von 
den deutschen Universitätsinstituten für internationales und ausländisches Privatrecht 
und dem Institut erbracht (vgl. S. 121). In den meist sehr fundierten Gutachten verbirgt 
sich eine Fundgrube für rechtsvergleichende Forschung, die Dritten gewöhnlich nicht 
zugänglich ist. Deshalb wird eine Auswahl der Gutachten im Auftrag des Deutschen Rats 
für Internationales Privatrecht von Jürgen Basedow (Hamburg), Dagmar Coester-Waltjen 
(München) und Heinz-Peter Mansel (Köln) in der Reihe „Gutachten zum internationalen 
und ausländischen Privatrecht (IPG)“ im Gieseking-Verlag veröffentlicht. Die IPR-Bände 
sind sachlich nach Rechtsgebieten geordnet und werden durch Register erschlossen. Das 
Institut beteiligt sich nicht nur mit Gutachten an den IPG-Bänden, sondern ist auch für die 
Erstellung des ausführlichen Sachverzeichnisses verantwortlich. Der letzte Band der IPG 
für die Jahre 2005/2006 erschien im Mai 2008.
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Verein der Freunde des Max-Planck-Instituts

Seit dem Jahr 1986 besteht am Institut der gemeinnützige Verein der „Freunde des Ham-
bur ger Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Privatrecht e.V.“ Der 
Verein bietet allen Freunden und Förderern des Instituts, ehemaligen und gegenwärtigen 
Mit arbeiterinnen und Mitarbeitern sowie in- und ausländischen Gästen und Stipendiaten 
ein Forum, um sich für das Institut zu engagieren und den Kontakt mit dem Institut und 
unter einander zu pfl egen. Mitglied kann jede natürliche oder juristische Person werden, 
die der Arbeit des Instituts verbunden ist. Der Verein geht damit über eine reine Alumni-
Vereinigung hinaus, bietet aber auch gerade den „Ehemaligen“ eine ideale Möglichkeit, 
weiter hin an der Entwicklung des Instituts und seiner Forschung teilzuhaben. 

Die Jahrestreffen des Vereins, die regelmäßig im Juni eines Jahres in den Räumen des 
Instituts stattfi nden, haben sich zu einer beliebten Veranstaltung entwickelt, die in den 
Termin kalendern vieler Mitglieder einen festen Platz hat. Im Zentrum der Jahrestreffen 
steht jeweils ein wissenschaftliches Symposium über ein aktuelles Thema aus den Arbeits-
ge bie ten des Instituts. Vortragende sind Institutsangehörige, Vereinsmitglieder oder ge la-
de ne Fach leute aus dem In- und Ausland. Zu den Themen gehörten in den letzten Jahren 
„The Convention on Contracts for the International Sale of Goods“, „Company Law and 
Corporate Governance in Europe“, „Europäisches und internationales Insolvenzrecht“, 
„Rechtstransformation und Rechtsrezeption“, „Hundert Jahre schweizerisches ZGB“. Auf 
dem Jahrestreffen 2008 ging es um „Die Europäisierung des IPR“ (siehe dazu den aus führ-
lichen Konferenzbericht). Auch das Symposium des für den 13. Juni 2009 ge plan ten nächsten 
Jahrestreffens widmet sich mit der „Mediation in Deutschland, Euro pa und der Welt – die 
Umsetzung der Mediationsrichtlinie vor dem Hintergrund inter na tio naler Erfahrungen“ 
einem aktuellen Thema, das gleichzeitig Gegenstand der jüngsten For schung des Instituts 
und sowohl wissenschaftlich als auch für die Rechtspraxis von großem Interesse ist.

Fester Bestandteil der Jahrestreffen ist neben der im Anschluss an das wissenschaftliche 
Symposium statt fi ndenden Mitgliederversammlung ein geselliges Beisammensein der Teil-
neh mer, mit dem der Tag entweder im Garten des Instituts oder bei einer Abendeinladung 
aus klingt. Hier besteht Gelegenheit, Kontakte zu pfl egen, Erinnerungen auszutauschen 
oder Ideen für zukünftige Vorhaben auszuloten. 

Neben dem Jahrestreffen erhalten Mitglieder des Vereins auch Einladungen zu 
besonderen Ver anstaltungen des Instituts, zum Beispiel zu den Ernst-Rabel-Vorlesungen, 
mit denen das Institut seinen Gründer und ersten Direktor ehrt. Das Angebot eines 
elektronischen Newsletters mit Informationen aus dem Institut ist geplant.

Der Verein fördert die wissenschaftliche Arbeit des Instituts nicht nur durch 
Veranstaltungen, son dern auch durch fi nanzielle Zuwendungen, die aus den Beiträgen und 
Spenden der Vereins mitglieder erbracht werden. Mit dem „Konrad-Zweigert-Stipendium“, 
das den Namen des Institutsdirektors der Jahre 1963 - 1979 trägt, werden Institutsaufenthalte 
be son ders ausgewiesener ausländischer Nachwuchswissenschaftler unterstützt, die auf den 
Arbeits gebieten des Instituts rechtsvergleichend forschen möchten. In den letzten Jahren 
gehör ten zu den Geförderten zum Beispiel etliche Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler aus Süd ost europa, die über Fragen der Rechtsreformen in ihren Ländern im 
Hinblick auf einen künf tigen Beitritt in die Europäische Union gearbeitet haben. Darüber 
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hinaus stellt der Verein von Fall zu Fall Mittel für besondere Anschaffungen der Bibliothek 
zur Verfügung, die aus regulären Haushaltsmitteln nicht bestritten werden können.

Der Verein ist über die Zeit stetig gewachsen und zählt zurzeit über 330 Mitglieder. 
Die Mitgliedschaft spiegelt die Internationalität und Vielfalt der Menschen wider, die 
mit dem Institut verbunden sind: Etwa 44 Prozent der Mitglieder leben in Deutschland, 
56 Prozent im Ausland, davon wiederum 77 Prozent in Europa und 33 Prozent im 
außereuropäischen Ausland. In der letztgenannten Gruppe sind Lateinamerika und 
Asien am stärksten vertreten. Mit 56 Prozent sind – oder waren vor ihrem Ruhestand – 
über die Hälfte der gegenwärtigen Mitglieder im wissenschaftlichen 
Bereich tätig, 25 Prozent in Anwaltschaft und Notariat, 6 Prozent in 
Unternehmen, wei tere Gruppen in Justiz und Verwaltung. Ehemalige 
Mitarbeiter stellen mit einem knappen Drittel die größte Gruppe der 
Mitglieder, gefolgt von ehemaligen Stipendiaten (ca. ein Vier tel) 
und weiteren wissenschaftlichen Gästen sowie Mitgliedern, die dem 
Institut durch ver schiedene andere Formen der wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit verbunden sind. Die erfolgreiche Mitgliederbilanz ist 
dem Verein und dem Institut Ansporn, um weitere Mit gliedschaften zu werben, damit der 
Verein seine Rolle als Förderer des Instituts und Mittler zwischen dem Institut und den 
ihm freundschaftlich Verbundenen in Wissenschaft, Rechts praxis und Wirtschaft auch in 
Zukunft gut ausfüllen kann.

Conference Report: The Communitarisation of Private International Law 

Rome was not built in a day. The same may be said of the various “Rome Regulations” of 
the European Community (EC), which aim at creating common rules of private international 
law on a wide range of private law issues. The regulations are currently at different stages of 
the legislative procedure. Two regulations – Rome II on the law applicable to non-contractual 
obligations and Rome I concerning the law applicable to contractual obli gations – have been 
adopted already and will take effect in January and December 2009, respectively. In addition, 
following proposals by the European Commission, the pre para tion of regulations on the law 
applicable to matrimonial matters (“Rome III”) as well as main tenance obligations is under 
way. Finally, the Commission has also issued a Green Paper on succession and wills as a 
preliminary step towards a regulation on choice of law rules in this fi eld.

The alumni conference on “The Communitarisation of Private International Law”, held 
at the Max Planck Institute for Comparative and International Private Law in Hamburg on 
7 June 2008, provided an overview on the current status of the harmonisation process, eva-
lua ting the results already achieved as well as the plans for what is still to come. Besides 
dea ling with the various legislative projects at the European level, the conference also 
ana lysed the role of the European Court of Justice (ECJ): as recent developments in in ter-
na tional company law show, the ECJ’s case law may also work as a driving force behind 
the harmonisation of the Member States’ private international law.

Jürgen Basedow: Introduction
In his opening address, Jürgen Basedow highlighted some general aspects of the EC 
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Jürgen Basedow hob einige Aspekte 

des Themas hervor.
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choice of law legislation. First, he referred to the concept of “justice” in Title IV of the 
EC Treaty, which forms the basis for the legislative engagement of the EC in private 
international law. The mere fact that the title provides for the harmonisation of confl ict-
of-laws rules only, and not of substantive private law, indicates that the Community is 
committed to a notion of justice which is akin to the idea of “internationalprivatrecht liche 
Gerechtigkeit” formulated after World War II. Essentially, the notion implies accepting 
divergent substantive rules among the Member States as the expression of different values 
and customs, while at the same time enhancing predictability and consistency, by ensuring 
that a case is adjudicated based on the same rules, irrespective of the forum state.

Secondly, in Basedow’s view, the communitarisation of private international law is 
brin ging about a signifi cant structural innovation. Traditionally, confl ict-of-laws rules 
and substantive law rules were created by the same institutional actor, i.e. the national 
state legislator. As a matter of fact, choice of law rules were often tailored with a view 
to favour the application of the domestic substantive law. The EC on the other hand, 
having no legislative powers in the fi eld of substantive law, can be expected to take a more 
“unbiased’’ approach when drafting private international law provisions.

Finally, Basedow criticised the use of Article 65 EC as the basis for the EC legislation. 
The UK, Ireland and Denmark can exempt themselves from measures adopted under that 
provision. Given the lofty aim of the “area of justice” envisaged by the EC Treaty, it is 
desirable that the legislative acts become binding on all Member States. Thus, a workable 
alternative would be to base the legislation on Article 95 EC.

Jan von Hein: 
The Rome II Regulation on the law applicable to non-contractual obligations
The fi rst presentation of the conference, given by Jan von Hein (University of Trier), 
dealt with “The contribution of the Rome II Regulation to the Communitarisation of 
Private International Law”. Von Hein analysed the regulation on the law applicable to 
non  -contractual obligations in the context of other pieces of EC legislation concerning 
cross-border legal disputes, in particular the Rome I Regulation on the law applicable to 
contrac tual obligations and the Brussels I Regulation on jurisdiction and the recognition 
and enforcement of judgments in civil and commercial matters. Like its “siblings”, i.e. 
the other regulation projects designed to create common European confl ict-of-laws rules, 
Rome II aims to ensure that cases are decided according to the same set of substantive rules, 
irre spective of the place of adjudication. This goal, advocated by von Savigny as early as 
the 19th century, has come to play a crucial role especially with a view to the establishment 
of a common internal market. The adoption of a uniform private international law at the 
Euro pean level would increase the predictability of judicial outcomes, thus reducing trans-
action costs for cross-border activities within the EC. Given the identical general ratio nale 
under lying Rome II and Rome I, it is desirable in von Hein’s view to adopt a consistent 
approach to the two regulations with regard to issues such as methodology, policy (e.g. the 
scope for party autonomy in the choice of law) and the defi nition of certain key concepts. 
This practice, in turn, is likely to give rise to a set of common principles and rules that 
will eventually have a signifi cant impact on the harmonisation of substantive law (thus, 
for instance, the construction of the culpa in contrahendo concept for the purposes of the 
Rome II regulation may form the basis for common substantive rules of that doctrine).

Turning to the question of the relationship between Brussels I and Rome II, von Hein 
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took the view that a full parallelism between the two regulations is undesirable, despite the 
provision in the recitals of Rome II requiring consistency with the Brussels I Regulation. 
The two instruments perform distinct regulatory functions. Thus, for example, the freedom 
to choose a forum and the freedom to choose the law applicable to the dispute are different 
issues and subject to different considerations. Von Hein concluded his presentation by 
providing an overview on the key provisions of the regulation.

Paul Beaumont: International family law in Europe – the maintenance project, the 
Hague Conference and the EC
The second presentation, given by Beaumont, dealt with “International family law in Europe”. 
Beaumont analysed the efforts for the harmonisation of choice of law rules in family law both 
at the EC level and in the Hague Conference and considered which of the two institutional 
frameworks achieves the better results. In particular, Beaumont contrasted the negotiations 
for the Hague Maintenance Convention to the attempts within the EC to draw up regulations 
on the law applicable to matrimonial matters (“Rome III”) and to maintenance obligations. 
While the negotiations in the Hague Conference have been concluded successfully and 
the Convention was eventually adopted in November 2007, the proposal for the Rome III 
Regulation has almost certainly failed and, likewise, an agreement on the maintenance 
regulation still seems far off. In Beaumont’s view, the lesson to be learned is that there is a 
case for “Reverse Subsidiarity”: family law aspects of private international law should be 
dealt with on a global, rather than on a regional level. One important argument in favour 
of the “Reverse Subsidiarity” approach is that globalisation has led to more families with 
an international dimension not just within the EC but throughout the world. In his talk, 
Beaumont focused on the various procedural advantages of “Reverse Subsidiarity”, which 
also became manifest in the course of the negotiation process for the Hague Maintenance 
Convention. For instance, the pressure of powerful non-Member States, such as the US, 
may help to establish a consensus within the EC. Thus, if it had not been for the pressure of 
the US, the Europeans would have never agreed to free legal aid for child support. But even 
in the absence of a strong non-Member State player, the EC states tend to feel much more 
under a duty to speak with one voice once they act on the world stage than when they act 
among themselves at the level of the European institutions.

Anatol Dutta: Wills and succession in the confl ict-of-laws on the eve of European 
harmonisation
Anatol Dutta’s presentation on “Wills and succession in the confl ict-of-laws on the eve 
of European harmonisation” dealt with the most recent project in the communitarisation 
process of private international law. Dutta started by providing a brief overview on the 
con tent of the Commission’s Green Paper on succession and wills. The document was 
published in 2005 and covers choice of law issues as well as various procedural aspects, 
in cluding jurisdiction, the registration of wills and the introduction of a European certi fi -
cate of inheritance.

In his talk, Dutta focused on the choice of law part of the legislation project. He poin-
ted to a number of fundamental questions the European legislator will face. First, the 
legis lator will have to decide whether to adopt a monist or a dualist approach, i.e. whether 
a distinction ought to be drawn between movables and immovables in the deceased’s 
estate. Dutta favoured the monist model, arguing that it would reduce the legal costs of 
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estate planning and avoid coordination problems arising from the application of different 
regimes of substantive law. Secondly, the drafter of the choice of law rules will have to 
deter mine the appropriate connecting factor. Dutta recommended choosing the residence 
prin ciple over the nationality principle, referring to the succession law of the country in 
which the deceased was habitually resident at the time of death. Thus, in cases where 
natio nality and residence differ, the deceased’s interest in integration in the residence state 
is given preference over her interest in stability with the country of origin. This approach 
refl ects an emerging trend in international law as well as in European private international 
law. Moreover, it would be in line with the integrative policy of the EU which strives for 
the integration of persons residing outside their home states. Thirdly, the legislator will 
have to decide whether to grant the future deceased freedom to choose the law applicable to 
succession. Dutta advocated a model of total party autonomy, in which no limits whatsoever 
are set on the laws eligible for choice. Besides being consistent with the tendency towards 
more liberalization in private international law, this approach would be more balanced and 
would accommodate the deceased’s lifetime interests better than a system under which 
succession is always governed by the law of the country of residence, regardless whether 
the deceased feels attached to that country. However, Dutta noted that the time for a total 
freedom of choice of law in successions has not yet arrived. Rather, it appears that the only 
politically acceptable option at present is to provide the future deceased with the opportunity 
of choosing a law to which the succession matter is objectively connected. Dutta fi nished 
his talk by pointing to a series of special issues the legislator will have to tackle, such as the 
question of the law applicable to formal and material validity of testamentary dispositions, 
testamentary trusts and administration of the estate.

Eva-Maria Kieninger: The law applicable to corporations in the EC
Eva-Maria Kieninger (University of Würzburg) spoke next about the international private 
law of corporations in the EC. Currently, no European confl ict-of-laws rules exist, and 
there are no plans for EC legislation in that area. However, even in the absence of such 
rules, EC primary law does have a large impact on company law, as is evidenced by the 
Centros case law. Kieninger showed that, even though the real seat theory was never 
expressly prohibited in any of the cases, very little room for its application remains. The 
two main areas left open by the ECJ rulings are the rules necessary to combat abuse of the 
freedom of establishment, and the protection of mandatory requirements in national law.
Kieninger then turned to the question of whether the freedom of establishment can be 
invoked for the cross-border restructuring of a company. As the case law stands today, 
it is clear that a merger involving a change of the real seat of a company does fall into 
the realm of Article 48 EC. Hence, a Member State must receive a merging as well as a 
moving company from another Member State. However, Member States are still free to 
prevent companies incorporated under their national law from retaining that legal status 
when moving abroad. A change in case law may be ahead: in Cartesio, Advocate General 
Maduro argued that this question also pertains to the freedom of establishment

In Kieninger’s opinion, legislative measures at the Community level are needed: fi rst 
of all, not all national courts follow the ECJ’s jurisprudence; furthermore, its delimitations 
are unclear – for example, what about the liability of directors or shareholders for wrongful 
conduct? – and it has been held to cover only “inbound” cases thus far. The situation 
of companies from third party states is also as of yet unclear since the EC Treaty and 

Pausengespräche auf der Terrasse
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hence the Centros case law does not directly apply to them. Legal certainty would greatly 
improve with confl ict-of-laws rules.

A further area characterised by legal uncertainty is that of a company wishing to 
move its registered offi ce to another Member State. There may be instances where it is 
advantageous to a company to move its registered offi ce and hence change the applicable 
law. Kieninger pointed out that substantive rules would be needed to govern such a change, 
especially the winding-up of the company in the state of origin and its reconstitution in 
the destination state. In her opinion, analogies might be drawn to the 10th Directive and 
to Article 122a UmwG. 

Stefania Bariatti: International insolvencies in the EC
Stefania Bariatti closed the afternoon session by giving a talk on international insolvency 
rules in the EC as refl ected in the jurisdiction of the ECJ and Member States’ courts. 
She noted that very few cases have been referred to the ECJ thus far. National courts, 
on the other hand, frequently dealt with questions surrounding the interpretation of 
“insolvency proceedings” and “insolvency” in the Insolvency Proceedings Regulation 
(IPR). The regulation itself does not provide a defi nition but instead lists the respective 
national proceedings that should qualify as “insolvency proceedings”. However, this list 
is not exhaustive, as Bariatti showed. The notion of insolvency is not new to EC law: the 
Directive 80/987/EEC on employer insolvency already uses the concept. As the ECJ held in 
Eurofood, the two decisive characteristics of insolvency proceedings are the appointment 
of a liquidator and the divestment of the debtor; any proceeding meeting these criteria is 
to be considered as an “insolvency proceeding” in the sense of the IPR.

Other questions addressed by courts concerned the scope of application, in particular 
the relevant point in time for locating a company’s centre of main interest (COMI). As 
the ECJ held in Staubitz-Schreiber, Article 3 (1) IPR has to be interpreted so that the 
court originally seized retains jurisdiction if the debtor moves the COMI after submitting 
the request to open proceedings but before the proceedings are opened. In this context, 
Bariatti raised the question of whether companies may move in order to change the law 
applicable to their insolvency proceedings – did this constitute a legitimate exercise of 
their freedom of establishment or should it be regarded as undesirable forum shopping?

Bariatti then turned to the rule in Article 16 IPR which states that all Member States 
must recognise another Member State’s decision to open insolvency proceedings. It is 
possible to have concurrent court procedures in two Member States until one court decides 
to open insolvency proceedings. At that point, however, the decision is binding for all 
other courts. She warned that this could turn into a race between national courts.

Bariatti fi nished her talk by pointing out that the ECJ takes quite a restrictive approach 
to the rebuttal of the presumption that the law at the registered offi ce of the company should 
apply. In her opinion, there were many cases, as evidenced by the Centros jurisprudence, 
where the company had little connection to the law at the registered seat. She mentioned 
the parallel with Article 60 Brussels I Regulation, which provides a forum at a company’s 
“main centre of activity”. She suggested that one solution might be to allow a company to 
fi x its COMI contractually, so that a creditor would be assured as to the applicable law in 
case of insolvency.

Verein der Freunde
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Aus dem Institut

Nachruf auf Jan Kropholler (1938-2009)

Jan Kropholler verstarb am 16. Januar 2009 im Alter von 70 Jahren in Hamburg. Mit ihm 
verliert das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht einen 
international herausragenden Wissenschaftler, der die Entwicklung des Internationalen 
Einheits-, Privat- und Zivilverfahrensrechts in den vergangenen Jahrzehnten maßgebend 
beeinfl usst hat.

Er gehörte dem Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht von 
1967 bis 2003 an, zunächst als wissenschaftlicher Assistent, danach über Jahrzehnte als 
wissenschaftlicher Referent. Nachdem er sich 1974 habilitiert und 1980 den Ruf auf einen 
Lehrstuhl an der Universität Passau abgelehnt hatte, war er seit 1990 neben seiner Tätigkeit 
am Institut auch Professor an der Universität Hamburg. Er war unter anderem Mitglied 
des Deutschen Rates für Internationales Privatrecht, der Wissenschaftlichen Vereinigung 
für Internationales Verfahrensrecht und der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht. 
Anlässlich seines 70. Geburtstags im Jahre 2008 erhielt er von seinen Weggefährten, 
Kollegen und Schülern die Festschrift mit dem Titel „Die richtige Ordnung“, die seine 
wissenschaftlichen Aktivitäten unter dem Leitbild der zunehmenden Europäisierung des 
Rechts thematisch widerspiegelt. 

Jan Krophollers wissenschaftliche Interessen waren breit gefächert und umspannten vor 
allem das Internationale Privat- und Verfahrensrecht, das europäische Zivilprozessrecht 
und das Internationale Einheitsrecht. Jedes dieser Gebiete hat er durch grundlegende 
Monographien und Kommentierungen befruchtet, die in vielen Aufl agen erschienen 
und zu Standardwerken der Rechtswissenschaft geworden sind. Seine Forschung zum 
Internationalen Einheitsrecht war wegweisend. Ferner betreute er über Jahrzehnte 
die Entscheidungssammlung „Die deutsche Rechtsprechung auf dem Gebiete des 
Internationalen Privatrecht“ und gehörte der verantwortlichen Redaktion von Rabels 
Zeitschrift an, der führenden deutschsprachigen Fachzeitschrift auf diesem Gebiet. Durch 
sein Wirken hat er das wissenschaftliche Profi l des Max-Plack-Instituts für ausländisches 
und internationales Privatrecht entscheidend mitgeprägt. Seine Stimme hatte Gewicht bei 
der Vorbereitung rechtlicher Reformen, sein Rat und sein ausgewogenes Urteil waren stets 
gefragt.

Wir verlieren in Jan Kropholler einen Wissenschaftler von Rang, dessen Ruf weit über 
Deutschland hinausreicht, und einen allseits geschätzten Kollegen. Wir werden ihn in 
dankbarer Erinnerung behalten.
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Emeritierung von Prof. Klaus J. Hopt

„Perspektiven des Wirtschaftsrechts“

Anlässlich der Emeritierung von Klaus J. Hopt zum 31. August 2008 fand am 
5. September 2008 ein kleiner Festakt mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Insti tuts statt. Da Hopt dem Institut auch weiterhin aktiv verbunden bleibt, ging es nicht 
etwa darum, Abschied zu nehmen. Vielmehr sollte die Emeritierung zum Anlass genom-
men wer den, kurz innezuhalten und das große Engagement für das Institut während seiner 
drei zehnjährigen Tätigkeit als dessen Direktor zu würdigen und einige der gemein sa men 
großen Projekte zu rekapitulieren, die unter seiner Federführung am Institut verwirk licht 
werden konnten. Nach einer Ansprache von Jürgen Basedow überreichte Harald Baum 
im Namen der ehemaligen und gegenwärtigen Schüler und Mitarbeiter der Ham bur ger 
Zeit von Klaus Hopt einen Band, den diese ihm zu Ehren verfasst hatten: Perspektiven des 
Wirtschaftsrechts: Deutsches, europäisches und inter natio nales Handels-, Gesellschafts- 
und Kapitalmarktrecht – Beiträge für Klaus J. Hopt aus Anlass seiner Emeritierung. Das 
536 Seiten umfassende Werk greift die zentralen Themen auf, mit denen sich Hopt im 
Laufe seines wissenschaftlichen Wirkens auseinandergesetzt hat. Das, was die zwan zig 
Mitwirkenden, die zum Kern des „Teams Hopt“ zählten, dabei zum Ausdruck bringen 
wollten, ist im Vorwort festgehalten:

„Dieser Band würdigt das beispielhafte Engagement, mit dem Klaus J. Hopt in 
seiner Hamburger Zeit sein Team an Mitarbeitern betreut und geleitet hat. Hiermit 
möchte das „Team Hopt“ in großer Dankbarkeit und  tiefem Respekt etwas von der ihm 
zuteil gewordenen Förderung zurückgeben. Der so entstandene „Werkstattbericht“ gibt 
Aufschluss über die  besondere Fähigkeit von Klaus J. Hopt, Menschen mit unterschied-
lichen  Forschungs interessen so zusammen zubringen, dass daraus ein sich ergänzendes 
Netz wissenschaftlicher Arbeit entsteht. Das Themenspektrum des Bandes spiegelt die 
ineinander greifenden und sich ergänzenden Forschungsinteressen wider, welche die 
regelmäßigen Teamtreffen geprägt haben. Das Besondere der Förderung durch Klaus 
J. Hopt ist das Zusammenspiel von fachlicher Exzellenz auf der einen und persönlicher 
Herzlichkeit auf der anderen Seite, die er bei jeder Begegnung ausstrahlt – sei es in 
einer seiner  fünfminütigen Blitzbesprechungen, sei es im Rahmen eines mehrstündigen  
Gesprächs.“

Anschließend überreichte Baum zusammen mit Ingeborg Stahl und Iris Kaiser im 
Namen aller Mitarbeiter des Instituts ein Fotobuch, das die bildlichen Erinnerungen aus der 
langjährigen Tätigkeit Hopts am Institut zusammen führt, als deren Geschenk. Neben Bildern 
wichtiger Konferenzen, die Hopt im und außerhalb des Instituts aktiv gestaltet hat, fi nden 
sich in dem Album Fotos der engeren Mitarbeiter, von Betriebausfl ügen, Sommerfesten 
und anderen Veranstaltungen des Instituts. Zum zweiten sind die zahlreichen akademischen 
Ehrungen fotografi sch dokumentiert, die Hopt im Laufe seines bisherigen wissen schaftlichen 
Lebens erhalten hat. Um auch die künftigen gemeinsamen Erlebnisse mit Hopt in den Band 
aufnehmen zu können, ist das Buch mit wieder verschließbaren Schrauben zusammengefügt, 
die sich jederzeit zur Ergänzung der Sammlung öffnen lassen.

Aus dem Institut
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Engagement für die Ausbildung

Die berufl iche Förderung junger Menschen im nichtwissenschaftlichen Service hat am 
Institut seit Jahren einen hohen Stellenwert. Das Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Privatrecht Hamburg gibt jungen Menschen die Chance, mit einer am 
Institut erworbenen qualifi zierten Ausbildung in das Berufsleben zu starten. Im Jahr 2008 
wur den am Institut vier junge Kolleginnen betreut und auf ihren Beruf vorbereitet.

Im Jahr 2008 lernten je eine Auszubildende im ersten und im dritten Ausbildungsjahr 
im Ausbildungsberuf zur Kauffrau für Bürokommunikation in der Verwaltung sowie 
zur Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste in der Bibliothek. Ver ant-
wort lich für die Betreuung der Auszubildenden sind Regina Achterberg im Bereich der 
Büroberufe (Verwaltung) und Ursula Bödecker in der Bibliothek. Beide achten darauf, 
dass die Auszubildenden frühzeitig lernen, eigenverantwortlich zu arbeiten und eigene Ar-
beits be reiche zu übernehmen. Während der Ausbildung durchlaufen die Auszubildenden 
alle wichtigen Stationen entsprechend ihrem Ausbildungsprofi l. Die Auszubildenden in 
der Verwaltung sind Jenny Strybny und Antje Marie Tybussek, die Ausbildung für den 
Medien- und Informationsdienst absolvieren Annegret Runkel und Christin Lindemann.

Lehrerin im Praktikum am Institut
Regina Achterberg und Ursula Bödecker engagieren sich über die Ausbildertätigkeit 
hinaus in ausbildungsrelevanten Projekten, Initiativen und Gremien. So war das Institut 

im Juni mit einer eigenen Präsentation an der Börse der Handelskammer 
Hamburg „Innenansichten – Betriebspraktika für Lehrerinnen und Lehrer“ 
vertreten. Jedes Jahr stellen viele Hamburger Unternehmen im Rahmen 
dieses Projektes Praktikumsplätze für Lehrer/innen zur Verfügung. Dieser für 
Lehrkräfte ungewöhnliche Perspektiv- und Rollenwechsel vom Lehrenden 
zum Lernenden fi ndet immer mehr Zuspruch und bringt den Dialog zwischen 
Schule und Wirtschaft intensiv voran. Die Lehrer/innen steigern durch die 
gesammelten Erfahrungen im Praktikum ihre Beratungskompetenz und können 
Schülern Orientierungshilfen für die Berufswahl und die zu erwartenden 
Anforderungen geben. Während der diesjährigen Auftaktveranstaltung  hob 
der Präses der Handelskammer Hamburg die Teilnahme des Max-Planck-
Instituts als Forschungseinrichtung an diesem Pro jekt besonders hervor. Da 

das Institut nicht zu den Mitgliedern der Handelskammer zählt, begrüßte er die Teilnahme 
am Projekt ausdrücklich. 

Auf der sich anschließenden Bör se repräsentierten Regina Achterberg und Elena 
Kargapolow das Max-Planck-Institut so erfolgreich, dass im August eine Lehrerin 
vom Hansa-Gymnasium Bergedorf  eine Woche am Institut ein Praktikum absolvierte. 
Sie erhielt eine Einführung in die täglichen Ab läufe der Verwaltungsarbeit und 
nahm aktiv am Tagesgeschäft teil. Dabei erhielt sie die Chance, sich in die Rolle der 
Auszubildenden zu versetzen. Parallel dazu erhielt sie einen um fassenden Einblick 
in die Ausbildungsanforderungen und Schwerpunkte, an denen die Aus zubildenden 
arbeiten. Wichtigstes Ergebnis aus dem Perspektivwechsel war die Er kennt nis, welche 
Qualifi kationen Schüler/innen für eine erfolgreiche Ausbildungszeit mit brin gen müssen 
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bzw. warum Bewerber/innen bei ihrer Suche nach einem Ausbildungsplatz schei tern 
können. 

MPG-Ausbildertagung
Die jährlich stattfi ndende MPG-Ausbildertagung für Büroberufe fand in diesem Jahr an 
unserem Institut statt.  50 Mitarbeiter/innen aus den Max-Planck-Instituten besuchten die 
zwei tä gige Veranstaltung. Der Teilnehmerkreis setzte sich aus Verwaltungsleiter/innen, 
Sach  gebiets leiter/innen, Personalsachbearbeiter/innen, Buchhalter/innen und Sekre tä r/-
innen zusammen, die im Bereich Ausbildung an ihren Instituten bereits tätig sind oder 
tätig werden möchten. Die Koordination und die Themenauswahl lagen vollständig in der 
Ver antwortung von Regina Achterberg. Themenschwerpunkte der Tagung waren das inter-
kul turelle Einstellungsverfahren für Büroberufe, die Vorstellung des Projektes „Innen an-
sichten – Betriebspraktika für Lehrerinnen und Lehrer“ und ein halbtägiger Work shop 
zum Thema „Perspektive wechseln – Akzeptanz fördern. Die Vermittlung von Sozia ler 
Kom petenz an Auszubildende“. Ziel des Workshops war es, die Fähigkeit zum Perspektiv-
wechsel zu trainieren. Dazu gaben die Referentinnen in einem interaktiven Vortrag Impul-
se, die die Teilnehmer/innen der Tagung anschließend in Gruppenarbeit vertieften und 
wei ter bearbeiteten, um sie in der Praxis auf ihr jeweiliges berufl iches Betätigungsfeld zu 
über tragen. Die Veranstaltung wurde als sehr informativ und aufschlussreich bewertet. Die 
freundliche Atmosphäre am Institut und die gesamte gute Organisation der Veranstaltung 
wurden besonders gelobt.

Ausbildungsengagement der Institutsbibliothek
Ein weiteres Indiz für das außergewöhnliche Engagement in der Ausbildung ist der 
gute Ruf unserer Institutsbibliothek als „Ausgezeichneter Ausbildungsbetrieb“. Es 
ist selbstverständlich, dass alle BibliotheksmitarbeiterInnen und vornehmlich Ursula 
Bödecker aktiv an der Ausbildung mitwirken. Die stellvertretende Bibliotheksdirektorin 
ist seit 1999 Mitglied im Prüfungsausschuss der Handelskammer für Auszubildende zu 
Fach angestellten für Medien- und Informationsdienste, Fachrichtung Bibliothek und seit 
2003 dessen Vorsitzende sowie Vorsitzende des gemeinsamen Prüfungsausschusses des 
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Personalamtes und der Handelskammer Hamburg. Zentrale Aufgabe des Prüfungs aus-
schusses ist das Erstellen und Beschließen von Prüfungsaufgaben sowie die Durchführung 
der mündlichen Abschlussprüfung. Ursula Bödecker berät in ihrer Funktion andere 
Prüfungs ausschussmitglieder und hat andere bibliothekarische Ausbildungsstätten in Aus-
bil dungsfragen beraten, darunter auch die Max-Planck-Institute für Völkerrecht, geistiges 
Eigen tum und europäische Rechtsgeschichte. 

Die Bibliothek als Praktikumsplatz
Studierende der Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg (HAW) und von 
an deren Ausbildungsinstitutionen können im Rahmen Ihres Praxissemesters im Studien-
gang Bib liotheks- und Informationsmanagement ein Praktikum an der Institutsbiblio thek 
ab sol vieren. Die Bibliothek ist zudem aufgeschlossen gegenüber Schülerpraktikanten, die 
hier während eines Praktikums mit dem Berufsbild des Bibliothekars vertraut ge macht 
wer den. Außerdem hat die Bibliothek Berufskollegen mit Fachausbildung die Möglich keit 
geboten, verschiedentlich kurzzeitige Praktika zu absolvieren, um hier die Besonderhei ten 
einer rechtsvergleichenden Sammlung kennen zu lernen.  Regelmäßig sind internatio nale 
Sti pen diaten für einen Monatsaufenthalt an der Bibliothek. Während dieser Zeit können 
die Stipendiaten sich mit dem Aufbau, der Führung und der Erschließung einer Samm lung 
mit einem ausgeprägt internationalen und rechtsvergleichenden Profi l vertraut machen. 

Öffentlichkeitsarbeit/Internetredaktion

Im Jahr 2008 hat das Institut seine Presse- und Öffentlichkeitsarbeit weiter professionalisiert. 
Ziel ist es, die öffentliche Wahrnehmung des Instituts und seiner wissenschaftlichen Arbeit 
ins besondere auch außerhalb der juristischen Fachwelt – in der das Institut weltweit hohe 
Be kanntheit und Anerkennung genießt – weiter zu erhöhen. Zu den wesentlichen Auf ga ben 
der Abteilung zählen somit die aktive Pressearbeit, die Weiterentwicklung des Inter net-
auftritts, die Konzeption und Umsetzung von Broschüren und anderen Druck unter la gen, 
Instituts-Führungen für Gäste sowie der Aufbau und die Pfl ege von Kontakten zu rele-
van ten Institutionen und Organisationen. Mit diesen Aufgaben sind Nicola Wesselburg, 
Juliane Koop und Angelika Harksen betraut.

Intensive Medienarbeit
Ein besonderer Fokus lag im Jahr 2008 auf dem Aufbau einer aktiven Kommunikation 
mit den Medien, die als Multiplikatoren eine wesentliche Rolle für einen zunehmenden 
Bekannt heits grad des Instituts in der Öffentlichkeit spielen. Insbesondere durch die Posi-
tio nierung des Expertenwissens der wissenschaftlichen Mitarbeiter in Interviews und 
Grund lagen gesprächen zu rechts poli tischen und wirtschafts rechtlichen Themen konnten 
gute Kontakte in die Medienwelt geknüpft werden. Im Mittelpunkt der Presse ar beit ste hen 
außerdem die Aufgaben und Projekte des Instituts sowie dessen Forschungs- und Gut-
achten ergebnisse. Die besondere Herausforderung der Medienarbeit ist es, die wissen-
schaft liche Arbeit mit ihrer hohen Differenzierung auch für Laien verständlich zu erklären, 
ohne dabei die Inhalte zu sehr zu verkürzen oder gar zu verfälschen. Darüber hinaus wurden 
Jour na listen zu den vielfältigen Veranstaltungen im Hause eingeladen. Auf der Website 
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des Instituts gibt es nun einen speziellen Presse-Bereich, in dem Journalisten sowohl 
aktuelle Pressemitteilungen als auch Hintergrund- und Bildmaterial einfach recherchieren 
können. Insgesamt konnten durch die verschiedenen Maßnahmen diverse Beiträge in re-
nom mierten Zeitungen wie der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, dem Handelsblatt, der 
Bör sen zeitung oder dem Radiosender NDR-Info erzielt werden.

Präsentation nach außen
Um die Kommunikation mit der Öffentlichkeit zu vereinfachen, hat das Institut im Jahre 
2008 einen Kurzfi lm produziert, der in rund zwölf Minuten die Forschungsaufgaben und 
-projekte des Instituts in bewegten Bildern vorstellt. Im Mai verwandelte sich das Haus 
daher für eine Woche in einen Filmset. Zahlreiche Mitarbeiter unterstützten das von Florian 

Bruder und Ilse Groß initiierte Projekt als Statisten. Mittlerweile steht der Kurz fi lm auf 
DVD und zum Abspielen auf der Website www.mpipriv.de zur Verfügung. Darüber hinaus 
über nimmt die Öffentlichkeitsarbeit die Produktion von Tätigkeitsberichten, Flyern und 
an deren Druckerzeugnissen, die der Präsentation des Instituts nach außen dienen. Dabei 
wer den alle Aufgabenschritte von der Konzeption über die Umsetzung bis hin zur Er stel-
lung fertig gesetzter Druckvorlagen im Institut abgedewickelt.

Nichtwissenschaftliche Veranstaltungen
Die zunehmende Öffnung des Instituts gegenüber der Öffentlichkeit spiegelt sich auch 
in der steigenden Anzahl nichtwissenschaftlicher Veranstaltungen und Besuche wider. 
Delega tionen und Besuchergruppen aus dem Inland und aus Dänemark, Dubai, Norwegen 
und dem Jemen nahmen die Möglichkeit wahr, bei einer Führung durch Institut und 
Biblio thek das Institut und seine Wissenschaftler kennen zu lernen. Im November holte 
die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit die MPG-Ausstellung „Bilder aus der Wissenschaft“ 
ans Institut, deren Bilder die Forschungsarbeit verschiedener Max-Planck-Institute ein-
drucks voll dokumentieren.

Engagement in Initiativen
Das Institut engagiert sich aktiv in verschiedenen Initiativen. So ist das Institut Mitglied 
des  Netzwerks „Hamburg – Metropole des Wissens“, in der die Pressebeauftragten 
aller wissen schaftlichen Institutionen Hamburgs zusammen kommen und gemeinsame 
Aktivitäten wie die „Nacht des Wissens“ vorbereiten. Außerdem ist das Institut eine von 
zwei außer uni versitären Institutionen, die zusammen mit der Hamburger Behörde für 
Wissenschaft und Forschung eine Strategie für das Wissenschaftsmarketing in Hamburg 

Aus dem Institut

Kinoatmosphäre im Institut: Der Kurzfi lm wird den Mitarbeitern präsentiert.
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entwickeln. Darüber hinaus engagiert sich das Institut mit seinen Wissenschaftlern in den 
Initiativen „Rechtsstandort Hamburg e.V.“ und „Finanzplatz Hamburg e.V.“

Präsenz im Internet
Die Webseite www.mpipriv.de ist eine bedeutende „Visitenkarte“ des Instituts. Dank der 
Ver stärkung des Teams für die Öffentlichkeitsarbeit im Jahr 2008 können nun auf der 
neuen Webseite – nach ihrem Launch im Jahr 2007 – zunehmend aktuelle redaktionelle 
Bei träge zu Forschungsprojekten, Veranstaltungen und den Mitarbeitern des Instituts 
präsentiert werden.  Darüber hinaus ist die Internetredaktion für sämtliche CMS-basierten 
Projekte des Instituts verantwortlich. Neben der Erweiterung der Website um den neuen 
Presse-Bereich bereitete die Internetredaktion daher auch den Relaunch der Homepage der 
Inter national Research School for Maritime Affairs in das vom Institut genutzte Content 
Management System (CMS) vor und begleitete die Migration der Inhalte. Durch die regel-
mäßige Durchführung von CMS-Schulungen durch die Öffentlichkeitsarbeit können die 
Mitarbeiter ihre persönlichen Webseiten und die ihnen redaktionell zugewiesenen Web-
seiten eigenständig betreuen. Auch bei der Überarbeitung des bestehenden Intranets und 
dessen Migration in das CMS des Instituts, die kurz vor dem Abschluss steht, wirkte 
die Internetredaktion konzeptionell unterstützend mit und schuf die praktischen Voraus-
setzungen. Die technisch sehr gut ausgestattete Internetredaktion ist gleichzeitig Bild-
redaktion und bearbeitet sowie verwaltet das Fotomaterial des Instituts.
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Drittmittel, Spenden, Sponsoring

Die Arbeit des Instituts wird durch Drittmittel, Spenden und Zuwendungen von Spon-
soren unterstützt. Diese zusätzlichen Mittel erlauben es uns unter anderem, besondere 
Forschungsprojekte und Veranstaltungen durchzuführen, einem bestimmten Zweck ge-
widmete Stipendien zu vergeben und Anschaffungen – vor allem für die Bibliothek – zu 
tätigen, die sonst nicht fi nanziert werden könnten. 

Wir bedanken uns bei unseren Drittmittelgebern, Spendern und Sponsoren, die unsere 
Arbeit im Jahr 2008 gefördert haben:

Alexander von Humboldt-Stiftung, Bonn

DAAD Deutscher Akademischer Austauschdienst, Bonn

Deutsche Bundesbank, Frankfurt/Main

Deutsche Forschungsgemeinschaft, Bonn

Eduard v. Schwartzkoppen-Stiftung im Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e.V.

Freunde des Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Privatrecht e.V.

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Brüssel

Fritz Thyssen Stiftung, Köln

ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius, Hamburg

Stipendiaten

Das Institut betreut regelmäßig Stipendiaten verschiedener Organisationen. Im Jahr 2008 
wurden folgende Stipendiaten der Alexander von Humboldt-Stiftung und des Schweizer 
Nationalfonds betreut: 

Name Land Stipendium

Atamer, Yesim Türkei Humboldt

Bargelli, Elena Italien Humboldt

Dajczak, Wojciech Polen Humboldt

Darazs, Lenard Ungarn Humboldt

Du, Tao China Humboldt

Hadzimanovic, Natasa Schweiz Schweizer Nationalfonds

Je, Cheol-Ung Korea Humboldt

Jugeli, George Georgien Humboldt

Kim, Sang Yong Korea Humboldt-Forschungspreis

Krauskopf, Frederic Schweiz Schweizer Nationalfonds

Mignon, Vincent Schweiz Schweizer Nationalfonds

Noussia, Kyriaki Großbritannien Humboldt

Sakurada, Yoshiaki Japan Humboldt 

Schwander, Daniel Schweiz Schweizer Nationalfonds

Wegmann, Felix Schweiz Schweizer Nationalfonds

Aus dem Institut
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Statistische Angaben zum Personal

Stand 31.12.2008

Gesamt Vollzeit Teilzeit

Wissenschaftliche Mitarbeiter/innen (Referenten/-innen) 28 23 5

Nachwuchswissenschaftler/innen 27 1 26

Wissenschaftliche Hilfskräfte 14  0 14

Drittmittel fi nanzierte Mitarbeiter/innen 3 2 1

Mitarbeiter/innen im Bibliotheksbereich 23 10 13

Mitarbeiter/innen in der Öffentlichkeitsarbeit 4 0 4

Mitarbeiter/innen in der EDV 5 3 2

Mitarbeiter/innen in der Verwaltung 7 3 4

Mitarbeiter/innen im Sekretariats- und Redaktionsbereich 14 8 6

Mitarbeiter/innen im Bereich Haustechnik und Hausservice 7 3 4

Auszubildende 4 4 0

Beschäftigte am Institut insgesamt 136
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Impressum

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht
Mittelweg 187
20148 Hamburg
Telefon 040/41900–0
Telefax 040/41900–288
Internet: www.mpipriv.de

Wissenschaftliche Mitglieder, Direktoren

Prof. Dr. Dr. h.c. Jürgen Basedow
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Reinhard Zimmermann

Wissenschaftliches Leitungspersonal

Prof. Dr. Holger Knudsen

Emeritierte Wissenschaftliche Mitglieder

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich Drobnig
Prof. Dr. Dr. Dr. h.c. mult. Klaus J. Hopt
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hein Kötz
Prof. Dr. Dr. h.c. Ernst-Joachim Mestmäcker

Auswärtiges Wissenschaftliches Mitglied N.N.

Fachbeirat 

Prof. Dr. Dagmar Coester-Waltjen, Göttingen; Prof. Dr. Peter Doralt, Wien; Prof. Dr. James Russell 
Gordley, New Orleans; Prof. Dr. Dr.h.c. Peter Hommelhoff, Heidelberg; Prof. Dr. Herbert Kronke, 
Heidelberg; Prof. Dr. Jörg Pirrung, Luxemburg; Prof. Dr. Anton K. Schnyder, Zürich; Prof. Dr. Christiaan 
Timmermans, Luxemburg; Prof. Dr. Louis Vogel, Paris; Prof. Dr. Eddy Wymeersch, Gent. 

Kuratorium 

Prof. Dr. Siegbert Alber, Luxemburg; Prof. Dr. Ninon Colneric, Luxemburg; Prof. Dr. Claus-Dieter 
Ehlermann, Brüssel; Prof. Dr. Hansjörg Geiger, Berlin; Prof. Dr. Günter Hirsch, Karlsruhe; Dr. Georg 
Jarzembowski, MdEP, Straßburg; Carsten-Ludwig Lüdemann, Senator, Hamburg (bis Mai 2008); Dr. 
Bernd Michaels, Düsseldorf; Prof. Dr. Hans-Jörg Schmidt-Trenz, Hamburg; Prof. Dr. Dr. h.c. Horst 
Siebert, Kiel; Dr. Dirk Staudenmayer, Brüssel; Katharina M. Trebitsch, Hamburg. 

Wissenschaftliche Betreuung

Dr. Hannes Rösler

Redaktionelle Betreuung, Gestaltung und Produktion

Nicola Wesselburg, Angelika Harksen, M.A. Publizistik

Druck

reset Grafi sche Medien GmbH, Virchowstraße 8, 22767 Hamburg, www.reset.de

Bildnachweis Titel

Ernst Rabel, Ullstein Verlag
Institut Hof, Magazin und Treppenhaus, Oliver Heissner

Hamburg, März 2009
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